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Wir sprechen für Ihr Recht.
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Or gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

Versichern beruhigt?!

F ranz  B rand l  und  RA D r. Wol fgang Vö l k l ,  Wien

Oh Kraus!

RA P ro f . D r. Wal t e r  S t r ig l ,  Wien
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6 0 .  J a h r g a n g ,  F e b r u a r  1 9 9 8 ,  H e f t  2 

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g  

Präsident Dr. Klaus Hoffmann 

Rechtsstaat oder Richterstaat? 

Den im Editorial der Österreichischen 

Richterzeitung, Heft 1, Jänner 1998, 
unter der Überschrift: ,,Wer hat Angst 

vor schlanken Verfahren?" vom Präsi- 
denten der Richtervereinigung Dr. Josef 

Klingler angestellten Überlegungen, vor 

allem aber den Schlußfolgerungen, 

muß entschieden widersprochen wer- 

den. 

Aussagen, wie: 

,,Damit könnte man sich möglicherwei- 

se abfinden, wenn man gleichzeitig die 

Parteienvertretung durch Rechtsanwälte 

für entbehrlich erk1ärte"oder ,, . . ., daß 

die Parteienvertreter, die auch diesmal 

als die einzigen Gewinner der Wert- 

grenzennovelle dastehen, nun endgültig 

nichts mehr falsch machen können" 

oder ,, Die standesrechtlichen Gremien 

der Anwaltschaft schweigen zu solchen 

Aktionen diskret" oder Im Zusammen- 

hang mit solchen Prozeßrechtsreformen 

sollte es auch gesellschaftlich diskutiert 

werden, ob diejenigen Gruppierungen, 

die keinerlei Verantwortung für die bud- 

getären Konsequenzen ihrer Stand- 

punkte zu tragen haben, immer das letz- 

te Wort in Fragen der Rechtsforment- 

Wicklung für sich beanspruchen kön- 

nen", 

zeigen in erschreckender Weise, wie 

sich der Präsident der Richtervereini- 

gung eine Verfahrensreform vorstellt 

und wie er sie auch umsetzen würde, 

wenn er dies könnte. 

Daß bei einer solchen Abrechnung mit 

einer maßvollen, wegen angeordneter 

Revisionsbeschränkung, die Rechtsan- 

waltschaft keineswegs begünstigenden 

rechtsstaatlichen Entwicklung auch die 

Standesvertretung der Rechtsanwalt- 

Schaft das ihre abbekommt, entspricht 

dem eingeschlagenen Weg und signali- 

siert als Meinung der Richterschaft, daß 

es wohl am besten wäre, die freie 

Rechtsanwaltschaft überhaupt abzu- 

schaffen, um das Rechtsprechen im 

Staat den Richtern angenehmer zu ma- 

chen. 

Angesichts der bis zuletzt guten Bezie- 

hungen zwischen Richtern und Rechts- 

anwälten und dem bisher so sachlichen 

Meinungsaustausch der Standesvertre- 

tungen muß man sich allen Ernstes fra- 

gen, ob das, was bisher gesagt wurde, 

noch gilt oder ienes, was Präsident Dr. 

Klingler in seinem Editorial zum Jahres- 

wechsel sagt und umgesetzt sehen will. 

Und nun zum Grundsätzlichen: 

Der unabsetzbare und unversetzbare 

Richter ist ebenso Garant des Rechts- 

staates wie der freie Rechtsanwalt. So 
wie den Richtern die Bundesverfassung 

Vorrechte einräumt, gewährt der Ge- 

setzgeber solche Vorrechte auch 

Rechtsanwälten. Die richterliche Tätig- 

keit ist ebenso Dienstleistung wie die 

Tätigkeit des Rechtsanwaltes. Zuerkann- 

ten Vorrechten entsprechen besondere 

Verpflichtungen. Gewaltentrennung 

funktioniert nur in ihrer Ausgewogen- 

heit und Bindung an die Rechtsordnung 

an sich. Daß Vollziehung im allgemei- 

nen und Rechtsprechung im besonderen 

im Interesse des Rechtsstaates den vol- 

len Einsatz der Handelnden erfordert, 

ist eine Selbstverständlichkeit und gilt - 
bezogen auf das Verhältnis zwischen 

Pchtern und Rechtsanwälten - für iede 

dieser Berufsgruppen in gleicher Weise. 

Zu glauben, daß Rechtsanwälte sich zu 

Lasten der Richter das Leben leicht ma- 

chen wollen oder nur raschen persönli- 

chen Vorteil suchen, zeugt entweder 

von mangelndem Verständnis der Auf- 

gaben der Rechtsprechung im Rechts- 

staat, oder ist Ergebnis einer gewollten, 

aber gefährlichen Entwicklung. 

Es ist nicht der Richter im zivilrechtli- 

chen Verfahren, der zu bestimmen hat, 

was er beurteilen will, sondern es sind 

die Parteien, die dem Richter Sachver- 

halte vortragen, die sie beurteilt wissen 

wollen. Ihnen allein obliegt es daher, 

vorzutragen und Beweismittel zu nen- 

nen und deren Ausschluß zu beantra- 

gen, wenn dies die Verfahrensordnung 

erlaubt - und nicht dem Richter. 

Der Richter allerdings hat die Parteien 

aufzuklären, wenn seine rechtliche Be- 

urteilung eines Sachverhaltes von jener 

der Parteien abweicht. Er darf sie also 

nicht durch eine Rechtsauffassung - sei 

sie rechtserzeugend oder rechtsvernich- 

tend - überraschen. Daher ist es nur 

sachgerecht, wenn dem Berufungsge- 

richt in der Wertgrenzennovelle aufge- 

tragen wird, jener Partei, die durch eine 

andere rechtliche Beurteilung betroffen 

ist, dies auch zu sagen, vor allem dann, 

wenn der Anspruch dieser Partei im er- 

sten Rechtsgang bestätigt oder ein sol- 

cher ihr zuerkannt wurde. Auch im zi- 

vilrechtlichen Verfahren gilt der Grund- 

satz von Treu und Glauben und dessen 

Respektierung stärkt sowohl die Autori- 

tät des Rechtes als auch jene der 
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Der aktuelle Beitrag 

Rechtsprechenden. Rechtsprechung ist 

Dienstleistung um Bürger und nicht 

Selbstzweck der Handelnden. 

Daß auf Rechtsschutzeinrichtungen ver- 

zichtet werden sollte, weil sie etwas ko- 

sten, ist in gleicher Weise gefährlich für 

die Rechtsstaatlichkeit wie die Übereig- 

nung der Disposition in einem Verfah- 

ren an den Richter. Der österreichische 

Strafprozeß leidet noch immer unter der 

nicht überwundenen Inquisitionsmaxi- 

me. Soll sie auch in den Zivilprozeß 

Eingang finden? Soll das Recht auf Ver- 

tretung durch Rechtsanwälte als ent- 

behrlich tatsächlich beseitigt werden? 

Wie wäre es dann mit dem Recht auf 

Verteidigung bestellt und wie lange 

würde es aufrecht erhalten? 

Wollen wir tatsächlich den allmächtigen 

Richter, der seine Arbeitsbelastung 

selbst bestimmt und auch selbst be- 

stimmt, wieviel er für die gebotene Ent- 

lohnung zu leisten bereit ist? Sind es 

tatsächlich nur die Rechtsanwälte, die 

Informationen an die Medien geben, 

diesbezüglich aber wohlgemerkt durch 

ihr Berufsrecht beschränkt werden, oder 

liegt die Durchlässigkeit nicht woanders 

und in einem viel früheren Stand des 

Verfahrens? Darf nicht eher jener über 

sich reden, den es betrifft, als jene, 

denen das Gesetz Schweigen auferlegt? 

Rechtsstaatlichkeit bedarf der klaren 

und ausgewogenen Zuordnung von 

Rechten und Pflichten. Sie lebt aus dem 

wachen Bewußtsein der in ihr Handeln- 

den, dem Gesetz verpflichtet zu sein, 

und schließlich durch ihre Rechtsschutz- 

einrichtungen. Rechtsstaatlichkeit hat 

sicherlich ihren Preis, und wir zahlen 

diesen Preis gerne. Aus der Geschichte 

ist leidvoll zu lernen, was die Schwä- 

chung und Aufgabe von Rechtsstaatlich- 

keit - nicht nur bezogen auf Grund- und 

Freiheitsrechte - kosten kann und vielen 

wohl auch gekostet hat. 

Es sollte daher bei dem bleiben, was ich 
im Mai 1995 im Rahmen eines Vortra- 

ges vor der Österreichischen Juristen- 

kommission gesagt habe: 

,,In der Rechtspflege sollten alle in ihr 
Beteiligten erkennen, daß das gute Er- 
gebnis zählt, das rasch erreicht wird. Es 
sollte erkannt werden, daß Richtern und 

Rechtsanwälten definierte Positionen 

zukommen, die nicht im Gegensatz zu- 

einander stehen. Aufgabe des Rechts- 

anwaltes ist es, den Standpunkt seines 

Auftraggebers mit den Mitteln des 

Rechtsstaates dem Gesetz gemäß zu 

vertreten. Aufgabe des Richters ist es, 

die vorgetragenen Standpunkte geord- 

net zu prüfen und als Autorität und - 
lassen Sie mich dieses Bild zeichnen - 
als gerechter Richter eine Entscheidung 

zu treffen. 

Im Interesse dieser so wichtigen Anlie- 

gen sollten Richter, Rechtsanwälte und 

überhaupt Juristen, welche Aufgabe sie 

immer zu erfüllen haben, im Dienste des 

Rechtsstaates zusammenstehen, um ge- 

meinsam einer als schlecht erkannten 

Entwicklung entgegenzutreten, aber 

auch die Zukunft zu gestalten.” 
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Wichtige 

VfGH - Erhöhung des Pauschalsatzes 

Schreiben des 
Präsidenten des VfGH an 
Präsident Dr. Klaus Hoffmann 

Wien, am 16. Dezember 1997 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich darf Sie im Sinne Ihres an mich gerichteten Schreibens 
darüber informieren, daß die Mitglieder des Verfassungsge- 
richtshofes eine Neuregelung des Kostenersatzes beschlossen 
haben. Danach soll künftig dem System des Pauschalsatzes 
insofern Rechnung getragen werden, als dieser nur mehr für 
die - im späteren entsprechend erfolgreiche - Einbringung von 
Eingaben zugesprochen wird. Das bedeutet, daß für die Teil- 
nahme an Verhandlungen in von Amts wegen eingeleiteten 
Normenprüfungsverfahren (Zwischenverfahren) entgegen der 
bisherigen Übung keine weiteren Kosten mehr zugesprochen 
werden. 

Um dies auszugleichen, wurde die Erhöhung des Pauschalsat- 
zes dahin beschlossen, daß der Kostenersatz künftig - ab 
1. Jänner 1998 - S 22.500 beträgt, zuzüglich Umsatzsteuer 
und Stempelgebühren. 

Da der zugesprochene Kostenersatz auch künftig von Fall zu 
Fall leicht variieren wird (zB Stempelmarken) haben die Mit- 
glieder beschlossen, im Spruch der Entscheidungen die Ge- 
samtsumme auszuweisen und diese erst im Begründungsteil zu 
detaillieren. Dh, daß dort die Kosten nach dem Pauschalsatz 
(S 22.500) zuzüglich der Umsatzsteuer (S 4500) und der Ge- 
richtsgebühr (in der Regel: S 2500) ausgewiesen werden. 

Ich darf Sie bitten, Ihre geschätzten Kollegen davon zu unter- 
richten und bin mit meinen besten Grüßen und Wünschen Ihr 

Ludwig ADAMOVICH 

Erweiterte Wertgrenzen-Novelle 1997 - 
Neuer Normalkostentarif 

Schreiben des BMJ an die Präsidenten der Oberlandesgerichte 

22. Dezember 1997 

Die Erweiterte Wertgrenzen-Novelle 1 997 macht auch eine 
Neuerlassung der Verordnung über den Norrnalkostentarif 
erforderlich, die ebenfalls am 1. 1. 1998 in Kraft tritt. 

Insbesondere erfordert die Anhebung der Wertgrenze des 
$ 23 Abs 3 RATG für den 60%igen Einheitssatz von 100.000 S 
auf 140.000 S entsprechende Anpassungen der Anlagen des 
Normal kostentarifs. 

Außerdem werden aufgrund der Anhebung der Wertgrenze 
des $ 448 ZPO auf 130.000 S auch die das Mahnverfahren 
betreffenden Anlagen I ,  I I ,  VI und VII und aufgrund der Erhö- 
hung der Wertgrenze des 0 54 b Abs 1 Z 2 E 0  auf 130.000 S 
in Verbindung mit der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr die Anlage VIII b entsprechend erweitert. 

Der neue Normalkostentarif wurde am 30. 12. 1997 unter 
BGBl I I  1997/433 im Bundesgesetzblatt kundgemacht. 

Aus diesem Anlaß wird auch wieder der ,,Hand-Tarif für 
Rechtsanwälte" neu aufgelegt und in Form einer Sonderaus- 
gabe des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags voraus- 
sichtlich noch im Jänner 1998 im Weg der Oberlandesgerichte 
an die einzelnen Gerichte verteilt werden. 

Einstellung der Soforterledigung durch das 
Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern 
Wien 

GA 2 - 25/37/97 

Die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland teilt am 15. 12. I 997 mit: 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Finanzen wird mitge- 
teilt, daß im Hinblick auf die Personaleinsparungsmaßnahmen 

des Bundes sowie geänderter EDV-Verfahren bedauerlicher- 
weise ab sofort von Soforterledigungen durch das Finanzamt 
für Gebühren und Verkehrsteuern Wien Abstand genommen 
werden muß. 

Auf die nachstehende Verfügung wird verwiesen. 

Mittels Verfügung der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland, GA 3 - 129G/K/11/90 vom 13.4. 1990, wurde die Behandlung 
von persönlich überreichten dringenden Eingangsstücken betreffend Grunder- 
werbsteuerföllen festgelegt. 

Seitens des Bundesministeriums für Finanzen wurde dazu und hinsichtlich sonsti- 
ger Bemessungsfälle nunmehr festgestellt, da6 durch die zwischenzeitig einge- 
tretenen Änderungen (Möglichkeit zur Selbstberechnung sowie geänderte EDV- 
Verfahren) eine Aufrechterhaltung von Soforterledigungen nicht mehr systemkan- 
form ist. Die Bearbeitung derartiger Fälle ist daher im Sinne der bestehenden 
Dienstvorschriften vorzunehmen. 

Der Verfassungsgerichtshof im Netz 
1. Homepage 

Adresse: http://www.vfgh.gv.at; ernail: evidenz@vfgh.gv.at 
oder vfgh@vfgh.gv.at 

Inhalt: Allgemeine Informationen über den Verfassungsge- 
richtshof und seine Mitglieder sowie ausgewählte Entscheidun- 
gen und Prüfungsbeschlüsse des Verfassungsgerichtshofes, 
ganz aktuell am Tag der Presseaussendung bzw am Tag nach 
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Wichtige Information 

Zustellung an die Parteien. Abrufbar ist sowohl der Text der 

Presseaussendung als auch die Originalentscheidung im Ori- 

ginal-Layout der Entscheidung (!! Download als PDF-Datei"). 

Neu!: Eine Rubrik ,,Aktuelles" mit aktuellen Informationen des 

Verfassungsgerichtshofes; Termine - zB die nächsten Verhand- 

lungen - sowie sonstige Neuigkeiten werden laufend einge- 

spielt. 

2. RIS (Rechtsinformationssystem) im lnternet 

Adresse: http://www.ris.bka.gv.at 

Inhalt: Bundesrecht, Landesrecht, Rechtsprechung des Verfas- 

sungsgerichtshofs und Verwaltungsgerichtshofs. 

Verfassungsgerichtshof: Rechtsprechung von 1 980 bis 1 997; 
wöchentliche Aktualisierung; Abrufbarkeit der Entscheidun- 

gen ca eine Woche nach Zustellung an die Parteien, sowohl 

in einer informativen Kurzfassung (/! Rechtssätze") als auch im 

Originaltext. Suchmöglichkeiten zB nach Rechtsvorschriften 

oder Suchworten; weitgehend vollständige Dokumentation 

(derzeit zB 480 Beschlüsse und Erkenntnisse allein im Jahr 

1996). 
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10. März 

24. Feb. 

25. Feb. 

26. ieb. 

26. Feb. 

2. März 

2. März 

3. März 

3. März 

4. März 

4. März 

6. und 
7. März 

6. und 
7. März 

9. März 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Das außerstreitige 
Verfahren in Mietrechtssachen - Dr. Peter Ko- 
vanyi, Dr. Franz Terp 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Wohnungseigen- 
tumsbegründung im Altbau und Neubau - 
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Ing. Mag. Walter 
Stingl 

Wien 
MANZ-Seminar: DI DDr. Walter J. Jaburek, EDV- 
Verträge richtig gestalten - Tips aus der Praxis 
für die Praxis 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Aktueller Stand 
des Abfallrechts in Österreich - Mag. Wolfgang 
List 

Graz 
MANZ-Seminar: WP und StB Dr. Hans Bodendor- 
fer, RA DDDr. Dieter G. Kindel, Der //steueropti- 
mierte" Rechtsanwalt - Einzelunternehmen ver- 
sus Vergesellschaftung - Die steuerliche Optimie- 
rung für Rechtsanwaltssozietäten 

Wien 
MANZ-Seminar: DDr. Paul Nechvatal, Univ.- 
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Verkehrsunfall - Teil I 
von der Rekonstruktion bis zum Urteil 

Wien 
MANZ-Seminar: HR Franz M. Adamovic, Gene- 
ralanwalt Dr. Kurt Kirchbacher, Verfahrensrecht- 
liche Strukturen für das Rechtsmittelverfahren 

Wien 
Anwaltsa kadernie, Seminarreihe Steuerrecht - 
Unternehmenssteuerrecht 

Wien 
MANZ-Seminar: Peter-Erik Czak, Rhetorik-Crash 
- Prägnanz, Motivation, Charisma 

Wien 
Wiener Juristische Gesellschaft: Das einheitliche 
Anlagenrecht - Utopie oder Notwendigkeit? - 
RA Dr. Christian Schmelz 

Wien 
Anwaltsakadernie, Strafverfahren I 

Wien 
Anwaltsa kadernie, Die Vertriebsverträge 

Wien 
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 
Exekution I 

12. März 

13. März 

13. März 

13. und 
14. März 

13. und 
14. März 

13. und 
14. März 

17. März 

18. März 

18. März 

18. März 

19. März 

20. und 
2 1. März 

20. und 
2 1. März 

Villach 
Kärnter Juristische Gesellschaft: Rechtspolitische 
Aspekte des Miet- und Wohnrechtes - Univ.- 
Prof. Dr. Gottfried Ca11 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Kündigung und 
Entlassung in der Praxis - Mag. Dr. Gabriele 
Petrovi c 

Wien 
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbil- 
dung: Die Rechtsentwicklung im Zivilprozeß / E 0  
/ Insolvenzrecht - Vize-Präsident des OGH 
Dr. Hoffrnann, Univ.-Prof. Dr. Jelinek 

Salzburg 
ÖRAV-Seminar: RegR Franz Eidenberger, Grund- 
buch IV 

Wien 
Anwaltsakadernie, Die VfGH- und VwGH-Be- 
schwerde 

St. Georgen 
Anwaltsakadernie, Strafverfahren I 

Wien 
Anwaltsakademie, Bilanz- und Unternehmens- 
Steuerrecht in der Praxis des Wirtschaftsanwalts 

Wien 
Anwaltsakadernie, Seminarreihe Steuerrecht - 
internationales Steuerrecht 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Privatissimum zur 
neuesten Judikatur im Wohnrecht - Aktuelles zu 
Eintrittsrechten, Mietzinsbildung, Ablösen, Ein- 
malzahlungen - Dr. Wolfgang Dirnbacher 

Wien 
Wiener Juristische Gesellschaft: Datenbankrecht 
- Ass. Prof. Dr. Walter Blocher 

Graz 
Grazer Juristische Gesellschaft: Immobi- 
lienmaklerrecht - Mehrarbeit für Richter und 
Rechtsanwälte? - Dr. Rairnund Neuwirther 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Wohnbauförde- 
rung und Wohnhaussanierung in Wien - Burg- 
hart Bart(, SR Dr. Peter Heindl, Arch. Dip1.- 
Ing. Michaela Trojan 

Wien 
Anwaltsakademie, Der Bauvertrag und Bauver- 
fahren 

St. Georgen 
Anwaltsakadernie, Exekutionsrecht 
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Termine 

23. März 

25. März 

25. März 

26. und 
27. März 

26, bis 
28. März 

27. und 
28, März 

1. April 

3. und 
4. April 

7. April 

16. bis 
18. April 

17, April 

17. und 
18. April 

17, und 
18. April 

20. und 
2 1. April 

Wien 
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 
Exekution II 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Digitales Recht - 
Relevante Rechtsvorschriften rund um den Daten- 
highway - Mag. Michael Pilz 

Wien 
Verlag Österreich - Seminare: Gewährleistung 
und Schadenersatz - HR Dr. Franz Hartl, Sen.- 
Präs. Dr. Horst Schlosser 

Salzburg 
Verlag Orac/ARS: Steuerliche Behandlung des 
Kraftfahrzeuges - Umsatzsteuer - Normver- 
brauchsabgabe - Einkommensteuer - MR Dr. Emil 
Caganek, MR Dr. Roland Grabner 

Wien 
Anwaltsakademie, Die französische Rechtsspra- 
che 

St. Georgen 
Anwaltsakademie, Liegenschaftsvertrag 

Graz 
Grazer Juristische Gesellschaft: 0 29 MRG - die 
,neuen" Zeitmietverträge - Ri  Dr. Oskar Tonkli 

Wien 
Anwaltsakademie, Der Anwalt als Vertragsver- 
fasser 

Wien 
Anwaltsakademie, Seminarreihe Steuerrecht - 
Gebühren 

Wien 
Anwaltsakademie, Der Zivilprozeß 

St. Pölten 
ÖRAV-Seminar: RegR Franz Eidenberger, Grund- 
buch I 

St. Georgen 
Anwaltsakademie, Wettbewerbsrecht 

Linz 
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbil- 
dung: Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht 
- Vize-Präsident des OGH i R  Hon.-Prof. Dr. Ga- 
merith, Univ.-Doz. Dr. Grünwald, Univ.- 
Prof. Dr. Karohs, Univ.-Prof. Dr. Mazal, Univ.- 
Prof. Dr. Schrammet 

Wien 
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Schen- 
gen im Licht des Amsterdamer Vertrages 

2 I .  April 

23. und 
24. April 

24. und 
25. April 

24. und 
25. April 

13. Mai 

14. bis 
16. Mai 

27, Mai 

19. bis 
21. Nov. 

27, Feb. 

13. und 
14. März 

15. bis 
20. März 

16. und 
17. März 

Klagenfurt 
Kärnter Juristische Gesellschaft: Aktuelle Rechts- 
fragen des Versicherungsvertragsrechtes - 
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer 

Wien 
Verlag Orac/ARS: Steuerliche Behandlung des 
Kraftfahrzeuges - Umsatzsteuer - Normver- 
brauchsabgabe - Einkommensteuer - MR Dr. Emil 
Caganek, MR Dr. Roland Grabner 

St. Georgen 
Anwaltsakademie, Standesrecht 

Wien 
Anwaltsakademie, Das Standesrecht der Rechts- 
anwälte 

Graz 
Grazer Juristische Gesellschaft: Vorteilsausglei- 
chung im Gewährleistungsrecht - Univ.- 
Prof. Dr. Attila Fenyves 

Gmunden 
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbil- 
dung: Insolvenzverfahren - Pleiten in ihren Fa- 
cetten 

Graz 
Grazer Juristische Gesellschaft: Die Privatisierung 
kommunaler Einrichtungen (ökonomische Aspek- 
te im rechtlichen Zusammenhang) - Univ.- 
Prof. Dr. Reinbert Schauer 

Wien 
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbil- 
dung: Höchstgerichte 

Ausland 
München 
Deutscher Anwaltverein/Union Internationale des 
Avocats: Vertragsrecht und Haftungsfragen im 
lnternet 

Zürich 
Deutscher Anwaltverein/Deutsche Institution für 
Schiedsgerichtsbarkeit: ihr Mandat bei der Ein- 
schaltung staatlicher Gerichte vor, wührend und 
nach einem Schiedsgerichtsverfahren 

Cape Town 
International Bar Association (IBA): 1 3th Biennial 
Conference on Petroleum, Minerals, Energy & 
Resources Law 

Trier/Luxem burg 
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Ge- 
meinschaftsrecht für Steuerrechtler 
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Termine 

26. und 
27. März 

26. und 
27, März 

8. bis 
9, Mai 

14. bis 
16. Mai 

21. bis 
30. Mai 

29. Juni 
12. Juli 

Ljubljana 
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Einfüh- 
rung in das Recht der Europäischen Gemein- 
schaften (unter besonderer Berücksichtigung des 
Europa-Abkommens mit Slowenien) 

London 
AlJA/IBC-Seminar: Management von Bankrisken 
und Bekämpfung von Betrug 

Weimar 
Deutscher Anwaltverein/Deutsche Institution für 
Schiedsgerichtsbarkeit: Ihr Mandat als Parteien- 
Vertreter im Schiedsgerichtsverfahren 

Luxem bourg 
DACH: 18. DACH-Tagung: ,Besser verhandeln - 
Mediation" bzw f,Koordination statt Konfronta- 
tion" 

Kusadasi 
Mundivocat: 9. Weltmeisterschaft der Fußball- 
mannschaften der Rechtsanwaltskammern 

Washington 
International Law Institute: Introduction to Legal 
English 

3. bis Riga/LettIand 
5. Juli Deutscher Anwaltverein/Association Internatio- 

nale des Jeunes Avocats: Reorganization of com- 
panies / crises management in preinsolvency 

5. bis Trier (deutsch) 
8. Juli Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Associa- 

tion Europeenne des Avocats A.E.A.): Sommer- 
akademie Europäischer Wirtschaftsrechtler 

13. Juli bis Washington 

7, Aug. International Law Institute: 28th Annual Orientati- 
on in the US Legal System 

3. bis Berlin 
5. Sept. Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Associa- 

tion Europbenne des Avocats A.E.A.): Jahres- 
kongreß 

20. bis Sidney 

25, Sept. AIJA: 36. Jahreskongreß 

4. bis London 

9. Okt. IFA: 52. Jahreskongreß 
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schon gelesen? 

Der GmbH-Geschäftsführer kann (doch) nicht auf Entlastung 
klagen. OGH 26. 6. 1997, 7 Ob 2006/96 t; JBI 1997, 1 14. 
(Damit folgt der Senat 7 der massiven Kritik in der Literatur 
gegenüber jenen Meinungen, die - bisher - die Klagbarkeit 
auf Entlastung anerkannt haben.] 

Weist ein Neuwagen überhöhten Kraftstoffverbrauch (gegen- 
über dem Prospekt bzw den Zusagen) auf, kann (erst) ab einer 
1 O%igen Überschreitung auf Wandelung geklagt werden: 
BGH 18. 6. 1997, Vlll ZR 52/96; Pressemitteilung des BGH 
Nr 40/97, Juristisches Internetprojekt Saarbrücken, 
http://www. jura.uni-sb.de. 

In einer Verfahrensordnung iS 9 360 Abs 1 GewO 1994 hat 
die Behörde den vom Betriebsanlagen-Inhaber herzustellen- 
den ,,Sollzustand" konkret zu beschreiben; die zur Errei- 
chung des Sollzustandes notwendigen Maßnahmen hat die 
Behörde hingegen erst nach ungenütztem Ablauf der Frist 
bescheidmäßig zu verfügen (VwGH 16. 7. 1996, 96/04/ 
0062; ZfVB 1997/1360). 

Auch wenn die Unterbehörde mit ,, Normalgenehmigung" vor- 
gegangen ist, kann im Instanzenzug - bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen - die bescheidmäßige Feststellung nach 
9 359 b Abs 1 GewO 1994 erfolgen (VwGH 16. 7. 1996, 
96/04/01 18; ZfVB 1997/1363; VwGH 12. 1 1. 1996, 
96/04/01 93 und 96/04/01 66; WBI 1997, 399). 

Vertragsgegenstand von Syndikatsverträgen ist die Aus- 
übung des Stimmrechts, ohne unmittelbar in die gesellschaft- 
liche Organisation einzugreifen. Die bindungswidrig abgege- 
bene Stimme ist daher wirksam; eine Beschlußanfechtung 
scheidet aus, sofern sich die Stimmbindung nicht darauf be- 
schränkt, die auch sonst gegebene Treuepflicht zu konkretisie- 
ren. OGH 5. 12. 1995,4 Ob 588/95; NZ 1997,294. 

Ausnahmsweise Eigenhaftung des Gesellschafter-Geschäfts- 
führers wegen Verletzung von Aufklärungspflichten der Ge- 
sellschaft, wenn er die Verhandlungen durch Inanspruchnah- 
me besonderen persönlichen Vertrauens beeinflußt oder am 

VertragsabschluD ein erhebliches und unmittelbares Wirt- 
schaftliches Eigeninteresse hatte. OGH 29. 10. 1996, 4 Ob 
2308/96 g, ecolex 1997, 82 = WBl 1997, 124. 

Die Einrichtung eines nur mit Begünstigten besetzten Beirats 
einer Privatstiftung dem (ua) die Befugnis zur Bestellung 
sowie auch zur Abberufung von Mitgliedern des Stiftungsvor- 
Stands ohne Beschränkung auf einen wichtigen Grund oder 
die Bestimmung von Vergütungen für den Vorstand zukommt, 
ist infolge Interessenkollision und zur Vermeidung der Umge- 
hung der Unvereinbarkeitsbestimmungen unzulässig. OGH 
12. 5. 1997,6 Ob 39/97x, RdW 1997,535 = GesRZ 1997, 
180. 

Die Erlassung einer einstweiligen Verfügung gem § 42 Abs 4 
GmbHG, mit der die Ausführung eines Beschlusses zur Abbe- 
rufung eines Geschäftsführers aufgeschoben wird, ist auch 
dann noch zulässig, wenn er schon im Firmenbuch eingetra- 
gen wurde. Eine solche eV ändert die Vertretungsbefugnis 
neuerlich. Diese ist anzumelden und der abberufene Ge- 
schäftsführer ist wieder einzutragen. OGH 24. 4. 1997,6 Ob 
2378/96 S, RdW 1997,535 = WBI 1997,392. 

99 127, 142,144,146, 148 a StGB: 

Bankomatkarten sind auch dann keine Wertträger, wenn dem 
Täter der persönliche Code bekannt ist. Sie können daher 
weder Gegenstand eines Diebstahls, noch eines Betruges, 
noch eines Raubes und somit auch keiner Erpressung sein. An 
der Beurteilung der Geldbehebung aus Bankomaten unter 
mißbräuchlicher Verwendung von fremden Bankomatkarten 
oder Bankomatkarten-Duplikaten als Diebstahl hat sich durch 
das Inkrafttreten des 9 148 a StGB nichts geändert. 
Geldabhebungen unter Verwendung von unbefugt hergestell- 
ten Bankomatkarten-Duplikaten erfüllen den Tatbestand des 
Diebstahls nach § 127 StGB. Der Gewahrsam am Geldinhalt 
von Bankomaten steht dem jeweiligen (automatenaufstellen- 
den) Bankinstitut, nicht aber dem Codekarteninhaber zu, der 
daran auch keinen Mitgewahrsam, sondern lediglich ein ihm 
von seiner (kontoführenden) Bank eingeräumtes (einge- 
schränktes) Geldbezugsrecht besitzt. 
Ein Betäubter (Bewußtloser) kann weder genötigt noch erpreßt 
werden, weil es an der hiefür wesentlichen willensgesteuerten 
Reaktion als Nötigungsziel gebricht. OGH 10. 12. 1996, 
14 Os 71,78/96. 
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9 152 Abs 1 Z 4, Abs 2 und Abs 3 StPO: Verbot der Be- 
schlagnahme von Unterlagen eines Parteienvertreters 
Das Entschlagungsrecht des beruflichen Parteienvertreters 

nach 9 152 Abs 1 Z 4 StPO (und damit auch das Umgehungs- 
verbot noch Abs 3 leg cit) entfällt, wenn begründeter Verdacht 
besteht, daß er selbst an der strafbaren Handlung seines 
Klienten teilgenommen hat oder sie durch strafbare Handlun- 

gen zu decken sucht. OGH 19. 3. 1997, 13 Os 28 - 30/97. 

Schon gelesen? 

Das Verbrechen nach 9 3 h Verbotsgesetz kann - als soge- 
nanntes Erfolgsdelikt - unter den in 9 2 StGB normierten Vor- 
aussetzungen auch durch Unterlassung begangen werden. Um 

Garant zu sein, rnuß der Täter, dem die Verwirklichung des 
gegenständlichen Delikts durch Nichtverhinderung der Veröf- 

fentlichung eines Artikels in einem Druckwerk vorgeworfen 
wird, die faktische oder rechtliche Möglichkeit gehabt haben, 
auf die Veröffentlichung dieses Artikels Einfluß zu nehmen. 
Die Stellung einer Eventualfrage noch der Begehung des § 3 h 
Verbotsgesetz durch Unterlassung ist nicht notwendig. OGH 
21. 5. 1995, 11  Os 4/96. 

§ 12 SGG: 
Der Begriff des In-Verkehr-setzens eines Suchtgiftes erfaßt 

nicht nur den Verkauf, sondern auch jedes andere Weiterge- 
ben, ia selbst die unentgeltliche Überlassung zum sofortigen 
Konsum. OGH 5. 12. 1996, 15 Os 188/96. 

Diese Ausgabe von ,,Schon gelesen?" entstand unter Mitwir- 
kung von Dr. Monfred Ainedter, Dr. Horst Auer, Dr. Horald 
Bisonz und DDr. Hellwig Torggler. 
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Franz Brand1 und RA Dr. Wolfgang Völkl 

Versichern beruh ig t? ! 

Die verschiedenen technischen Kommuni kationsmöglichkeiten 
bewirken, daß auch die Arbeit der rechtsberatenden Berufe 
unter immer größerem Zeitdruck ausgeübt werden muß, wo- 
durch sich die Risken, einen Schadenersatzansprüche auslö- 
senden Fehler zu begehen, häufen. Um die Klienten vor den 
Folgen dieser Fehler zu schützen und natürlich auch dem 
Anwalt die Schadensliquidierung zu erleichtern, ist gem 5 21 a 
RA0 jeder Rechtsanwalt verpflichtet, vor Aufnahme seiner 
Berufstätigkeit dem Ausschuß der Rechtsanwaltskammer nach- 
zuweisen, daß zur Deckung der aus dieser Tätigkeit gegen ihn 
entstehenden Schadenersatzansprüche eine Haftpflichtversi- 
cherung bei einem zum Geschäftsbetrieb in Österreich zuge- 
lassenen Versicherer besteht. Er hat die Versicherung während 
der Dauer seiner Berufstätigkeit aufrecht zu erhalten und dies 
seiner Rechtsanwaltskammer nachzuweisen. Kommt der 
Rechtsanwalt seiner Verpflichtung zum Abschluß und zur Auf- 
rechterhaltung dieser Pflichthaftpflichtversicherung nicht nach, 
so ist ihm bis zur Erbringung des Nachweises über die Erfül- 
lung dieser Verpflichtung, die Ausübung der Rechtsanwalt- 
Schaft einzustellen. Die Mindestversicherungssumme hat 
S 500.000,- zu betragen. Der Bundesminister für Justiz kann 
nach Anhörung des ÖRAK im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Finanzen die Mindestversicherungssumme bis zum 
Fünffachen erhöhen, soweit dies aufgrund der Änderung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse erforderlich ist. 

Vor dem Hintergrund dieses rechtlichen Rahmens werden von 
allen größeren in Österreich tätigen Versicherungsunterneh- 
men Vermögensschadenshaftpflichtversicherungsverträge an- 
geboten. Die einzelnen Rechtsanwaltskammern haben dar- 
über hinaus Großschadenshaftpflichtversicherungsverträge 
als ,, Gruppenversicherung” für ihre Mitglieder abgeschlossen. 
Bei entsprechender Wahl der Versicherungssumme ist derzeit 
ein Versicherungsschutz aus dem Grundvertrag und dem 
Großschadenshaftpflichtversicherungsvertrag bis zu etwa 
S 30 Mio möglich. 

Die Bedeutung der Berufshaftpflichtversicherung nimmt aus 
vielerlei Gründen - im wesentlichen wohl durch das gestiegene 
Anspruchsbewußtsein -zu. Es ist durchaus ratsam, über seine 
Haftpflichtversicherung Bescheid zu wissen, um nicht im Scha- 
densfall mit bösen Überraschungen konfrontiert zu sein. Durch 
die dramatisch zunehmende Schadenbelastung wurden von 
der Versicherungswirtschaft einerseits die Prämien stark ange- 
hoben und andererseits der Deckungsumfang eingeschränkt. 
Der Wunsch des Versicherers, das von ihm übernommene 

Risiko überschaubar bzw kalkulierbar zu machen, steht insbe- 
sondere bei der zeitlichen Abgrenzung des Versicherungs- 
Schutzes dem Sicherheitsbedürfnis des Versicherungsnehmers 
entgegen. 

Die von vielen erwartete Änderung auf der Anbieterseite durch 
den EU-Beitritt ist nicht eingetreten. Dies deshalb, da jene 
Versicherer, die österreichisches Geschäft zeichnen wollen, 
schon seit Jahren in Österreich ansässig sind. Die Erfahrung 
zeigt, daß Grunddeckungen zur Berufshaftpflichtversicherung 
so gut wie nicht bei Versicherern im Ausland zu erhalten sind, 
sehr wohl jedoch Exzedenten-Deckungen (Zweitrisiko-Versi- 
cherungen). In der Haftpflichtversicherung ganz generell, be- 
sonders jedoch in der Berufshaftpflichtversicherung, ist es nicht 
ratsam, Versicherer in Ländern anzusprechen, deren Rechts- 
Systeme nicht mit dem österreichischen vergleichbar sind. Die 
Sprachbarrieren und unterschiedliche Mentalität, was die Li- 
quidierung von Schäden betrifft, sollten ebenso nicht unter- 
schätzt werden. Anders ist die Situation bei Exzedenten-Dek- 
kungen, in denen üblicherweise vereinbart wird, daß der 
Exzedenten-Versicherer dem Wording des Grund-Versiche- 
rers und dessen Schadenabwicklung folgt. Der Kunde kann 
daher, ohne ein allzu großes Risiko eingehen zu müssen, diese 
Exzedentendeckungen auch im Ausland einkaufen. 

Trotz Abschlusses eines Versicherungsvertrages sind aber 
nicht alle möglichen Schäden gedeckt. Diesbezüglich besteht 
ein gravierender Unterschied welche Versicherungsbedingun- 
gen dem abgeschlossenen Versicherungsvertrag zugrunde Iie- 
gen. Die überwiegende Zahl der Primärvermögensschadens- 
haftpflichtversicherungsverträge sind derzeit auf Grundlage 
der AVB 1 951 (Allgemeine Versicherungsbedingungen zur 
Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden) und der BBHV 
(Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung für 
Vermögensschäden) abgeschlossen, auf die sich die folgenden 
Ausführungen im wesentlichen beziehen. 

Seit dem Beitritt Österreichs zur EU ist die Bewilligungspflicht 
der Versicherungsbedingungen durch die Aufsichtsbehörde 
weggefallen, sodaß jeder Versicherer in der Gestaltung seiner 
Bedingungen frei ist. Von diesem Recht hat auch ein namhafter 
österreichischer Versicherer bereits Gebrauch gemacht. Die 
Rechtslage wird daher für vertragsabschlußwillige Versiche- 
rungsnehmer immer unübersichtlicher, die Transparenz über 
die von den Versicherern angebotenen Leistungen immer 
schwieriger. 
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Abgesehen von den Problemen, die sich aus den Ausschluß- 
tatbeständen der AVBV ergeben, sind die Versicherer in letzter 
Zeit auch bestrebt, die Nachhaftung (Deckung nach Beendi- 
gung des Versicherungsvertrages) zeitlich zu begrenzen. 

Der zeitliche Anknüpfungspunkt, ob ein Versicherungsfall aus 
einer Vermögensschadenshaftpflichtversicherung Deckungs- 
schutz findet, ist der Verstoß, das heißt: der Zeitpunkt der 
Handlung bzw Unterlassung, die zu Schadenersatzansprü- 
chen gegen den Versicherungsnehmer fuhrt, muß in die Lauf- 
zeit des Versicherungsvertrages fallen. 

Da in der Berufshaftpflichtversicherung zwischen Verstoß und 
Anspruchserhebung erfahrungsgemäß viele Jahre liegen kön- 
nen, und speziell Versicherungsverträge, die in den letzten 
5 Jahren abgeschlossen wurden, Nachhaftungsbegrenzungen 
insoweit vorsehen, als die Anspruchserhebung innerhalb von 
2 bis 5 Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertrages 
erfolgen muß, kann jede Beendigung des Versicherungsvertra- 
ges, ob nun anläßlich einer Pensionierung oder nur wegen 
eines Versichererwechsels, dazu führen, daß trotz zeitlich 
gesehen lückenlosem Versicherungsschutz während der 
Berufsausübung deckungsfreie Zeiträume entstehen. 

Soweit die Beendigung des Versicherungsvertrages vom Wil- 
len des Versicherungsnehmers abhängt, kann durch gezielte 
Maßnahmen diesem Risiko entgegengewirkt werden. Anders 
stellt sich die Situation dann dar, wenn der Versicherungsver- 
trag durch den Versicherer, etwa durch eine Schaden- oder 
Ablaufkündigung, beendet wird. Das fuhrt dazu, daß der 
umsichtigste Versicherungsnehmer trotz durchgehender Prä- 
mienzahlung Gefahr läuft, für Schadenfälle, die während 
eines versicherten Zeitraumes verursacht wurden, aber erst 
nach Ablauf der Nachhaftung (richtigerweise Nachdeckung), 
geltend gemacht werden, keinen Versicherungsschutz zu ha- 
ben. 

Soweit diese Klausel in einem Versicherungsvertrag mit der 
gem § 2 i  a RA0 normierten Grunddeckungsversicherungs- 
summe enthalten ist, müßte sie uE sogar nichtig sein, weil 
5 21a RA0 eine Bestimmung zwingenden Rechtes ist und 
durch die Beschränkung der Nachdeckung der normierte un- 
eingeschränkte Versicherungsschutz unterlaufen wird. 

Ein weiteres nicht unbedeutendes Problem ergibt sich dadurch, 
daß jene Versicherungssumme, die zum Zeitpunkt des Versto- 
ßes bestanden hat, maßgeblich für den summenmäßigen Dek- 
kungsschutz ist. Wie schon erwähnt, können zwischen Verur- 
sachung und Anspruchserhebung viele Jahre liegen; verstärkt 
durch den Umstand, daß die Berufshaftpflichtversicherung 
üblicherweise auf 10 Jahre abgeschlossen wird, entspricht die 
Versicherungssumme bei weitem nicht mehr dem Wert, wel- 
cher zum Vertragsabschluß, der zwanzig und mehr Jahre.vor 

der Anspruchserhebung liegen kann, als notwendig und rich- 
tig befunden wurde. 
Zu alldem kommt noch, daß in den Versicherungsbedingun- 
gen, abgesehen davon, daß der Versicherungsschutz nur dann 
besteht, wenn der Fehler im Rahmen einer spezifisch berufs- 
bildlichen Tätigkeit begangen wird, und dadurch Haftpflicht- 
ansprüche privatrechtlichen Inhaltes (nicht öffentlich-rechtli- 
chen Inhaltes) ausgelöst werden, in den Versicherungsbedin- 
gungen noch eine beachtliche Anzahl von Ausschlußtatbestän- 
den enthalten sind, die sich, wie noch weiter unten zu zeigen 
sein wird, vor allem auch bei Fehlern im Rahmen der Abwick- 
lung von Treuhandschaften in letzter Zeit sehr negativ ausge- 
wirkt haben. 

Ausschlüsse nach Art 4 AVBV 

1. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Haftpflicht- 
ansprüche: 

I .  welche vor ausländischen Gerichten geltend gemacht wer- 
den - dies gilt auch im Falle einer inländischen Exekutionsbe- 
willigung -; wegen Verletzung oder Nichtbeachtung ausländi- 
schen. Rechtes; wegen einer im Ausland vorgenommenen Tä- 
tigkeit; 

2. soweit sie aufgrund eines Vertrages oder besonderer Zu- 
sage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinausge- 
hen; 

3. wegen Schadensstiftung durch wissentliches Abweichen 
von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des Macht- 
gebers (Berechtigten) oder durch sonstige wissentliche Pflicht- 
verletzung; 

4. aus der Überschreitung von Voranschlägen und Krediten 
sowie aus Einbußen bei Krediten oder Kapitalinvestitionen, 
aus der Anschaffung und Verwertung von Waren und Papie- 
ren; aus der entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermittlung, 
Empfehlung oder der kaufmännischen Durchführung von wirt- 
schaftlichen Geschäften, insbesondere von Geld-, Bank-, ia- 

gerhaus und Grundstücksgeschäften; 

5. aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Mitglied 
eines Vorstands-, Verwaltungs- oder Aufsichtskollegiums, iei- 
ter, Syndikus oder Angestellter privater Unternehmungen, Ver- 
eine oder Verbände; 

6. wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der Kassen- 
Führung, durch Verstöße beim Zahlungsakt, durch Veruntreu- 
ung des Personals des Versicherten oder anderer Personen, 
deren er sich bedient, entstehen; 

7. aus nicht rechtzeitigem Abschluß (Fortsetzung oder Er- 
neuerung) und aus nicht ausreichendem oder nicht vollkomme- 
nem Umfang sowie aus nicht rechtzeitiger Bezahlung der 
Prämien (Beiträge) von Versicherungsverträgen und aus der 
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nicht ordnungsgemäßen Bedienung (einschließlich Zinsenzah- 

IungJ von Hypotheken; 

8. die aus der Tätigkeit von nicht in die Versicherung einbe- 

zogenen Geschäftsteilhabern des Versicherungsnehmers erho- 

ben werden; 

9. aJ von Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in 

häuslicher Gemeinschaft leben, sowie von Angehörigen des 

Versicherungsnehmers; als Angehörige gelten: 

der Ehegatte des Versicherungsnehmers; 

wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader Linie oder im 

zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verschwägert ist. 

Ansprüche von Mündeln gegen den in dieser Eigenschaft 

versicherten gerichtlich bestellten Vormund werden durch die- 

se Ausschlüsse nicht betroffen; 

bJ von Geschäftsteilhabern des Versicherungsnehmers; 

cJ von juristischen Personen, wenn die Majorität der Anteile 

und von sonstigen Gesellschaften, wenn ein Anteil dem Versi- 

cherungsnehmer oder Versicherten oder einem Geschäftspart- 

ner oder Angehörigen des Versicherungsnehmers oder Versi- 

cherten gehört. 

I/. Ein Ausschließungsgrund (Abs 1) wirkt gegen sämtliche 

Personen, auf welche sich der Versicherungsschutz dieses 

Vertrages erstreckt, auch wenn er bei einem Ersatzanspruch 

nur hinsichtlich einer oder eines Teiles dieser Person gegeben 

ist. 

Die einzelnen Ausschlußtatbestände ergeben, daß der in Art I 
ohnehin nicht gerade umfassend vereinbarte Versicherungs- 

Schutz noch weiter und ziemlich drastisch reduziert wird - aus 

Sicht der Versicherer allerdings nicht unberechtigt, da einer- 

seits wie auch im VersVG vorgesehen, die vorsätzliche bzw 

wissentliche Herbeiführung eines Versicherungsfalles ausge- 

schlossen werden soll, andererseits jede Risikoerhöhung, die 

durch Ausübung nicht berufsbildgemäßer Tätigkeiten von Ver- 

sicherungsnehmern entsteht, ebenfalls nicht gedeckt sein soll. 

ad Z I: 
Der Text bedarf insofern einer Interpretation, als der erste 

Satzteil ,,welche vor ausländischen Gerichten geltend gemacht 

werden'' einerseits bedeutet, daß der Deckungsausschluß auch 

dann besteht, wenn in dem Verfahren vor dem ausländischen 

Gericht österreichisches Recht zur Anwendung zu kommen 

hätte. Es handelt sich dabei allerdings nur um einen formellen 

Ausschlußtatbestand, da für den Fall, daß sich die materielle 

Deckungspflicht nach inländischem Recht oder auch nach 

außergerichtlicher Prüfung im Inland als gegeben erweisen 

sollte, der Versicherer dennoch die Leistung zu erbringen 

haben wird. Die Konsequenz aus der Formulierung des ersten 

Halbsatzes ist lediglich die, daß der Versicherer sich die 

Kosten des im Ausland geführten Schadenersatzprozesses er- 

sparen kann. Zur sogenannten ,, Auslandsdeckung" gibt es 

keine Judikatur. Interpretationsversuche wurden in Bruck/MöI- 

ler/Johannsen und Prö//s/Martin vorgenommen. Das Problem 

muß nun im Hinblick auf den EU-Beitritt sicherlich neu behan- 

delt werden. Dem wurde insoferne Rechnung getragen, als die 

Klausel 1 der BBHV bereits abweichend von Art 4.1.1 AVBV 
auch die Möglichkeit des Versicherungsschutzes für Ausland 

vorsieht. Der Auslandsdeckungsausschluß besteht iedenfalls 

teilweise auch nicht für die von den Rechtsanwaltskammern 

abgeschlossenen GroßschadensversiCherungen. 

ad Z3: 
Bei diesem Ausschlußtatbestand handelt es sich um einen, der 

in der Praxis ebenfalls Probleme macht, weil für die Bege- 

hungsform der Wissentlichkeit keine Anknüpfungsmöglichkeit 

an traditionelle Schuldformen besteht. Nach der deutschen 

Judikatur liegt Wissentlichkeit bereits dann vor, wenn der 

Versicherungsnehmer seine Pflicht positiv gekannt hat und der 

Pflichtverstoß für den Schaden ursächlich geworden ist - an- 

ders als bei den sonst bekannten Formen des Verschuldens 

müssen die Schadensfolgen vom Wissen des Versicherungs- 

nehmers nicht umfaßt sein, dh also, daß die Voraussetzungen 

für die Annahme des wissentlichen Verstoßes auf wesentlich 

niedrigerem Niveau liegen als bei den traditionellen Schuld- 

formen, wie insbesondere beim Vorsatz, bei dem nicht nur das 

Wissen um die Rechtswidrigkeit des Verhaltens, sondern auch 

um die Schadensfolgen Voraussetzung ist. 

Dementsprechend streng ist die (auch hier im wesentlichen 

wieder deutsche) Judikatur. 

Die von der deutschen Lehre und Rechtsprechung in vorstehen- 

dem Sinne entwickelte Interpretation erscheint auch für den 

österreichischen Rechtsbereich durchaus anwendbar, da die 

Wissentlichkeit im Sinne dieser Bedingungsbestimmung im 

Hinblick auf 9 152 VersVG, wonach ia bereits die vorsätzliche 

Herbeiführung des Versicherungsfalles den Versicherer lei- 

stungsfrei macht, ein aliud gegenüber den überwiegend ge- 

bräuchlichen Schuldformen darstellt. 

Nachdem jeder Steuerberater weiß, daß die Steuererklärung 

innerhalb bestimmter Fristen abzugeben sind und es, sei es 

durch Arbeitsüberlastung infolge Übernahme zu vieler Man- 

date oder Beschäftigung von zu wenig Personal und derglei- 

chen, zur Versäumung von Fristen und damit zur Vorschrei- 

bung von Säumniszuschlägen kommt, stellen Fristversäumnisse 

aus diesen Ursachen einen wissentlichen Verstoß dar. Der 

deutsche Bundesgerichtshof geht in diesen Fällen davon aus, 

daß immer positives Wissen darüber besteht, daß die Nichtab- 

gabe der Erklärungen bzw die nicht fristgerechte Abschlußer- 

Stellung nicht den geltenden Vorschriften entsprechen kann. 
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Dies insbesondere, weil den Steuerberater aufgrund des Man- 
dates die Rechtspflicht zum fristgerechten Tätigwerden trifft. 

Der Leistungsausschluß wegen wissentlicher Pflichtverletzung 
greift gegenüber einem Rechtsanwalt iedenfalls dann ein, 
wenn der Schaden, für welchen der Versicherer Deckung 
gewähren soll, darauf zurückzuführen ist, daß der Anwalt die 
Bearbeitung der Rechtssache einstellte, weil es sich nach seiner 
Meinung um eine ,, schwierige Rechtslage" handelt. Ein Steu- 
erberater begeht eine schwerwiegende Pflichtverletzung, 
wenn er bei Erteilung einer Anlageempfehlung seinem Man- 
danten nicht offenbart, daß er für das Zustandekommen der 
Beteiligung eine Provision erhält, jedoch bleibt die Kausalität 
zu prüfen. 

Unordentliche Aktenführung eines Notars ist für sich allein 
noch keine wissentliche Pflichtverletzung. 

Aus dem der Wiedergabe des Beschlusses des OGH vom 
21. 2. 1974,7 Ob 23/74, (VersR 1975 S 171 ) vorangestell- 
ten Leitsatz scheint sich zu ergeben, daß ein wissentlicher 
Verstoß auch dann vorliegen könnte, wenn der Versicherungs- 
nehmer eine ihm ,, stillschweigend'' erteilte Anweisung nicht 
befolgt. Dieser Leitsatz ist insofern irreführend, als er so in dem 
Beschluß nicht vorkommt und der OGH in dem Beschluß nur 
zum Ausdruck bringt, daß der Versicherungsnehmer bei Bear- 
beitung seines Auftrages alles zu unterlassen hat, was die 
Erfüllung des Auftrages gefährden könnte. Der Verstoßtatbe- 
stand greift iedenfalls immer dann ein, wenn das Bewußtsein 
der Rechtswidrigkeit der Handlungsweise vorliegt. Der Begriff 
des wissentlichen Verstoßes kann von einem durchschnittlich 
verständigen Versicherungsnehmer nur so verstanden werden, 
daß die Kenntnis des Umstandes genügt, daß das Verhalten 
von Gesetz, Vorschrift etc abweicht. 

ad Z 4 und 5: 
Durch diese Ausschlußtatbestände sollen Schäden von der 
Versicherung ausgeschlossen werden, die durch Übernahme 
berufsbildfremder Tätigkeiten durch den Versicherungsnehmer 
verursacht werden, wodurch das Risiko erhöht wird. Nach der 
Judikatur muß allerdings bei Abwicklung derartiger Schäden 
streng unterschieden werden, ob der Fehler dem Mitglied des 
rechtsberatenden Berufes tatsächlich bei Ausübung der ande- 
ren Tätigkeit oder bei einer spezifisch juristischen Tätigkeit 
unterlaufen ist. Diesbezüglich ist die Judikatur allerdings nicht 
einheitlich. 

Ausdrücklich soll in diesem Zusammenhang darauf hingewie- 
sen werden, daß durch diese beiden Bedingungsbestimmun- 
gen Schäden, die sich bei der Ausübung eines vermögensver- 
waltenden Berufes, wie Hausverwalter und Vermögensverwal- 
ter im eigentlichen Sinn ergeben können, ausgeschlossen er- 
scheinen. Aus diesen beiden Bedingungsbestimmungen im 

Zusammenhang mit Art 1/I Abs 1 AVBV ergibt sich aber 
zumindest faktisch, daß eben die Tätigkeit eines Rechtsanwal- 
tes als Hausverwalter nicht in die Versicherung miteingeschlos- 
Sen ist, wenn er nicht unter ausdrücklichem Hinweis auf seine 
Tätigkeit als Hausverwalter bzw Vermögensverwalter diese 
beiden Bedingungsbestimmungen abbedingt oder aber seine 
Mehrfachtätigkeit von vornherein offenlegt. Seit 1. 6. 1992 
werden jedoch die BBHVvereinbart, gem deren Klausel 5 auch 
die Hausverwaltertätigkeit von Rechtsanwälten und Verteidi- 
gern in Strafsachen vom Versicherungsschutz umfaßt ist. 

Nach deutscher Judikatur sind aber jedenfalls Haftpflichtan- 
Sprüche gegen den als Konkursverwalter tätigen Rechtsanwalt 
aus der Fortführung des in Konkurs gefallenen Unternehmens, 
die dem Ziel dient, eine möglichst günstige Verwertung der 
Konkursmasse herbeizuführen nicht ausgeschlossen. Dies gilt 
aber nicht für den Fall des Fortbetriebes in Sanierungsabsicht. 

ad 1 6 :  

Diesbezüglich bestehen in der Literatur divergierende Auffas- 
sungen, ob vom Begriff ,,Verstoß beim Zahlungsakt" nur der 
tatsächliche Akt, also die Hingabe des Geldbetrages oder die 
Ausfüllung des Überweisungsbeleges umfaßt ist oder auch die 
nach außen nicht in Erscheinung tretende dem Zahlungsakt 
zugrundeliegende geistige Tätigkeit. Nach den zur Anwendung 
kommenden Interpretationsregeln ist der Auffassung der Vor- 
zug zu geben, daß der Begriff ,,Zahlungsakt" wohl nur auf die 
eigentliche manipulative Tätigkeit bezogen werden kann -also 
das, was nach außen hin in Erscheinung tritt. Den Ausführun- 
gen von Bruck/Mö//er/Johannsen ist uE deshalb nicht zu fol- 
gen, weil sie in sich widersprüchlich sind: Er meint nämlich, daß 
der Ausschlußtatbestand dann nicht greift, wenn der Versiche- 
rungsnehmer seine unrichtige Überlegung ohne selbst zu zah- 
len, an den Mandanten weitergibt und ihm dieZahlung aufträgt 
und letztlich dann der Mandant selbst den unrichtigen Zah- 
lungsakt setzt. Nach den von Bruck/Mö//er/Johannsen ange- 
stellten Überlegungen müßte der Ausschluß dann logischerwei- 
se wohl auch unabhängig davon, wer nun tatsächlich die 
Zahlung leistet, auch den treffen, der die unrichtige Anweisung 
dazu gibt. Dazu kommt noch, daß, wenn man den Begriff des 
Zahlungsaktes soweit auslegen wollte wie Bruck/Mö//er/Jo- 
hannsen, nichts dagegen spräche, ihn durch den Begriff des 
Zahlungsvorganges zu ersetzen, wie er ia auch in anderen 
Bedingungswerken (Art IV Z 10 der deutschen besonderen Be- 
dingungen für die Berufshaftpflichtversicherung von Architek- 
ten, Bauingenieuren und beratenden Ingenieuren) vorkommt. 

ad 27: 

Diese Bedingung betrifft nach Ansicht von Fenyves aber nicht 
die Verpflichtung zum Abschluß eines völlig neuen Versiche- 
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rungsvertrages, wie etwa bei Übernahme eines Auftrages zur 
Verwahrung eines geldwerten Gegenstandes oder eines Geld- 
betrages im Safe. 

ad Z8: 
Durch diese Bedingung wird vermieden, daß von mehreren 
Geschäftsteilhabern nur einer eine Versicherung abschließt 
und sich die anderen bei vollem Versicherungsschutz die 
Prämien sparen. Die Klauseln 3 und 4 der BBHV beziehen sich 
nun speziell auf Kanzleigemeinschaften und sehen gemeinsa- 
me Versicherungssumme oder Einzelversicherungssumme vor. 

ad Z9:  
Diese Bestimmung soll Kollusionen zwischen dem Versiche- 
rungsnehmer und dem Geschädigten, der aus dem Kreis der 
in Z 9 erwähnten Personen stammt, zu Lasten des Versicherers 
hintanhalten. Zu lit b) hat der OGH ausgesprochen, daß diese 
Bestimmung insofern einschränkend auszulegen ist, als sie nur 
dann eingreift, wenn die Geschäftsteilhabereigenschaft im 
Zeitpunkt des Schadenereignisses bestanden hat. 

Sachliche Begrenzungen erfolgen zum Teil auch durch die 
Serienschadenklausel gem Art 3 (1 ) lit a) bis c). 

Abweichend von diesen Ausschlüssen sind in der Großscha- 
densversicherung jedenfalls der Rechtsanwaltskammer Wien 
entgegen AVBV wieder gedeckt: 

Mitglied des Gläubigerausschusses. 

Tätigkeit als Geschäftsführer gem 5 15 a GmbHG. 

Sachwalter im fortgesetzten Verfahren. 

Art 4/1 /I wird reduziert, als Deckung auch für Haftpflichtan- 
Sprüche besteht, die vor europäischen Gerichten geltend ge- 
macht werden (,, Europa" ist geographisch zu verstehen). 

Die Ausschlüsse der Z4, 6 und 7 gelten nicht, wenn der 
Versicherte als Treuhänder oder Masseverwalter tätig war. 

Art 4/1/5 gilt nicht, wenn der Versicherte als Geschäftsführer 
gem 5 15 a GmbHG tätig geworden ist. 

Gegen Masseverwalter direkt geltend gemachte Haftpflichtan- 
Sprüche aus steuerrechtlichen Vorschriften werden für Zwecke 
der Versicherung wie versicherte Ansprüche behandelt - die 
Erweiterung erstreckt sich nicht auf andere öffentlich-rechtliche 
Ansprüche wie insbesondere Sozialversicherungsbeiträge. 

Soweit diese Klausel in einem Versicherungsvertrag mit der 
gem 5 21 a RA0 normierten Grunddeckungsversicherungs- 
summe enthalten ist, müßte sie mE sogar nichtig sein, weil 
§ 21a RA0 eine Bestimmung zwingenden Rechtes ist und 
durch die Beschränkung der Nachdeckung der normierte un- 
eingeschränkte Versicherungsschutz unterlaufen wird. 

Auffallend hoch ist in letzter Zeit die Anzahl der Entscheidun- 
gen, die sich mit Treuhandschaften zu befassen hatten und 
sollen diese wegen der besonderen Bedeutung für die Aus- 

übung unseres Berufes im folgenden auszugsweise wiederge- 
geben werden. Dies vor allem deshalb, um denjenigen, die 
meinen, aus Gründen der besseren Praktikabilität die eine 
oder andere Vereinbarung eines abgeschlossenen Treuhand- 
vertrages eher lässig handhaben zu können, eindringlich da- 
von abzuhalten, da der Oberste Gerichtshof besonders hier - 
dies allerdings aufgrund des Umstandes, daß das einem Treu- 
händer in der Regel entgegengebrachte Vertrauen einen sehr 
hohen Sorgfaltsmaßstab rechtfertigt - zu Recht auch sehr 
penible Haftungskriterien ansetzt. Darüber hinaus soll hier 
auch noch ausdrücklich vor Augen geführt werden, daß eine 
,, großzügige" Auslegung und Handhabung der vereinbarten 
Treuhandbestimmungen aus versicherungsrechtlicher Sicht 
meist ein für den Versicherungsnehmer betrübliches Ende in 
einer berechtigten Deckungsablehnung des Versicherers fin- 
det. Die AVBV sehen nämlich sehr stringente Dek- 
kungsausschlüsse vor, ob es sich nun um den Ausschluß des 
Art 4/1/2 AVBV (Haftpflichtansprüche soweit sie aufgrund 
eines Vertrages oder besonderer Zusage über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen), Art 4/1/3 AVBV (Scha- 
densstiftung durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vor- 
schrift, Anweisung oder Bedingung des Machtgebers oder 
sonstige wissentliche Pflichtverletzung) oder Art 4/1/6 AVBV 
(wegen Schäden, die durch Verstöße beim Zahlungsakt entste- 
hen) handelt. 

In letzter Zeit sind die Deckungsablehnungen insbesondere 
aufgrund von Garantiezusagen von Treuhändern, die Treu- 
handvaluta unabhängig von allfällig berechtigten Schadener- 
satzansprüchen zu einem bestimmten Zeitpunkt zurückzuzah- 
len, wenn der Treuhandauftrag nicht erfüllt werden konnte, von 
den Versicherern geltend gemacht worden. Es wird daher in 
der Regel zweckmäßig sein, den von diversen Bankinstituten 
vorgelegten Treuhandvertrag daraufhin zu untersuchen, ob er 
eine derartige Bestimmung enthält und diese jedenfalls abzu- 
bedingen. Es ist natürlich richtig, daß vor allem Kreditinstitute 
nicht so ohne weiteres bereit sein werden, von von ihnen 
vorformulierten Vertragsformblättern abzugehen, es sei aller- 
dings hier aus gegebenem Anlaß ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, daß der ÖRAK mit der Bundeswirtschaftskammer (Sek- 
tion Geld, Kredit und Versicherungswesen) allgemeine Bedin- 
gungen für die treuhändige Abwicklung von Immobilien- 
transaktionen ausverhandelt hat, die derartige Garantie- 
zusagen nicht enthalten und die Verfügung über Treuhand- 
gelder (Punkt 4) ausdrücklich dann zulassen, wenn die ord- 
nungsgemäße Erfüllung des Treuhandauftrages aufgrund der 
dem Treuhänder vorliegenden Urkunden sichergestellt ist. 
Eine Garantiezusage zur Rückzahlung der Treuhandvaluta 
enthalten diese Bedingungen nicht und sind eigentlich auch 
Kreditinstitute gut beraten sie nicht weiter anzuwenden, da es 
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wahrscheinlich für sie wirtschaftlich auch günstiger ist, Ersatz- 
ansprüche aufgrund einer Leistungsstörung bei einer 
Treuhandabwicklung auf Schadenersatz zu stützen, da in 
einem derartigen Fall vom Haftpflichtversicherer des Treuhän- 
ders iedenfalls der Deckungsausschluß des Art 4/1/2 AVBV 
nicht geltend gemacht werden wird können. 

Dazu im einzelnen folgendes: 

Mit der Frage des Versicherungsschutzes hat sich auch das 
OLG Wien in einer nicht veröffentlichten Entscheidung (4 R 
36/96 k) befaßt und kam zu dem für den die Versicherung 
klagenden Rechtsanwalt bedauerlichen Ergebnis, daß Versi- 
cherungsschutz nicht gegeben sei: 

,, Wenig überzeugend ist das Argument des auf Leistung des 
Versicherers klagenden Rechtsanwaltes, daß schon aufgrund 
der Vertragskonstellation (Grundstückskauf mit einer Zah- 
lungsfrist einerseits und Treuhandauftrag andererseits) Un- 
möglichkeit seiner Leistung vorgelegen hätte und daher eine 
allfällig eingegangene Rückzahlungsverpflichtung nicht wirk- 
sam vereinbart worden sei. Nach den unbekämpften Feststel- 
lungen ist davon auszugehen, daß selbst bei Kenntnis der Bank 
von der Zahlungsfrist, wie sie im Liegenschaftskaufvertrag 
festgelegt war, das Eingehen der Treuhandverpflichtung sowie 
die Überweisung des Darlehensbetrages noch vor Ende der 
Zahlungsfrist für den Kaufpreis anzusetzen ist. Der Kläger 
vermag keine zwingenden Hindernisse dafür anzugeben, wes- 
halb es ihm nicht möglich gewesen wäre, allenfalls gemeinsam 
mit der Vertragserrichterin die notwendigen Grundbuchsein- 
verleibungen vorzunehmen und sodann die Zahlung zu täti- 
gen. Selbst wenn man im Wege der Auslegung des Treuhand- 
Vertrages dazu käme, daß der Bank klar sein mußte, daß die 
Erwirkung der grundbücherlichen Absicherung innerhalb der 
Zahlungsfrist nicht möglich sei, kann - mangels anderer Ver- 
fahrensergebnisse - eine Auslegung nur dahin stattfinden, daß 
jedenfalls die grundbücherliche Absicherung bis spätestens zu 
dem vertraglich vereinbarten Stichtag erfolgen sollte, was 
unbestrittenermaßen nicht geschehen ist. Keineswegs wird 
iedoch dadurch die Verpflichtungserklärung des Klägers un- 
möglich oder gar nichtig. Selbst dann, wenn der Kläger daher 
berechtigt gewesen sein sollte, die Treuhandsumme vor grund- 
bücherlicher Absicherung auszuzahlen, bestand dennoch sei- 
ne vertragliche Verpflichtung, bis längstens zum Stichtag für 
die grundbücherliche Absicherung zu sorgen und - im Falle, 
daß dies nicht erfolgte - die Treuhandsumme an die Bank 
zurückzuzahlen. Zusammenfassend geht daher der von der 
Bank geltend gemachte Anspruch über das Erfühngsinteresse, 
wie es sich aus der Vereinbarung ergibt, nicht hinaus, sodaß 
es dahingestellt bleiben kann, ob die Geltendmachung eines 
Schadenersatzanspruches zum selben Ergebnis geführt hätte. 
Schon die Bestimmung des Art 1 AVBV berechtigte daher den 

Versicherer grundsätzlich, Versicherungsschutz zu verwei- 
gern." 

In 6 Ob 509/96 führte der OGH hiezu folgendes aus: 

,, Der Vertrag zwischen Rechtsanwalt und Klienten hat in der 
Regel die entgeltliche Besorgung von Geschäften (Rechtsge- 
schäften, Rechtshandlungen, Prozeßführung etc) in Vertretung 
des Klienten zum Gegenstand und ist Bevollmächtigungsver- 
trag, somit ein mit Vollmacht erteilter Auftrag. Auf den Vertrag 
des Rechtsanwalts, der zum Personenkreis des 5 1003 ABGB 
zählt, mit seinem Klienten sind nach herrschender Auffassung 
primär die Normen der RA0 und subsidiär die des 22. Haupt- 
Stücks des ABGB anwendbar (AnwBI 1991 , 51 ua; Strasser in 
Rummel2, § 1002 ABGB Rz 26 mwN). Der beklagte Rechtsan- 
walt hatte von der klagenden Darlehensgeberin und der in der 
Folge dem Konkurs verfallenen Darlehensnehmerin und Käu- 
ferin von Liegenschaftsanteilen den Auftrag erhalten, den ihr 
zur Verfügung gestellten Darlehensbetrag als Kaufpreisvaluta 
an die Verkäuferin auszuhändigen und für die Verbücherung 
des Eigentumsrechts der Darlehensnehmerin sowie des Pfand- 
rechts der Darlehensgeberin im ersten Rang Sorge zu tragen. 
Darin liegt eine mehrseitige, fremdnützige, offene Treuhand, 
denn wenn ein Rechtsanwalt die Kaufpreisvaluta in Wahrung 
der Interessen zweier Personen in Verwahrung nimmt, ist er 
Treuhänder beider Teile (SZ 61 /59 = JBI 1988, 51 3; EvBl 
1980/162 ua; Sfrasser, aaO § 1002 ABGB Rz 42). Der Inhalt 
der Treuhandschaft richtet sich nach der getroffenen Verein- 
barung und der Parteienabsicht, wobei dem Zweck des Rechts- 
geschäfts erhebliche Bedeutung zukommt (AnwBI 1992,247). 
Bei einem Treuhandverhältnis wie dem vorliegenden hat der 
Treuhänder mehrere Interessen zu wahren, und zwar einerseits 
das Interesse der Darlehensnehmerin und der Käuferin an der 
widmungsgemäßen Verwendung des Kaufpreises, und ande- 
rerseits das Interesse der Darlehensgeberin an der Verbü- 
cherung des vereinbarten Pfandrechts zur Sicherstellung ihrer 
Darlehensforderung. Gerade bei einem durch ein Darlehen 
kreditfinanzierten Liegenschaftskauf ist ein Käufer einerseits 
nicht in der Lage, dem Darlehensgeber vor oder Zug um Zug 
mit der Darlehenshingabe das vereinbarte Pfandrecht an der 
Liegenschaft zu begründen, weil er noch nicht Eigentümer ist, 
andererseits aber in der Regel gehalten, den Kaufpreis sofort 
zu bezahlen. 

Eine Leistung ist nach dem Parteiwillen unteilbar, wenn die 
Parteien nur an der Gesamtleistung ein Interesse haben. Im 
Treuhandverhältnis hat die Darlehensgeberin an einer Verbü- 
cherung des Eigentumsrechts der Darlehensnehmerin ohne 
gleichzeitige Verbücherung ihres Pfandrechts kein Interesse. 
Wird ein Rechtsanwalt mit der grundbücherlichen Sicherstel- 
lung eines Darlehens auf dem ersten Rang einer Liegenschaft 
des Darlehensnehmers beauftragt und ihm zugleich die Darle- 
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hensvaluta zur Ausfolgung übergeben, so wird im allgemeinen 
mit dem ihm erteilten Auftrag auch schlüssig die Anweisung 
verbunden sein, den Darlehensbetrag erst nach grundbücher- 
licher Sicherstellung auszufolgen (VersR 1975, 171 ). Bei un- 
teilbaren Leistungen wie hier fuhrt das Unmöglichwerden eines 
Teils zur Unmöglichkeit der Gesamtleistung (55 920, 1447 
ABGB). Daher hat der zum Treuhänder bestellte Rechtsanwalt 
den Treuhandauftrag nicht nur zum Teil nicht erfüllt, sondern 
zur Gänze nicht erfüllt, die Erfüllung des Treuhandauftrags der 
Darlehensgeberin ist zur Gänze nachträglich unmöglich ge- 
worden. Da die rechtlichen Grundsätze des Auftragsvertrags 
auf den Treuhandvertrag anzuwenden sind, ist der Treuhand- 
vertrag erloschen, weil die Vollendung des Geschäfts vereitelt 
wurde (Strasser, aaO §§ 1020 bis 1026 ABGB RZ 19; Ko- 
zio//We/ser, Grundriß'o I 366). 

5 1009 erster Satz ABGB genannten ,Vorteil". Diese aus dem 
Wesen der Geschäftsbesorgung erfließende gesetzliche Rück- 
stellungspflicht des Treuhänders ist von der sachen- und eigen- 
tumsrechtlichen Frage, ob der Treuhänder Eigentümer des 
treuhändig übergebenen Geldbetrages wurde, losgelöst, be- 
steht doch der schuldrechtliche Anspruch des Treugebers auf 
Rückstellung des Treuguts neben dem dinglichen Anspruch, 
wenn die Sachen sein Eigentum geblieben sind (Stanz/ in 
Klang IV/l ,  823; Apathy in Schwirnann, 9 1009 ABGB 
Rz 7). Daß der Treuhänder über den ihm treuhändig überge- 
benen Geldbetrag verfügte, hebt seine Rückstellungspflicht 
gegenüber dem Treugeber nicht auf. Die Herausgabepflicht 
besteht in Ansehung vertretbarer Sachen auch dann, wenn das 
Erlangte selbst wegen Treuepflichtverletzung oder Vollmachts- 
Überschreitung beim Geschäftsbesorger nicht mehr vorhanden 
ist (Strasser, aaO § 1009 ABGB Rz 23 mwN)." 

Auch bei der Erfüllung von Treuhandverpflichtungen ist wie 

Zahlungsakt" und damit des Deckungsausschlusses gegeben. 
Der OGH hat sich damit in 7 Ob 27/94 befaßt: 

,,Art 1 I Abs 1 der AVBV 1951 lautet: Gegenstand der Ver- 

Auf das Vertragsverhältnis Treugeber - Treunehmer sind die 
Bestimmungen der 9s 1002 ff ABGB entsprechend anzuwen- 

gers gehört es nach § 1009 ABGB, das Geschäft, seinem 
Versprechen und der erhaltenen Vollmacht gemäß, emsig und 
redlich zu besorgen und allen aus dem Geschäfte entspringen- 

den 1980/162). Zu den Pflichten des Geschäftsbesor- bereits eingangs erwähnt, die Gefahr des ,/Verstoßes beim 

den Nutzen dem Machtgeber zu überlassen. Nach herrschen- 
der Auffassung umfaßt diese Herausgabepflicht nicht nur das, 
was aufgrund der Geschäftsbesorgung vereinbarungsgemäß 
erlangt wurde, sondern auch das im Rahmen der Geschäfts- 
besorgung zusätzlich Erlangte (Fenyves, Die Haftung des Im- 
mobilienverwalters, WoBl 1992,214 ff, 21 5 f mwN) und auch 
das dem Geschäftsbesorger zum Zwecke oder in Zusammen- 
hang mit der Geschäftsbesorgung Überlassene wie Geld, Ur- 
kunden etc (Strasser, aaO § 1009 ABGB Rz 23). Dieser Her- 
ausgabeanspruch ist nicht Schadenersatz-, sondern Erfül- 
lungsanspruch (7Ob 621/93 = ecolex 1994, 533 = Wbl 
1994, 31 4 unter Hinweis auf EvBl 1962/414, Strasser, aaO 
5 1009 Rz 24 mwN), der nur voraussetzt, daß der Nutzen - 
wie hier - dem Geschäftsbesorger auch zugekommen ist 
(ecolex 1 994,533 mwN). Die klagende Darlehensgeberin hat 
sich auf einen solchen Erfüllungsanspruch gestützt, vertritt sie 
doch die Auffassung, der Rechtsanwalt habe ihr den ihr über- 
gebenen Betrag als Erfüllung nach Vereitelung der Geschäfts- 
besorgung herauszugeben. Wenn im Falle einer mehrseitigen 
Treuhand die Bedingungen für die Ausfolgung des treuhändig 
verwalteten Geldbetrages an den Käufer (Treugeber) nicht 
eintreten, so ist der Treuhänder ohne weitere Aufforderung zur 
Rücküberweisung des Betrags an den Verkäufer (Treugeber) 
verpflichtet (6 Ob 676/83, 3 Ob 543/84; Strasser, aaO 
$1002 ABGB Rz 42,s 1009 Rz 23,§§ 1020 bis 1026 ABGB 
Rz 16, 19). Nach Auffassung des erkennenden Senats fällt 
somit die einem Rechtsanwalt als mehrseitigem offenen Treu- 

händer treuhändig übergebener Geldbetrag unter den in 

Sicherung: Der Versicherer gewährt dem Versicherungsneh- 
mer Versicherungsschutz für den Fall, daß er wegen eines bei 
der Ausübung der in der Polizze angegebenen beruflichen 
Tätigkeit von ihm selbst oder einer Person, für die er nach dem 
Gesetz einzutreten hat, begangenen Verstoßes von einem 
anderen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri- 
vatrechtlichen Inhaltes für einen Vermögensschaden verant- 
wortlich gemacht wird'. Nach herrschender, auch vom Ober- 
sten Gerichtshof bereits zum Ausdruck gebrachter Ansicht ist 
demnach zwar die reine Vertragserfüllung -wozu außer der 
versprochenen Vertragsleistung auch Erfüllungsurrogate ge- 
hören - nicht geschützt. Ansprüche auf Vertragserfüllung aus 
dem Deckungsfonds scheiden aus, weil das Bewirken der 
vertraglichen Leistung nicht als Schadenersatz anzusprechen 
ist (7 Ob 145/66). Unter den Versicherungsschutz der Haft- 
pflichtversicherung fallen aber nicht nur Schadenersatzan- 
Sprüche aus unerlaubter Handlung, sondern auch aus positiver 
Vertragsverletzung (VersR 1 988, 1060; Prö/ss/Martin, 
VersVG, 1089, 1093). Daran, daß die Sparkasse einen Nicht- 
erfüllungsschaden begehrt und zugesprochen erhalten hat, 
vermag die rechtliche Konstruktion des Oberlandesgerichtes 
im Haftpflichtprozeß, nämlich daß der den Versicherer auf 
Leistung klagende Rechtsanwalt der Sparkasse aufgrund einer 
Garantieerklärung hafte, weshalb der Einwand der Veriäh- 
rung zu verneinen sei, nichts zu ändern. 

Das Gericht zweiter Instanz hat im vorliegenden Dek- 
kungsstreit aber (ebenfalls) zu Recht den versicherungsrechtli- 
chen Einwand des Versicherers, daß der Ausschlußtatbestand 
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des Art 4 I Z 6 AVBVvorliege, als zutreffend angesehen. Nach 
dieser Bestimmung bezieht sich der Versicherungsschutz nicht 
auf Haftpflichtansprüche wegen Schäden, welche durch Fehl- 
beträge bei der Kassenfiührung, durch Verstöße beim Zah- 
lungsakt, durch Veruntreuung des Personals des Versicherten 
oder anderer Personen, deren er sich bedient, entstehen. 

Der erkennende Senat des OGH hat sich mit diesem Risikoaus- 
schluß bereits in mehreren Entscheidungen befaßt und ihn 
negativ abgegrenzt. Demnach erfüllt eine vom Auftraggeber 
(Bauherrn) gebilligte Zurückhaltung der Zahlung (durch den 
versicherten Architekten) nicht den Begriff des Verstoßes beim 
Zahlungsakt (7 Ob 51 /73 in VersR 1974,405). Dieser Tatbe- 
stand ist auch dann nicht erfüllt, wenn die Auszahlung der 
Darlehensvaluta an den Darlehensnehmer (bzw dessen Vertre- 
ter) durch den Rechtsanwalt als Treuhänder ohne die mit dem 
Darlehensgeber vereinbarte grundbücherliche Sicherstellung 
in einem bestimmten Rang erfolgte. Ein solcher Verstoß wäre 
aber etwa dann anzunehmen, wenn der Schaden durch die 
Auszahlung der Darlehensvaluta an eine nicht zur Empfang- 
nahme berechtigte Person eingetreten wäre (7 Ob 29/77). 

Gemessen am Verständnis des durchschnittlichen Versiche- 
rungsnehmers, auf das bei der Auslegung von Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen abzustellen ist (vgl RdW 1989, 
329 ua), ist die Überweisung eines Geldbetrages an eine 
andere als an die berechtigte Person oder auf ein anderes als 
auf das vereinbarte Konto gerade dann, wenn sie nicht auf- 
grund juristischer Erwägungen, sondern aufgrund einer Nach- 
lässigkeit welcher Art auch immer erfolgt, geradezu als klas- 
sischer Fall eines Verstoßes beim Zahlungsakt anzusehen. Dies 
ergibt sich auch aus dem einem objektiven Betrachter erkenn- 
baren Zweck der Bestimmung (vgl VersE 1472; VR 1990/182 
ua): Die Haftpflichtversicherung soll nur die anwaltliche Tätig- 
keit des Versicherten und die dazugehörende Hilfstätigkeit 
seiner Angestellten, nicht jedoch die mit der Geldmanipulation 
zusammenhängende Tätigkeit umfassen (vgl Fenz/ in ÖJZ 
1953, 394)." 

Die Entscheidung JBI 1996, 663 befaßt sich mit einem - 
allerdings letztendlich gescheiterten - Masseverwalter, der in 
offensichtlich übertriebenem Eifer versucht hat, die Masse 
unrechtmäßig zu bereichern: Gem § 21 Abs 1 KO kann der 
Masseverwalter dann, wenn ein zweiseitiger Vertrag von dem 
Gemeinschuldner oder dem anderen Teil zur Zeit der Konkurs- 
eröffnung noch nicht oder nicht vollständig erfüllt worden ist, 
entweder anstelle des Gemeinschuldners den Vertrag erfüllen 
und vom anderen Teil Erfüllung verlangen oder vom Vertrag 
zurücktreten. Die Erklärung des Masseverwalters nach 9 21 
Abs 1 KO kann auch ohne Fristsetzung nach 5 21 Abs 2 KO 
jederzeit abgegeben werden. Sie ist eine empfangsbedürftige 

Willenserklärung, die an keine bestimmte Form gebunden ist 
und auch stillschweigend abgegeben werden kann 
(Barfsch/Po//ak I § 21 KO Anm 9 und 28; SZ 61 /170 = EvBl 
1989/62 = RdW 1988,452 = RZ 1988/61 = WBI 1988,439 
mwN). 9 21 KO ist nach herrschender Lehre bei Treuhandab- 
Wicklungen nicht mehr anzuwenden, wenn der Treuhänder 
bereits den gesamten Kaufpreis erhalten und - bei Liegen- 
schaftskäufen - den Antrag auf Einverleibung gestellt oder 
einverleibungsfähige Urkunden und einen gültigen Rangord- 
nungsbeschluß in Händen hat. Der Masseverwalter kann unter 
diesen Voraussetzungen nicht mehr zurücktreten (Rechberger, 
Die Treuhandschaft bei Insolvenz und Exekution, in Apathy 
[Hrsg], Die Treuhandschaft 179 [ 1861; Bollenberger, Treuhän- 
diger Liegenschaftsverkehr und Konkurs einer Partei, ÖBA 
1994, 825 [833]; vgl auch König, Treuhand und Liegen- 
schaftskauf im Konkurs, JBI 1995,38 [39]; Hubertus Schuma- 
cher, Konkurseröffnung, Treuhand und Liegenschaftsverkehr, 
NZ 1991 , 1 [3]). Ein vom Gemeinschuldner erteilter Auftrag 
erlischt mit der Konkurseröffnung (§ 26 Abs 1 KO). Auch der 
Treuhandauftrag erlischt daher grundsätzlich mit der Konkurs- 
eröffnung. Nach einhelliger Lehre und Rechtsprechung ist der 
Masseverwalter im Konkurs einer der beiden Vertragsparteien 
an den Treuhandabwicklungsmodus dann gebunden, wenn 
entweder kein Rücktrittsrecht gem § 21 KO mehr besteht oder 
der Masseverwalter sich für die Erfüllung des Vertrages ent- 
scheidet (JBI 1984, 85 [Koziol]; ÖBA 1994/422 [Bollenber- 
ger]; Rechberger, aaO 187 mwN; s auch Hubertus Schuma- 
cher, aaO 5, wonach § 26 Abs 1 KO dann nicht mehr anzu- 
wenden sei, wenn dritte Personen Rechte aus der Auftragser- 
teilung vor Konkurseröffnung erworben haben). Bei einem 
mehrseitigen Treuhandverhältnis hat der Treuhänder mehrere 
Interessen zu wahren, und zwar einerseits das Interesse des 
Käufers an der widmpngsgemäßen Verwendung des Kaufprei- 
ses, andererseits das Interesse des Darlehensgebers an der 
Verbücherung des vereinbarten Pfandrechtes zur Sicherstel- 
lung der Darlehensforderung (JBI 1995, 590; s auch ÖBA 
1994/422 [Bollenberger]). Eine auch die Bank sichernde 
Abwicklung der Ankaufsfinanzierung muß gewährleisten, daß 
ihr Pfandgesuch unmittelbar nach dem Antrag des Käufers auf 
Eigentumseinverleibung eingebracht wird. Nur dadurch kön- 
nen Zwischeneintragungen verhindert werden; dazu ist ein 
Zurückbehaltungsrecht der Bank an den Kaufurkunden erfor- 
derlich. Ein dem Ankauf einer Liegenschaft dienender Hypo- 
thekarkreditvertrag kann nach redlicher Parteienabsicht nur so 

verstanden werden, daß der Käufer der Bank zu deren (vor- 
läufiger) Sicherheit an den - nach dem Leistungsaustausch mit 
dem Verkäufer frei werdenden - Kaufurkunden ein Zurückbe- 
haltungsrecht einräumt. Die vorübergehende Sicherheit des 
Zurückbehaltungsrechtes soll später gegen die - zugleich mit 
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dem Eigentum des Käufers - zu beantragende Hypothek aus- 

getauscht werden (Sicherungsaustauschabrede; Bollenberger, 

ÖBA 1994, 835 f). Sind die Grundbuchsgesuche noch nicht 

eingebracht, ist jedoch dem Verkäufer die Kreditvaluta schon 

ausgezahlt, so ist der Kreditvertrag von der Bank und der 

Kaufvertrag vom Käufer erfüllt, so daß 5 21 KO auf keinen der 

Verträge anzuwenden ist (Bollenberger, ÖBA 1994, 837; 
ders, JBI 1995, 398; s auch Rechberger, aaO 186 f; Hubertus 

Schurnacher, aaO 3; aM König, aaO 39, wonach bei mehr- 

seitiger Treuhandschaft weder die Zahlung des Kaufpreises an 

den Treuhänder allein noch die Einlieferung der einverlei- 

bungsfähigen Urkunden an diesen allein Erfüllung durch die 

jeweilige Vertragsseite bedeute). Da der Treuhänder noch die 

Kaufurkunden für die Bank zurückhält, ist jedoch die Si- 
cherungsaustauschabrede zwischen Bank und Käufer noch 

beidseits unerfüllt und auf diese 5 21 KO anzuwenden. Der 

Masseverwalter kann entweder die Erfüllung des Sicherungs- 

austausches wählen, so daß die Eigentumsumschreibung und 

auch - aufgrund einer grundbuchsfähigen Zustimmung des 

Masseverwalters - die Pfandrechtsbegründung vorzunehmen 

sind, oder auch zurücktreten (Bollenberger, ÖBA 1994, 837 
mwN). Nach den zwischen der klagenden Bank und der 

späteren Gemeinschuldnerin - anfechtungsfest (s RdW 1 987, 
124 = WBI 1987, 96; Bollenberger, Konkursfestigkeit der 

treuhändigen Abwicklung, ecolex 1 994, 670) - getroffenen 

Vereinbarungen sollte die Bank ein Pfandrecht an der Kauflie- 

genschaft eingeräumt werden; der Pfandbestellungsvertrag ist 

wirksam zustandegekommen. Der Bank erwuchs daraus ein 

obligatorisches Recht auf Verbücherung eines Pfandrechtes, 

welches den von ihr gewährten Kredit sichern sollte. Der als 

Treuhänder bestellte Rechtsanwalt war beauftragt, sowohl das 

Eigentum der Gemeinschuldnerin als auch das Pfandrecht der 

Bank zu verbüchern. Bei Konkurseröffnung hatte der Treuhän- 

der den ihm von der Bank überwiesenen Kreditbetrag bereits 

widmungsgemäß verwendet; als Sicherstellung hatte er für die 

Bank die grundbuchsfähigen Urkunden für die Einverleibung 

des Eigentums der Gemeinschuldnerin und für die gleichzeitig 

zu bewirkende Einverleibung des Pfandrechtes der Bank in 

Händen; bis zur Herausgabe dieser Sicherheit (= grundbü- 

cherliche Durchführung der Verträge) hatte die Bank ihre 

vertraglichen Verpflichtungen noch nicht voll erfüllt. Bei Kon- 

kurseröffnung war die Sicherungsaustauschabrede auch von 

der Gemeinschuldnerin noch nicht zur Gänze erfüllt: Die 

Gemeinschuldnerin hatte zwar der Bank (dem Treuhänder) die 

verbücherungsfähige Pfandbestellungsurkunde übergeben; 

mangels eines Rangordnungsbeschlusses für die beabsichtigte 

Verpfändung war aber nicht sichergestellt, daß die Einverlei- 

bung des Pfandrechtes ohne Mitwirkung des Masseverwalters 

erfolgen konnte (s Huberfus Schurnacher, aaO 3). Der Masse- 

verwalter hat die Erfüllung des Vertrages verlangt; er ist damit 

in den Vertrag eingetreten (s EvBl 1981/223; SZ 61/170 = 
EvBI 1989/62 = RdW.1988,452 = RZ 1988/61 = WBI 1988, 
439). Daß er sich gleichzeitig geweigert hat, der vereinbarten 

Einverleibung der Höchstbetragshypothek zuzustimmen, 

nimmt seinem Verhalten nicht die Wirkung eines Vertragsein- 

tritts. Der Masseverwalter war ia nicht der Auffassung, daß die 

Gemeinschuldnerin den Vertrag vollständig erfüllt habe (zur 

Verneinung eines schlüssigen Vertragseintritts in diesem Fall 

s SZ 61/170 = EvBI 1989/62 = RdW 1988, 452 = RZ 
1988/61 = WBl 1988, 439), sondern er war der irrigen 

Meinung, er könne der Konkursmasse die Vorteile eines noch 

nicht voll erfüllten Geschäftes sichern, ohne die damit verbun- 

denen Nachteile übernehmen zu müssen. Zweck des 5 21 KO 
ist es aber, eine solche Aufspaltung zu verhindern. 

Zur Frage, wem gegenüber der Treuhänder zur Aufklärung 

und Sorgfalt verpflichtet ist, sprach der OGH aus, daß im Falle 

einer Doppelvertretung, die grundsätzlich zulässig ist, sofern 

es nicht zu Interessenskollisionen kommt, der Rechtsanwalt die 

Interessen beider Geschäftsherren entsprechend zu wahren 

habe. Im Falle der Errichtung eines Liegenschaftskaufvertra- 
ges, an dessen Errichtung und Durchführung nur ein Rechtsan- 

walt beteiligt ist, vertritt dieser grundsätzlich die Interessen 

beider Vertragsteile, aber auch jener Sparkasse, die in die 

Vertragsgespräche eingebunden war und den Kaufpreis finan- 

zierte. Der Rechtsanwalt hat daher auch dieser gegenüber 

seinen Aufklärungs- und Treuepflichten zu entsprechen und im 

Fall der Verletzung derselben der Sparkasse gegenüber für 

den dieser entstandenen Schaden einzustehen (AnwBI 1991 , 
53). 

Die Frage, in wessen Vermögen sich der Verlust des Geldes 

beim Treuhänder ereignet und welche Partei den Schaden zu 

tragen hat, hängt davon ab, wer nach dem Stand der Dinge 

Anspruch auf Ausfolgung des Geldes gegen den Treuhänder 

hat. Diese Gefahrtragungsregel ist auch dann anzuwenden, 

wenn nur ein Vertragsteil den Treuhänder beauftragt hat, der 

andere aber den entsprechenden Vertragspassus unwider- 

sprochen ließ und einverstanden war (RdW 1996, 405). 

Hat der Kreditgeber vertragsgemäß die Kreditvaluta auf das 

Anderkonto eines Treuhänders gezahlt, so trägt der Kreditneh- 

mer das Risiko der Veruntreuung durch den Treuhänder inso- 

weit, als kein Anspruch auf neuerliche Auszahlung besteht. Ob 
ein Rückzahlungsanspruch des Kreditgebers besteht, bleibt 

offen (JBI 1995, 590). 

Zur Frage der Substitution bei Erfüllung von Pflichten des 

Treuhänders: Im Gegensatz zum Gehilfen fuhrt der Substitut 

den Auftrag in eigener Verantwortung, wenn auch nach den 

Weisungen des ersten Beauftragten, aus. Mag auch für die 

96 
AnwB/ 1998/2 



Abhandlungen 

Annahme einer Substitution nicht notwendigerweise die gänz- 
liche Weitergabe des Auftrags erforderlich, sondern jene auch 
bei der Weitergabe einzelner Ausführungshandlungen mög- 
lich sein, so kommt doch für die Substitution nur die Übertra- 
gung wesentlicher Teile in Betracht. Die bloße Überreichung 
eines schon vorbereiteten Grundbuchsgesuches kann nicht als 
wesentlicher Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben des (erst-)be- 
auftragten Treuhänders angesehen werden. Der Treuhänder 
darf im Hinblick auf seine besondere Vertrauensstellung, wenn 
überhaupt, dann nur in ganz besonders dringenden Notfällen 
einen Substituten bestellen, ohne dazu vorher das Einverständ- 
nis des Treugebers einzuholen. Bei unzulässiger Substitution 
haftet der Beauftragte für Erfüllung und jeden Schaden, der 
ohne die Weitergabe nicht entstanden wäre (JBI 1996, 724). 

Großschaden-Haftpflichtversicherung 

Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf den von der 
Rechtsanwaltskammer Wien abgeschlossenen Gemeinschafts- 
haftpflicht-Versicherungsvertrag. In der Großschaden-Haft- 
pflichtversicherung wurde neben der Entschärfung einiger 
Deckungsausschlüsse und der Erweiterung des örtlichen Gel- 
tungsbereiches auch der Problematik der Nachhaftung Rech- 
nung getragen - und dies zu sehr günstigen Prämien. Die 
unterschiedliche Ausgestaltung der Haftpflicht-Versicherungs- 
verträge Iäßt es allerdings für die Mitglieder der einzelnen 
Länderkammern notwendig erscheinen, sich mit ihrer Berufs- 
haftpflichtversicherung selbst auseinanderzusetzen. 

Ein weiterer wesentlicher Vorteil liegt im Kündigungsschutz für 
den einzelnen Anwalt, nach dem dem Versicherer das Heraus- 
kündigen eines einzelnen Risikos nicht zugestanden wurde. 

Bei Einzelverträgen hat der Versicherer das Recht, im Scha- 
denfall zu kündigen und wird bei schlechtem Schadenverlauf, 
der bei einem einzelnen Risiko naturgemäß großen Schwan- 
kungen unterliegt, von diesem Recht auch Gebrauch machen. 
Ein Neuabschluß bei einem anderen Versicherer nach einer 
Kündigung bringt neben deutlich höheren Prämien vor allem 
das Risiko durch die mögliche Nachhaftungsbegrenzung im 
gekündigten Vertrag von nicht mehr reparablen Dek- 
kungslücken. 

Diese für den einzelnen praktisch nicht absehbaren Risken mit 
der Nachhaftungsbegrenzung konnten im Gemeinschaftsver- 
trag abgewendet werden. Der Gemeinschaftsvertrag sieht kei- 
ne Nachhaftungsbegrenzung vor. 

Soweit keine besonderen Vereinbarungen bestehen, ist der 
örtliche Geltungsbereich von Einzelverträgen auf Österreich 
beschränkt, und zwar derart, daß Ansprüche, die vor auslän- 
dischen Gerichten geltend gemacht werden, wegen Verletzung 

oder Nichtbeachtung ausländischen Rechts, wegen einer im 
Ausland vorgenommenen Tätigkeit, nicht versichert sind. 

Die Beschränkung im Gemeinschafts-Großschaden-Haft- 
pflichtversicherungsvertrag schließt nur Ansprüche, die vor 
außereuropäischen Gerichten geltend gemacht werden, aus. 
Für Treuhänder, Masse- und Ausgleichsverwalter, ebenso wie 
Sachwalter, konnten maßgebliche Deckungsausschlüsse wie 
bereits erwähnt, abbedungen werden, und das Haftungsrisiko 
für Steuern unter der Voraussetzung, daß es sich für den 
Anwalt ausschließlich um die Haftung aus dem Titel Schaden- 
ersatz handelt, in die Deckung einbezogen werden. 

Vom ÖRAK angestrebte Erhöhung der 
Mindestversicherungssumme in der 

Pflicht-Haftpflichtversicherung auf allenfalls S 2 Millionen 

Für oll jene Anwälte, die schon über eine Grunddeckung mit 
Versicherungssummen von mindestens S 2 Mio verfügen, ist 
allein durch den Umstand, daß die Mindesthaftpflicht-versi- 
cherungssumme angehoben wird, nichts zu unternehmen. 
Ebenso wenig besteht für die Anwälte, die eine geringere 
Basisversicherung als S 2 Mio haben, dann kein Handlungs- 
bedarf, wenn sie der Großschadenhaftpflichtversicherung bei- 
getreten sind. Diese Aussage trifft auf jene Gemeinschaftsver- 
sicherungsverträge zu, deren Einstiegsgrenze bei S 300.000,- 
bzw S 500.000,- derzeit liegt, und auch bei geänderter 
Pflichtversicherung unverändert bleiben. 

Die notwendige Ausgestaltung für den Teil der Großschaden- 
haftpflichtversicherung, der für die Pflichtversicherung heran- 
gezogen wird, also von S 300.000,- bzw S 500.000,- auf 
S 2 Mio, wird automatisch den Erfordernissen einer Pflichtver- 
Sicherung angepaßt. I 

Rechtsanwaltsgesellschaften 

Soweit es um die Großschaden-Haftpflichtversicherung geht, 
ist bei Gründung einer Rechtsanwaltsgesellschaft kein Hand- 
lungsbedarf gegeben. Die Gesellschaft wurde als Mitversicher- 
ter aufgenommen, ohne daß dafur ein zusätzlicher Prämien- 
aufwand verbunden ist. Zu beachten ist iedoch, daß auch bei 
einer Gesellschaft pro Schadenfall die Versicherungssumme 
nur einmal zur Verfügung steht - und dies unabhängig davon, 
wer von den Versicherten in'Anspruch genommen wird. Drin- 
gend zu empfehlen ist iedenfalls, daß die Grunddeckungen 
der einzelnen Partner bzw Rechtsanwälte einer Gesellschaft 
die gleiche Versicherungssumme vorsehen. Kein Nachteil ist 
es auch, wenn die einzelnen Grunddeckungen beim gleichen 
Versicherer bestehen. Für die Grundverträge (Einzelverträge) 
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sollte die Mitversicherung der Gesellschaft vorgesehen wer- 
den. 

Falsch wäre es iedoch, nur die Gesellschaft zu versichern, dies 
auch dann, wenn der einzelne Rechtsanwalt außerhalb der 
Gesellschaft voraussichtlich nicht tätig wird; ebenso wie in der 
Gemeinschaftsdeckung sollte der einzelne als Mitversicherter 
versichert bleiben. Darüber hinaus ist zu beachten, daß bei 
Gestaltung eines neuen Vertrages für die Gesellschaft durch 
die Beendigung von Einzelverträgen Deckungszeiträume 
(Nachhaftung/Nachdeckung) nicht verloren gehen. 

Was kann unternommen werden? 

Zwei Versicherer sind seit kurzem bereit, Grunddeckungen mit 
Versicherungssummen bis zu S 7 Mio mit nahezu identischen 
Bedingungen, wie sie zur Großschaden-Haftpflichtversiche- 
rung vereinbart wurden, zu günstigen Prämien anzubieten. 
Der einzige Unterschied zur Gemeinschaftsdeckung liegt dar- 
in, die unbeschränkte Nachhaftung nur bei jenen Fällen der 
Beendigung des Versicherungsvertrages zu gewähren, die 
durch den Versicherungsnehmer nicht beeinflußbar sind, zum 
Beispiel: Kündigung durch den Versicherer bzw im Falle der 
Beendigung der anwaltlichen Tätigkeit - aus welchen Gründen 
auch immer. Für den Fall der Kündigung durch den Versiche- 
rungsnehmer, um den Versicherer zu wechseln, wird eine 

Prof. Dr. Walter Strigl 

Oh Kraus! 
Literat m i t ff ve r d i c h te r te m " Rec h t s be w uß t se i n 

zugleich eine Besprechung des 3. Bandes ,, Kar/ Kraus Contra 
. .!' (Untertitel: Die Prozeßakten der Kanzlei Oskar Sarnek); 
Wiener Siadt- und Landesbibliothek I 996. 

,, Ich schäme.mich, mit lauter Stimme den Namen des Mannes 
zu nennen, den ich nur flüsternd sage: Kar/ Kraus." Das ist das 
Faktum 2 von 11 ausführlich dargelegten Punkten einer Pri- 
vatanklage, die Kar/ Kraus gegen den - gleichfalls nicht 
unbekannten - Beschuldigten Anton Kuh erhoben hat, weil 
dieser am 25. 10. 1925 , im mittleren Konzerthaussaal" - 
offenbar wollte Kraus dem Beschuldigten eine Darbietung im 
Mozart-Saal nicht gönnen -einen Vortrag gehalten habe, aus 
dessen Ankündigung unter dem Titel ,,Der Affe Zarathustras, 
ein Vortrag über Kar1 Kraus'' hervorgegangen sei, daß es sich 
um eine Beleidigung seiner Person handeln werde. Die ex 
post-Prophezeiung war subjektiv richtig, denn Kar/ Kraus 
konnte dem Strafbezirksgericht I, Wien, in der PA mitteilen, 

Nachhaftungsbeschränkung von 7 Jahren vereinbart. Um je- 
nen Anwälten, die gerne auf die weitergehende Deckung 
analog zur Großschaden-Haftpflichtversicherung umsteigen 
wollen, dies auch zu ermöglichen (Nachhaftungsproblematik), 
wird eine Vorhaftung in dem neu abzuschließenden Vertrag 
in dem Umfang angeboten, der durch den Versicherungswech- 
sel verloren geht. Der Deckungsumfang kann jedoch nicht 
höher als die Versicherungssumme im neuen Vertrag sein. 

Durch dieses Anbot gelingt es nun erstmals, eine durch opti- 
male Ausnützung der Möglichkeiten des Gemeinschaftsvertra- 
ges durchgehende Deckung zu den in der Großschaden-Haft- 
pflichtversicherung vereinbarten Bedingungen von Null bis rd. 
S 30 Mio Versicherungssumme zu erhalten, bei der durch eine 
weitreichende Vorhaftung und eine unbeschränkte Nachhaf- 
tung, die ungerechtfertigten Deckungslücken der Berufshaft- 
pflichtversicherung beseitigt werden. 

Aus den vorstehenden Überlegungen ergibt sich, daß versi- 
chern nur dann beruhigt, wenn einerseits durch konkrete Ver- 
handlungen über den Inhalt des Versicherungsvertrages mit 
dem Versicherer zumindest ein Teil der in den Bedingungen 
enthaltenen, für den Versicherungsnehmer höchst ungünstigen 
Bestimmungen, abbedungen wird, andererseits das eigene 
Handeln so gestaltet wird, daß man dadurch nicht unversehens 
in eine deckungsfreie Sphäre gerät. 

daß der Vortrag ,,von Anfang bis zu Ende" bloß eine fortge- 
setzte Kette von Ehrenbeleidigungen ohne jede sachliche Un- 
terlage gewesen sei; es sei natürlich unmöglich, einen ganzen 
Vortrag unter Anklage zu stellen; deswegen beschränke er sich 
lediglich auf die vom Beschuldigten gebrauchten wüsten Be- 
schimpfungen, Schmähungen, Verspottungen und insbesonde- 
re auf diejenigen Tatsachen, deren Behauptung einen schwe- 
ren Vorwurf gegen die Ehre des PA beinhalten; ZB Faktum 2: 
Laut Kuh-Vortrag könne man ,, Kar/ Kraus'' - schamlos - nur 
flüstern. 

Immerhin eine beachtliche Leistung, daß der PA Kar/ Kraus 1 1 
ausführlich dargestellte Ehrenbeleidigungen herausfiltriert, 
obwohl er einleitend generalisierte, diese seien ,,ohne jede 
sachliche Unterlage". Anton Kuh hatte in der Tat doziert, daß 
es für diesen Menschen (Kar/ Kraus) bereits das große Buch 
Otto Weiningers, des Freundes Kar/ Krausem gebe, der glück- 
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los in der Liebe, der Mann sei, vor dem er Respekt habe, weil 

er, aus seinem Kar/ Kraus-Schicksale heraus, in seinem drei- 
undzwanzigsten Jahr die herostratische Konsequenz zog, sei- 
ne Pubertätsgenialität nicht zu überleben. 

Weiters habe Anfon Kuh vorgetragen: solange er lebe, sei für 
ihn das Aussprechen des Namens des Mannes (Kar/ Kraus) das 
Kennzeichen dessen, was er als Kennzeichen des Intelligenz- 
Plebejers vorführe. 

Nach der Klage Kraus'- im Kuh-Ton: Kar/ Krausens - brachte 
,,Die Stunde" einen Artikel von Kuh, wonach die Verhandlung 
über die Klage ,,am Samstag" hätte sein sollen (Anmerkung: 

das waren noch Zeiten!). Sie entfiel, weil der Angeklagte Kuh 
durch Unpäßlichkeit am persönlichen Erscheinen verhindert 
war und darüber ein ärztliches Zeugnis (,, Blinddarmentzün- 
dung") vorlegen ließ. Daraufhin habe der Klageanwalt Dr. Sa- 
mek vor Gericht ausgerufen: ,, Ich werde kontrollieren lassen, 
ob Herr Kuh krank ist!". Die folgenden Tage bis gestern wären 

von seiner wie von dessen Seite restlos durch diese Kontrolle 
ausgefüllt gewesen. Triumph: in den ergänzenden Anträgen 
des PA konnte der PAV Dr. Samek schließlich bekanntgeben, 
daß sich seit der ,,schweren Blinddarmentzündung" des Be- 
schuldigten Kuh vom HV-Tag sein Befinden so rapide gebessert 
habe, daß er bereits am nächsten Tag in der Lage gewesen 
war, abends beim Heurigen in Heiligenstadt größere Quanti- 
täten Alkohol zu sich zu nehmen. Offenbar wurde das nicht 

als probate Blinddarmentzündungs-Therapie angesehen. 

Wieso wir das alles heute so genau zitieren können? Weil der 
langjährige Rechtsfreund Kar/ Kraus', nämlich der bereits 
zitierte Wiener Rechtsanwalt Dr. Oskar Samek- von 1922 bis 
zu Kraus'Tod 1936 dessen Vertrauensanwalt - diese Unterla- 
gen jahrelang akribisch gesammelt und aufbewahrt hat; in der 
Kraus-Vertretung hatte er prominente Vorgänger, wie zB den 
späteren Finanzminister RA Dr. Vikfor Kienböck. Daß Dr. Os- 
kor Samek seinem streitlustigen Klienten über dessen Tod 
hinaus die Treue hielt, ersieht man daraus, da6 er die laufen- 
den Gerichtssachen - und das waren nicht wenige - noch 
2 Jahre lang über den Tod des Mandanten Kraus hinaus 
weiterführte, ,, solange es praktisch möglich war" (wie Edwin 
Hart/ im ,, Wiener Journal", Dezember 1 996, 33, treffend 
formuliert). Im September 1938 konnte sich Samek durch 
Emigration in die USA retten. Was er mitnahm? Richtig gera- 

ten: das gesamte Aktenmaterial in Sachen Kar/ Kraus, viele 

tausend Einzelstücke. 

20 Jahre lang bewahrte Oskar Samek seine Kraus-Akten sorg- 

fältig auf, zumal er schon 1938 vorhatte, nach dem Tode 
Kraus' eine Edition dieser Materialien zu veranstalten. 1959 
starb Oskar Samek in New York; die Kar/ Kraus betreffenden 
Aktenstücke der Kanzlei Dr. Samek kamen im Legatswege an 

die Wiener Stadt- und Landesbibliothek. 

Dort war als Leiter des Kar/ Kraus-Archivs bereits Dr. Pau/ 

Schick - vor 1938 ebenfalls Rechtsanwalt wie Dr. Samek - 
tätig, dessen profunde Kenntnis des Lebens und Werkes von 
Kar/ Kraus es ihm ermöglichte, die vielen tausend (!) 
Einzelstücke nach inhaltlichen Kriterien zu ordnen und dem 

interessierten Archivbenützer zu erschließen. In seinem Vor- 
wort verweist Herwig Würtz als Herausgeber der Publikatio- 
nen aus der Wiener Stadt- und Landesbibliothek darauf, daß 
Dr. Oskar Samek nicht nur der jahrelange Rechtsvertreter von 
Kar/ Kraus für dessen Rechtsgeschäfte (und Prozesse) in Öster- 
reich war, sondern daß dieser - obwohl Kraus viele Schriftsät- 

ze selbst konzipiert hat - auch in Deutschland und vor allem 
in der Tschechoslowakei über die in Berlin und Prag beauf- 
tragten Anwälte die dort abgewickelten Prozesse und Rechts- 
angelegenheiten steuerte und iedenfalls auch seine eigenen 
Ansichten einbrachte, was von Kraus durchaus akzeptiert 

wurde. 

Sicher sah sich KarlKraus als eine nur dem ethischen Imperativ 

verpflichtete moralische Instanz, ein Prediger inmitten einer 
irdischen Hölle (so sein erster Biograph ieopold iiegler). Ob 
er aber ein ,,Prozeßhansl" oder ein von der Wahrheit in 
manchmal übersteigertem Maß Besessener war - heute würde 
man sagen: ein Mensch mit verdichtetem Rechtsbewußtsein -, 
mag jeder für sich selbst beurteilen. 

Jedenfalls hat Kar/ Kraus mehr als hundert (!) Prozesse geführt, 

obwohl er in seiner ,,Fackel" die bestehende Rechtspflege und 
deren nach seiner Meinung unmoralischen und verlogenen 
Geist wiederholt und beharrlich angreift; daher erscheint pa- 
radox, daß er dieselbe von ihm angegriffene Justiz als Instru- 
ment seines kritischen Kulturkampfes einsetzt. Nicht gilt: er 
schimpft und kauft, sondern: er schimpft und kämpft! 

Im Programmheft der Wiener Volksopern-Inszenierung 1997 
von Jacques Offenbachs ,, Perichole" findet der Leser ein Ge- 
dicht und einen kulturgeschichtlichen Operetten-Essay von 
Kar/ Kraus. Wieso Kar/ Kraus und Operette? Auch darüber 
können wir in Band drei der Prozeßakten der Kanzlei Oskar 
Samek nachlesen: Kar/ Kraus hatte Offenbach-Libretti in deut- 
scher Sprache neu und jedenfalls so bearbeitet, daß seine 
Texte über eine bloße Übersetzung eines Henri Meilhac/iudo- 
vic Hakvy-Librettos weit hinausgehen. Kraus-Adepten können 

sich die Reaktion des Meisters vorstellen, als die Generalin- 
tendanz der Preussischen Staatstheater am Tag nach der 

Neuinszenierung der von karl Kraus bearbeiteten Offenbach- 

Operette ,, Perichole" (27. 3. 1931 ) den Kraus-Text durch 
,, Striche" kürzte - es gab Feuer am Berliner Operndach und 
einen Mehrfronten-Angriff: Oskar Samek agierte durch zwei 
Berliner Substituten, Kraus bevollmächtigte auch den schrift- 
steller und Schiffbauerdamm-Theater-Direktor, Heinrich Fi- 
scher, und ein Kammersänger Bronsgeest war von Kraus mit 

AnwB/ 1998/2 
99 



I Abhandlungen 

Vermittlervollmacht ausgestattet worden; lange Briefe und Ein- 
gaben wurden gewechselt. Im 3. Prozeßaktenband der Kanz- 
lei Oskar Samek ist aus den fast 20 Druckseiten eines Memo- 
randums, welches gemeinsam von Oskar Samek, Kar/ Kraus 
und Heinrich Fischer für den Vermittler Bronsgeest verfaßt 
worden war, für Musikhistoriker von Interesse, daß die vom 
Berliner Schiffbauerdamm-Theater geplante Neuinszenierung 
von Offenbachs ,,Briganten" - auch diese mit einer Neubear- 
beitung des Librettos durch Kar/ Kraus, der deswegen selbst 
nach Berlin fuhr, um bei der Einstudierung dabei zu sein - 
durch eine Zündholzschachtel fast vereitelt wurde: Als Kar/ 
Kraus, der seine Wiener Vortragslust nach Berlin exportierte, 
dort während seines Vortrages des 1. Aktes im Hause von Kurt 
Weillvor illustrem Kreis bemerkte, daß ,,der Herr Generalmu- 
sikdirektor" - Otto Klemperer - seinem Vortrag nicht mit der 
ihm gebührenden ehrfurchtsvollen Spannung lauschte, son- 
dern ,,die Aufmerksamkeit auf sich durch allerlei Späße ab- 
lenkte (sic), die keine Beziehung zum Inhalt des Kunstwerkes 
hatten, wie zB dadurch, daß er eine Zündholzschachtel ab- 
wechselnd auf die Häupter seiner Sitznachbarinnen legte", 
war die ,,Fortsetzung des Werkes" durch Otto K. vereitelt. 
Zeiten waren das! Man weiß ia, daß Off0 Klemperer als für 
die damalige Zeit extrem lustig galt (siehe das Geschichten- 
Bändchen ,,Sagen Sie einfach Otto zu mir!"). Aber daß er 
schon damals etc? na gut. 

Die Angelegenheit wurde iedoch nach einer ,,energischen 
schriftlichen Erklärung" des Mitdirektors vom Schiffbauer- 
damm-Theater, des Schriftstellers Heinrich Fischer, von dem 
wir vorhin erfahren haben, daß er Träger einer schriftlichen 
Vollmacht von Kar/ Kraus war (was im Sinne Kraus'als Tragen 
einer literarischen Auszeichnung verstanden werden durfte), 
erledigt: Weil sich Klemperer bei Kraus ,,in aller Form und 
durchaus würdig" wegen der Ausschreitung seiner damaligen 
guten Laune entschuldigte, ia späterhin (diese) sogar durch 
exzessive Begeisterung für ,, Perichole" 6 la Kraus wettmachte, 
mutierte er bei Kraus sofort wieder zur Persona grata. Als sich 
Kraus aber dann wegen seiner Mitarbeit bei den Proben um 
ein Sonderhonorar bemühte und vom Operndirektor Curjel mit 
der kühlen Bemerkung, diese Mitarbeit hätte sich ,,in den bei 
Autoren üblichen Grenzen gehalten", abschlägig beschieden 
wurde und Kraus davon Klemperer erzählte, worauf dieser die 
,,groteske Frage" stellte: ,,Ja, haben Sie denn einen schriftli- 
chen Vertrag?", war er beim Neo-Librettisten Kraus offenbar 
wieder unten durch - wahrscheinlich aber nur so lange, bis 
Curjel, als dieser - von wem wohl? - davon erfuhr, von sich 
gab: ,,Es dürfte ihnen ia bekannt sein, daß ich Direktor der 
Kroll-Oper bin und daß Herr Klemperer Kapellmeister ist". 
MaW: Direktoren haben das Sagen, Autoren das Schreiben 
und Dirigenten fuchteln nur mit den Armen herum. 

Aus diesem Memorandum von Kraus/Samek/Fischer erfahren 
wir aber auch, daß Kraus bei einer Auseinandersetzung im 
Büro des Direktors Curjel, wo er auf der - nein, auf seiner - 
Texttreue insistierte, die Bemerkung fallen ließ, daß er ,, für ein 
Komma über Leichen schreite". 

Diesen drastischen Ausdruck ,, höchsten künstlerischen Verant- 
wortungsgefühls", der wohl kaum als eine persönliche Bedro- 
hung des Herrn Curjel aufzufassen war, habe selbiger später 
zum Anlaß genommen, dem Berliner Rechtsvertreter des Herrn 
Kraus zu beteuern, daß eine Zusammenarbeit unmöglich ge- 
wesen wäre, da Herr Kraus ihn ,, bis aufs Blut sekkiert'' habe. 

Dennoch erwies sich die griffige Äußerung nicht vollständig 
als Metapher: Über Leichen, das nicht, aber ,,für ein Komma 
schreiten", das sehr wohl, bis zu Gericht nämlich. Und das 
kam so: 

Die Prager Zeitschrift ,,Gegen-Angriff", die daraufhin zu ei- 
nem seiner liebsten Prozeßgegner avancierte, veröffentlichte 
am 19. 1 1. 1933 - man beachte das Datum -einen ,,Nachruf 
auf Kar/Kraus"/ der damals zwar nicht ganz gesund war, aber 
noch immer munter die ,, Fackel" schwenkte und vollschrieb. In 
der Literaturgeschichte ist bekannt, daß Kar/ Kraus während 
des ersten Weltkrieges kein kritisches Wort an der Kriegfüh- 
rung oder an den ,,Mittelmächten" äußerte; erst als der Zu- 
sammenbruch der Mittelmächte entschieden war, so schrieb 
der ,, Gegen-Angriff", habe sie keiner so beredt verflucht wie 
er. Aber noch erstaunlicher war sein vollständiges Schweigen 
zu Hitler vor und nach dessen Machtergreifung in Deutschland. 
Im Originalton des ,,Gegen-Angriff: ,,Auch heute suche Kraus 
- dreiviertel Jahre nach dem Ausbruch des Hitlertums - sein 
Schweigen, das zum Himmel schreit, zu erklären. Er leide zu 
tief und habe auch sonst Rücksicht zu nehmen! Im letzten 
Fackel-Heft habe er sich mit einer Grabrede auf Adolf loos 
begnügt und auf der letzten Seite sein Schweigen mit folgen- 
dem Gedicht besungen: 

,,Man frage nicht, was oll die Zeit ich machte. 
Ich bleibe stumm; 
Und sage nicht, warum. 
Und Stille gibt es, da die Erde krachte. 
Kein Wort das trab 
Man spricht nur aus dem Schlaf. 
Und träumt von einer Sonne, welche lachte. 
Es geht vorbei; 
Nachher war's einerlei. 
Das Wort entschlief, als jene Welt erwachte. 

Man beachte die 5. Zeile ,,Kein Wort das traF;". Diese Zeile 
ist Gegenstand von 131 (!) Briefen, Eingaben und Artikeln, die 
auf den folgenden rund 50 Seiten, sei es vollständig zitiert 
oder nur kurz gefaßt, im 3. Band der Samek-Prozeßakten 
dargeboten werden; freilich waren auch die Beschuldigung 
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seines Schweigens im Weltkrieg und die Verweigerung der 
Berichtigung durch Oskar Samek betreffend die im selben 
Artikel enthaltene Behauptung, Kraus habe Operetten-Libret- 
tos vorgetragen, ,,wogegen es richtig ist, daß Kar/ Kraus die 
Musik von Offenbach mit Versen von Kar/ Kraus, und das nicht 
in der kritischen Zeit, vorgetragen hat", Gegenstand von Ge- 
richtsverfahren geworden. 

liche Berufung; dennoch legte der Rechtsvertreter des ,,Gegen- 
Angriff" einen Vergleichsvorschlag vor. 

Aber Oskar Samek hatte ihn im Kraus-Auftrag über folgende 
im weiteren Gerichtsverfahren auftauchende Fragen zu beleh- 
ren: Erstens sei die Zitierung des Gedichtes eine Herrn Kraus 
betreffende Nachricht, zweitens sei der richtige Wortlaut des 
Gedichtes eine Tatsache und infolgedessen die unrichtige 

Aber das wollen wir bewußt ausklammern, um die unerhörte 
Bedeutung des fehlenden Beistrichs zu unterstreichen. Denn 
über Auftrag des Mandanten Kraus ersuchte RA Dr. Oskar 
Samek seinen Prager Substituten, RA Jurnovsky, um ein Rechts- 
gutachten, ob dieser eine Berichtigungsmöglichkeit bezüglich 
der Tatsache sehe, daß im Gedicht in der verstümmelten Zeile 
,, kein Wort das traf" der Beistrich fehle. In seiner Antwort 
äußerte sich Kollege Jurnovsky rechtsgutachtlich über alles 
mögliche, über diese Frage aber nicht. Tut nichts, Jurnovsky 
erhielt Klagsauftrag. Dann wurde er von Oskar Samek infor- 
miert, daß Kar/ Kraus erhoffe, auch ohne Sachverständigen - 
obwohl ein solcher bereits nominiert war - dem Richter zum 
Bewußtsein bringen zu können, welches Mißverständnis dem 
Durchschnittsleser des Satzes passieren kann, und zwar, ,wie 
Herr Kraus meint, am leichtesten einem tschechischen Leser, 
bei dem die mißverständliche Auffassung durch die tschechi- 
sche Syntax erleichtert wird." Es bestehe nämlich die Möglich- 
keit, im Satz ,, Kein Wort das traf" das Wort ,,das" als ,,Accu- 
sativobjekt in der Inversion" aufzufassen, sodaß das Wort 
,,das" sich auf den vorhergehenden Inhalt der Zeile bezöge; 
auf deutsch: Der tschechische Leser, der - durch die tschechi- 
sche Syntax leichter - einen deutschen Satz lesen kann (aha!), 
könnte den Satz lesen als ,,Kein Wort traf das"; was ,,das" ist, 
muß er sich im vorigen Satz des Gedichtes suchen. Aber 
gerade eine solche Suche wollte der Lyriker Kraus nicht, denn 
das ,,das" ist nicht das, was im Vortext steht, sondern aus- 
schließlich das Wort ,,Wort", das im selben Satz vorher steht; 
also heißt der Satz ,,Kein Wort, welches traf". 

Deswegen mußte RA Jurnovsky die presserechtliche Berichti- 
gung der Tatsache (!) verlangen, daß die fünfte Zeile des 
Gedichtes ,, richtig" lautet: ,, Kein Wort, das traf"; die presse- 
rechtliche Klage wurde nach mündlicher Verhandlung abge- 
wiesen. Ein Nestroy'scher Sieg für den ,,Gegen-Angriff"; of- 
fenbar unter Anspielung auf Arrigo Boitos ,,Otello fu" im 
letzten Akt der Verdi-Oper schrieb die feindliche Zeitung ,, Kar/ 
Kraus ist vorbei!" Jetzt sei jener Kar/ Kraus, der die ,,Letzten 
Tage der Menschheit" schrieb, der in der ,,Fackel" seine 
Stimme gegen Kriegswahnsinn, gegen Justizwillkür, gegen 
Pressekorruption erhob, verdorben und gestorben; er sei zu 
einem Don Quichote von Mittelstandsformat geworden, der 
mit Kaffeemühlen focht. Jurnovsky verfaßte eine sehr ausführ- 

Zitierung eine unrichtige Tatsache - und drittens sei zu prüfen, 
ob es einen Einfluß auf das Berichtigungsrecht habe, ob die 
Unrichtigkeit der Tatsache absichtlich oder fahrlässig oder 
durch ein Versehen des Setzers entstanden ist? 

Als dann in der Urteilsausfertigung die Auffassung des Erst- 
richters zu lesen war, daß die falsche Zitierung keine den 
Autor betreffende Nachricht darstelle - was laut Oskar Sameks 
Berichtsbrief von ,, immer neuen unvorhersehbar falschen Auf- 
fassungen des Richters" zeuge -, übermittelte Samek weitere 
Argumentations-Munition an Jurnovsky. Da6 Samek aber 
nicht bloß His Masters Voice, sondern dennoch ein vorsichtiger 
Feldherr war, zeigt sein gleichzeitig expedierter Änderungs- 
vorschlag einer für den Vergleichsfall zu veröffentlichenden 
Erklärung; weiterer Briefwechsel folgte; in immer längeren 
Briefen teilte man einander mit, daß man sich mit einer kürzer 
gefaßten Erklärung einverstanden erklären könne. Doch da- 
mals waren Berufungssenate schneller als Vergleichsverhand- 
lungen: Schon am 4. 2. 1934 konnte der ,,Gegen-Angriff" 
frohlockend berichten: ,,Der Kampf um ein Komma - Kraus 
verliert in der Berufungsverhandlung. Kar/ Kraus, der - wie die 
Leser des ,Gegen-Angriff' wüßten - zu seinem Kampf gegen 
die faschistische Barbarei keine Zeit hat, weil er mit Aufgebot 
alt seiner Kraft Preßprozesse um Satzzeichen führt, hat sich in 
seinem Prozeß gegen unser Blatt eine Abfuhr geholt." Obwohl 
das Berichtigungsverfahren beendet war, lief noch der Ehren- 
beleidigungsprozeß. Es folgten noch ca 50 Briefe, im EB-Ver- 
fahren wurde ein W a  h rhei tsbewei sverfa h ren geführt; Os kor 
Samek gewann in beiden Instanzen; im Verfahren nach 
Q 1330 ABGB erreichte er einen durch rechtskräftiges Urteil 
angeordneten Widerruf, und als dieser veröffentlicht wurde, 
war auch Kar/ Kraus endlich zufrieden. 

Nur das Berichtigungsverfahren im ,, Kampf um das Komma" 
verlor er. 

Noch ein Gegen-Angriff (1 935): Über Kar/ Kraus die Wahr- 
heit zu schreiben, sei fast so schwer, wie es seinerzeit gewesen 
ist, die Wahrheit über franz Joseph zu schreiben; - und: 
Polizei und Paragraphen schützen bekanntlich nicht die Wahr- 
heit, sondern vor ihr (wonach auch der letzte Leser zu wissen 
hat, daß es sich um ein kommunistisches Blatt handelt): 

Auch die Edition des dritten Bandes der Kar/ Kraus-Prozeß- 
akten der Kanzlei Oskar Samek ist von Dr. Hermann Böhm, 
dem gegenwärtigen Leiter des Kar/ Kraus-Archivs der Wiener 
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Stadt- und Landesbibliothek, hervorragend betreut worden: 
Der Band betrifft die wichtigen Jahre 1930 bis 1933; zu jeder 
Causa sind, unter Bezeichnung auch der juristischen Form und 
des Datums, des Verfassers und des Adressaten nicht nur 
Einzelheiten wie Geschäftszahlen, Beschaffenheit oder sonsti- 
ge Details angegeben, sondern bei interessanten Stücken sind 
die wichtigsten Textteile wörtlich veröffentlicht und, sofern 
zweckmäßig, mit Eingangsbemerkungen des Herausgebers 
erläutert; andere sind, zum Verständnis des Aktenlaufes, nur 
mit Bezeichnung und Datum angegeben. 

Allenthalben kommt das große, vielleicht zu große Rechts- und 
Selbstbewußtsein des Literaten, Kritikers, Lyrikers, Herausge- 

bers, Essayisten, Briefschreibers etc, kurz: des Autors Kar/ 
Kraus in einem neuen Aspekt zum Ausdruck: Er war fast 
hauptberuflich auch Prozeßpartei und Anwaltsklient, der sei- 
nen Rechtsfreund auch mit eigenen Schriftsatzentwürfen er- 
freute. Das gehört in das Kapitel ,, Was wir Anwälte besonders 
lieben". 

Der ,,Gegen-Angriff schrieb 1933: ,,Als Morifz Benedikf 
starb, verblich auch sein Schatten. Vielleicht ist Kar/ Kraus 
schon längst tot, nur wir merkten es nicht". Jetzt merken wir 
es - und durch solche Prozeßakten-Publikationen bleibt nicht 
nur der Autor, sondern auch der Mensch Kar/ Kraus mit seinen 
Stärken und Schwächen im Gedächtnis der Nachwelt. 

\i-- 

bestellen@MANZ.co.at 
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EuGH-Rechtsprechung 
Umsetzung von Richtlinien - Nationale Umsetzungsfrist 

Abfallbegriff 

Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle idF Rl91/156/EWG 

1. Ein Stoff ist nicht allein deshalb, weil er 
unmittelbar oder mittelbar in einen industri- 
ellen Produktionsprozeß einbezogen ist, vom 
Abfallbegriff des Art 1 Buchstabea der RL 
75/442/EWG idgF ausgenommen. 

2. Nach dem Art 5 Abs 2 und 189 Abs 3 
E(W)G-V sowie der RL 91 /156/EWG darf der 
Mitgliedstaat, an den diese Richtlinie gerich- 
tet ist, während der in dieser festgesetzten 
Umsetzungsfrist keine Vorschriften erlassen, 
die geeignet sind, die Erreichung des in dieser 
Richtlinie vorgeschriebenen Zieles ernstlich in 
Frage zu stellen. 

EuGH, Rs C- 1 29/96, Inter-Environnement-Wa//onie ASBl/Re- 
gion wa//onne, Urteil vorn 18. 12. 1997 

Die Richtlinie idgF hat die Harmonisierung nationaler Vor- 
schriften über die Abfallbeseitigung zum Ziel. Der Begriff 
,,Abfall" wird in der Richtlinie definiert. Ein darauf basieren- 
des Abfallverzeichnis mittels Entscheidung der Kommission ist 
allerdings nicht erschöpfend. Im Zusammenhang mit Beseiti- 
gungs- bzw Verwertungsverfahren bedürfen Anlagen bzw 
Unternehmen, die solche Maßnahmen setzen, einer Genehrni- 
gung; Ausnahmernöglichkeiten hievon sind vorgesehen. Na- 
tionale Urnsetzungsvorschriften waren bis 1 . 4. 1993 zu Set- 
zen. 

In der RL 91 /689/EWG über gefährliche Abfälle wird auf den 
Begriff ,, Abfälle" in der erstgenannten Richtlinie idgF verwie- 
sen und der Begriff ,,gefährliche Abfälle" entsprechend defi- 
niert; weiters werden auch Genehmigungspflicht bzw Ausnah- 

beantragte iedenfalls die Nichtigerklärung des Erlasses in 
Hinblick auf einen Verstoß gegen die Richtlinienvorschriften 
betreffend die Genehrnigungsregelung. Da der streitige Erlaß 
zu einem Zeitpunkt erging, zu dem die in der Richtlinie gesetz- 
te Umsetzungsfrist noch nicht abgelaufen war, erschien insbe- 
sondere fraglich, inwieweit ein Mitgliedstaat während dieser 
Zeit eine Handlung vornehmen dürfe, die der Richtlinie wider- 
spricht. 

Gemäß der Rechtsprechung des EuGH ist der Begriff ,,Abfall" 
iS  der RL 75/442 idgF so zu verstehen, daß auch Stoffe, die 
zur wirtschaftlichen Wiederverwendung geeignet sind, erfaßt 
werden; Abfälle, die in einen Produktionsprozeß einfließen, 
können daher durchaus Stoffe iS der Richtlinie sein. 

Zur grundlegenden Frage, ob (insbesondere) Art 5 und 189 
EGV es verbieten, daß die Mitgliedstaaten während der Um- 
setzungsfrist von Richtlinien Maßnahmen ergreifen, die richt- 
linienwidrig sind, hielt der EuGH zunächst fest, daß es Pflicht 
eines Mitgliedstaats ist, alle zur Erreichung des durch eine 
Richtlinie vorgeschriebenen Ziels erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. Dies ist eine sowohl durch Art 189 Abs 3 EGV als 
auch durch die Richtlinie selbst auferlegte zwingende Pflicht. 
Sie obliegt allen Trägern öffentlicher Gewalt in den Mitglied- 
staaten einschließlich der Gerichte irn Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit. Mitgliedstaaten ist allerdings nicht vorzuwerfen, wenn 
die Richtlinie nicht vor Ablauf dieser Frist umgesetzt wird, es 
obliegt ihnen aber während der Urnsetzungsfrist die erforder- 
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, daß das 
vorgeschriebene Ziel bei Fristablauf erreicht wird. Sie haben 
daher während dieser Frist den Erlaß von Vorschriften zu 
unterlassen, die geeignet sind, das in der Richtlinie vorge- 
schriebene Ziel ernstlich in Frage zu stellen. Diesbezügliche 
Prüfungen hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der nationalen Vor- 
schriften obliegen den nationalen Gerichten. 

Aktuelles Sekundärrecht 
men davon für gefährliche Abfälle behandelt. Die ursprüngli- 
che einschlägige Richtlinie wurde mit Juni 1995 aufgehoben. 

Die Umsetzung in Belgien erfolgte ua im Wege eines Dekrets 
sowie eines Erlasses - betreffend giftige und gefährliche Ab- 
fälle - der wallonischen Regionalverwaltung im Jahre 1992. 
Das Dekret sieht im Gegensatz zum darauf folgenden Erlaß 
keine Ausnahme hinsichtlich einer Genehmigung für ~ ~ ~ ~ i t i -  
gungs- und Verwertungshandlungen im Zusammenhang mit 
gefährlichen Abfällen vor, die in einen industriellen Prozeß 
eingegliedert sind. Demgemäß erschien fraglich, ob Abfall im 
Sinne der RL 75/442/EWG idgF auch einen Stoff umfasse, 
der unmittelbar oder mittelbar in einen industriellen Produkti- 
onsprozeß einbezogen ist. Die Inter-Environnement-Wallonie 

Erläuternder Bericht des Generalsekretariats des Rates zur Ver- 
einfachung der Gerneinschaftsverträge, ABI C 353/1997, 1. 

Bekanntmachung der Kommission über die Definition des re- 
levanten Marktes irn Sinne des Wettbewerbsrechts der Ge- 
meinschaft, ABL C 372/1997, 5. 

Bekanntmachung über Vereinbarungen von geringer Bedeu- 
tung, die nicht unter Ar t85 Abs 1 EGV fallen, ABI 
C 37211 997, 1 3. 

Richtlinie 97/52/EG zur Änderung der RLn 92/50/EWG, 
93/36/EWG und 93/37/EWG über Koordinierung der Ver- 
fahren der Vergabe öffentlicher Dienstleistungs-, Liefer- und 
Bauaufträge, ABI L 328/1997, 1 . 
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.. 
österr. Vergaberecht ,,vor dem 
EuGH" 
Die Grundlagen des Vergaberechts in Österreich sind rechtlich 

sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene geregelt. Kon- 

trolle und Rechtsschutz werden für den Bundesbereich gemäß 

dem Bundesvergabegesetz durch die Bundes-Vergabekontroll- 

kornmission als Schlichtungsinstanz und das Bundesvergabe- 

amt als Nachprüfungsinstanz wahrgenommen. Das Bundes- 

vergabeamt ist eine Kollegialbehörde mit richterlichem Ein- 

schlag gemäß Art 133 Z 4 B-VG und entspricht den Qualifi- 

kationen (Tribunalbegriff) nach Art 6 EMRK bzw Art 177 EGV. 
Der Verfassungsgerichtshof stellte wiederholt fest, daß das 

Bundesvergabeamt ein vorlagepflichtiges Gericht iSd Art 177 
EGV ist (so VfGH 11. 12. 1995, B 2300/95-18 und VfGH 
26. 6. 1997, B 3486/96-10). 

Auf Landesebene obliegt der Rechtsschutz im Vergabewesen 

den jeweiligen Landesvergabekontrollbehörden. Die diesbe- 

züglichen Regelungen sind unterschiedlich (Unabhängige Ver- 

waltungssenate in Niederösterreich, Burgenland und Kärnten, 

Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag in Wien, Tirol 

und Vorarlberg, durch besondere Landesverfassungsbestim- 
mungen weisungsfrei gestellte Landesbehörden als Nachprü- 

fungsorgane in Salzburg und Steiermark, Landesregierung 

und Unabhängiger Verwaltungssenat als Nachprüfungsorgan 

in Oberösterreich). Im Zusammenhang mit den Anforderungen 

der ,, Rechtsmittelrichtlinie" (RL 92/13/EWG) wurden auch 

schon von zwei Landesvergabekontrollbehörden Vorabent- 

scheidungsersuchen vorgelegt (Firma Köllensperger GmbH 

ua/Gemeindeverband Bezirkskrankenhaus Schwaz, Rs C- 
103/97 und Hospital Ingenieure Krankenhausplanungs- 

GmbH/landeskrankenhausanstalten-Betriebsgesellschaft, Rs 
C-258/97): da die ,, Rechtsmittelrichtlinie" in ihrer einschlägi- 

gen Vorschrift über die Anforderungen des Art 177 EGV 
hinausgeht, erscheint in diesem Zusammenhang der Richter- 

begriff klärungsbedürftig (der Verfassungsgerichtshof vertritt 

iedenfalls die Meinung, daß auf die Qualifikation des Richters 

im nationalen Recht verwiesen ist, VfGH 12. 6. 1996, B 24771 
95-14). 

in seinem bisher vierten Urteil in einem ,, österreichischen" 

Vorabentscheidungsverfahren beantwortete der EuGH erst- 

mals ein Vorabentscheidungsersuchen des Bundesvergabeam- 

tes (Rs C-44/96, Mannesmann Anlagenbau-Austria AG/ 
Strohal Rotationsdruck GmbH, Urteil vom 15. I. i 998): Im 

Rahmen eines die österreichische Staatsdruckerei involvieren- 

den Nachprüfungsverfahrens erschienen Inhalt und Grenzen 

der RL 93/37/EWG zur Koordinierung des Verfahrens zur 

Vergabe öffentlicher Bauaufträge (ABI L 199/1993,54) sowie 

der Begriff des ,,öffentlichen Auftraggebers'' auslegungsbe- 

dürftig : 

Der EuGH hielt grundsätzlich fest, daß eine Einrichtung des 

öffentlichen Rechts iSd Richtlinie eine Einrichtung ist, die zu 

dem besonderen Zweck gegründet wurde, im Allgemeininte- 

resse liegende Aufgaben zu erfüllen, die nicht gewerblicher 

.Art sind, die Rechtspersönlichkeit besitzt und eng mit dem 

Staat, Gebietskörperschaften oder anderen Einrichtungen des 

öffentlichen Rechts verbunden ist. Er beiaht das Vorliegen 

sämtlicher drei Tatbestandsmerkmale und stellt zudem fest, 

daß der Umstand, daß die Erfüllung von im Allgemeininteresse 

liegenden Aufgaben tatsächlich nur einen relativ geringen Teil 

der Tätigkeiten der Staatsdruckerei ausmache, keine Rolle 

spiele, solange sie weiterhin die Aufgaben wahrnehme, die sie 

als besondere Pflicht zu erfüllen habe. Der EuGH qualifiziert 

die Staatsdruckerei daher als Einrichtung des öffentlichen 

Rechts iSd Richtlinie und unterstreicht zudem, daß die Richtli- 

nie nicht zwischen öffentlichen Bauauftrügen, die ein öffentli- 

cher Auftraggeber vergibt, um seine im Allgemeininteresse 

liegenden Aufgaben zu erfüllen und Aufträgen, die in keinem 

Zusammenhang mit diesen Aufgaben stehen, unterscheidet. 

(Für die Gesamttätigkeit einer Einrichtung wie der Staatsdruk- 

kerei war nach österreichischer Auffassung der Teil ihrer 

Tätigkeiten bestimmend, den sie zur Erfüllung gewerblicher 

Aufgaben ausübt.) Die Staatsdruckerei ist somit öffentlicher 

Auftraggeber iSd Richtlinie und die von dieser Einrichtung 

vergebenen Bauaufträge sind unabhängig von ihrem Wesen 

als öffentliche Bauaufträge iSd Richtlinie anzusehen. Nach 

Dafürhalten des EuGH kann ein Unternehmen allerdings nicht 

bereits dann als öffentlicher Auftraggeber betrachtet werden, 

wenn es von einem öffentlichen Auftraggeber gegründet wur- 

de oder seine Tätigkeiten mit Geldmitteln finanziert werden, 

die aus Tätigkeiten eines öffentlichen Auftraggebers fließen. 

Ein Vertrag, der die in der Richtlinie genannten Voraussetzun- 

gen erfüllt, verliert seine Eigenschaft als öffentlicher Bauauf- 
trag jedoch nicht allein dadurch, daß der öffentliche Auftrag- 

geber seine Rechte und Pflichten auf ein Unternehmen über- 

trägt, das kein solcher Auftraggeber ist. Anderes gelte nur, 

wenn das betreffende Vorhaben nachweislich von Anfang an 

in vollem Umfange dem Gesellschaftszweck des fraglichen 

Unternehmers entsprechen .würde und die Bauaufträge für 

dieses Vorhaben vom öffentlichen Auftraggeber nachweislich 

für Rechnung dieses Unternehmens vergeben wurden (die 

Prüfung obliegt dem nationalen Gericht). 

Dieses Urteil des EuGH ist das erste in einer Reihe seitens des 

Bundesvergabeamtes bzw von Landesvergabekontrollbehör- 
den vorgelegter Vorabentscheidungsersuchen, die vielfach 

Fragen des Rechtsschutzes im Vergaberecht betreffen. 

Christine Stix-Hackl 
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iche Mitteilungen 

Änderungen der Liste 

Burgenland 

Liste der Rechtsanwälte 

Neuein frag ung 

Mag. BECK Thornas, 7000 Eisenstadt, 
Franz-Liszt-Gasse 1 , 
Tel. 02682/624 68, 
Telefax 02682/662 14 
per 2. 1. 1998, in die 
Beck & Dörnhöfer Rechtsanwälte 
OEG 

Kärnten 

Liste der Rechtsanwälte 

Kanzleisikverlegungen 

Dr. fERC Branko, 91 50 Bleiburg, 
1 0.-Oktober-Platz 13/Eingang 
Kurneschgasse, 
Tel. 04235/26 45, 
Telefax 04235/31 08 

Dr. SEEBER Gert, 9020 Klagenfurt, 
Pierlstraße 33, 
Tel. 0463/559 76 und 574 80, 
Telefax 0463/553 65 

Oberösterreic h 

Liste der Rechtsanwälte 

Kanzleisikverleg ungen 

Dr. AFlENZER Robert, 4020 Linz, 
Museurnstraße 1 1 , 
Tel. 0732/77 44 22, 
Telefax 0732/79 70 99, 
per 1. 8. 1997 

Dr. SCHMID Günter, 4020 Linz, 
Mozartstraße 4, per 1. 1. 1998; 
die Kanzleigerneinschaft 
Dr. Schrnid & Dr. Walchshofer 
wird per 31. 12. i 997 aufgelöst. 

Salzburg 

Liste der Rechtsanwälte 

Verzicht 

Dr. ZUKRIEGE1 Gerhard, Salzburg, 
per 31. 5. 1997, 
rnStv Dr. Ulrike Hauser 

Liste der Rechtsanwaltsanwärter 

Erstein trifte 

RAA Mag. SlROBl Gernot 
per 1. 10. 1997 
bei Dr. Kar1 Friedrich Strobl 

RAA Dr. SlIMfFI-ABELE Julia 
per 10. 11. 1997 
bei Dr. Alfred Ebner 

RAA Mag. BACHINGER Ferdinand 
per 13. 11. 1997 
bei Dr. feter Raits 

RAA Mag. FISCHER Konstantin 
per 1. 12. 1997 
bei Dr. feter Zurntobel 

RAA Mag. MCHOWICZ Sonja 
per 24. 1 1. 1997 
bei Dr. Kar/ Friedrich Strobl 

RAA Mag. CONRAD Christian 
per 25. 1 1. 1997 
bei Dr. Wich  Sinnissbichler 

Steiermark 

Liste der Rechtsanwälte 

Neueintragungen 

Mag. FRAIßIER Johannes, 
801 0 Graz, Marburgerkai 47/11, 
Te!. 0316/81 28 00, 
Telefax 031 6/8 1 28 8 1 -28, 
per 1. 12. 1997 

Mag. KRAUTGASSER Waher, 
801 0 Graz, Marburgerkai 47/11, 
Tel. 0316/81 28 00, 
Telefax 03 1 6/8 1 28 81 -28, 
per 1. 12. 1997 

Gründung einer Partnerschaft 

Dr. HEINRICH Anton, Mag. SElFRlED 
Werner, 8750 Judenburg, 
Herrengasse 9 A, 
Tel. 03572/821 27, 
Telefax 03572/821 27-4, 
Heinrich & Seifried Rechtsan- 
waltspartnerscha ft; 
per 3. 1 1. 1997 

Gründung einer GesbR 

Mag. FRAIßIER Johannes, 
Mag. KRAUTGASSER Walter, 
801 0 Graz, 
Marburgerkai 47/11, 
Tel. 0316/81 28 00, 
Telefax 031 6/81 28 81 -28, 
per 1. 12. 1997 

Kanzleisikverlegung 

Dr. HOLZER Martin, 8600 BrucklMur, 
Herzog-Ernst-Gasse 2 a, 
Tel. 03862/550 50, 
Telefax 03862/550 50-5, 
per 1. 1 1. 1997 

Liste der Rechtsanwaltsanwärter 

Erstein trifte 

RAA Dr. BRAND1 Ernst 
per 3. 1 1. 1997 
bei Dr. Alexander Isola, Graz 

RAA Dr. BLECKENWEGNER 
Christoph 
per 5. 1 1. 1997 
bei Dr. Heinz Iughofer, Graz 

RAA Mag. AUNER Sandra 
per 5. 1 1. 1997 
bei Mag. Wolfgang Auner, Leoben 

RAA Mag. SCHlÖGl Elisabeth 
per 14. 11. 1997 
bei Dr. Heinz-Dieter Flesch, Voits- 
berg 

Tirol 

Liste der Rechtsanwälte 

Neuein fragungen 

Dr. RABI-FUCHS Alice, 6330 Kuf- 
stein, Josef-Egger-Straße 3, 
Tel. 05372/621 44,622 83, 
per 18. 11. 1997 in GesbR mit 
Dr. Johannes Waldbauer, Dr. Ro- 
land faurngarten, Dr. Helrnut 
Naschberger und Mag. Michael 
Waldbauer 
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Amtliche Mitteilungen 

Ableben 

Dr. GATTlNGER Walfer, Innsbruck, 
per 1. 1 1. 1997 mStv Dr. Ger- 
hard Waldmüller, Innsbruck 

Liste der Rechtsanwaltsanwärter 

Ersteintriff e 

R A A  Mag. FRlTZ Alexander 
per 19. 11. 1997 
bei Dr. Wilfried flattner, Innsbruck 

R A A  Mag. GOLlER Claudia 
per 1. 11. 1997 
bei Dr. Michael Go//er, Innsbruck 

RAA Mag. KÖNIG Hanno 
per 1. 11. 1997 
bei Dr. Wolfgang Walser, 
Innsbruck 

RAA Mag. LUTZ Johann 
per 13. 11. 1997 
bei Dr. Michael Go//er, Innsbruck 

R A A  Mag. THURNER Arnold 
per 18. 11. 1997 
bei Dr. Christoph Riffler, Innsbruck 

Vorarl berg 

Liste der Rechtsanwälte 

Kanzleisihverleg ungen 

Dr. FlSCHER K h s ,  Diepoldsauer 
Straße 35,6845 Hohenems, 
Tel. 05576/421 95, 
Telefax 05576/42 1 95-4, 
per 10. 11. 1997 

Dr. AMANN Jürgen, 6850 Dornbirn, 
Brisera 12a, 
Tel. 05522/484 80, 
Telefax 05522/484 80-4, 
per 1. 12. 1997 

Liste der Rechtsanwaltsanwärter 

Ersteintriff e 

R A A  Mag. LECHER Claudia 
per 3. 11. 1997 
bei Dr. Klaus Fischer, Dornbirn 

Wien 

Liste der Rechtsanwälte 

Neuein fragungen 

Dr. EUSTACCHIO Thomas G., 
101 0 Wien, Singerstraße 27/28, 
Tel. 01 /512 75 55, 
Telefax 01 /513 75 88, Korrespon- 
denz in Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch, 
per 12. 11. 1997 

Mag. NATTERER Andreas, 
101 4 Wien, Tuchlauben 13 
(Eingang Kleeblattgasse 4), 
Tel. 01 /534 37-0, 
Telefax 01 /533 25 21, 
per 12. 11. 1997 

Mag. NEMEC Marfin, 121 0 Wien, 
Brünner Straße 37/5, 
Tel. 01 /270 56 66, 
Telefax 01 /278 38 04, 
Korrespondenz in Englisch, 
per 12. 11. 1997 

Mag. HUEMER Nora, 1030 Wien, 
Esteplatz 4, 
Tel. 01 /712 33 30-0, 
Telefax 01 /712 33 30-33, 
Korrespondenz in Englisch, 
per 25. 1 1. 1997 

Mag. SCHMIDT Johannes, 
1090 Wien, Kolingasse 13/1/16, 
Tel. 01 /315 67 09-0, 
Telefax 01 /315 67 10, 
Korrespondenz in Englisch, 
Bulgarisch, Russisch, 
per 25. 1 1. 1997 

Dr. SCHUH Susanne, 1080 Wien, 
Alser Straße 41 /5, 
Tel. 01/408 85 78, 
Telefax 01 /408 85 78-66, 
per 25. 1 1. 1997 

Dr. WAGNER fefer, 101 0 Wien, 
Wollzeile 34/3, 
Tel. 01 /513 98 78, 

Verzkht 

Dr. FRlEDRlCH Waher, 101 0 Wien, 
Stubenring 20/4, per 8. 12. 1997 mStv 
Dr. Gerhard Semofan, ebendort. 

Beschluß 

Dr. MAYERHOFER Werner, RA in 
1040 Wien, Rechte Wienzeile 29/8, 
wird hiermit die Ausübung der Rechts- 
anwaltschaft gem Q 34 Abs 2 RA0 ein- 
gestellt. 
Mag. Dr. fefer Arnhof, RA in 
1060 Wien, Linke Wienzeile 4/2, wird 
für die Dauer der Einstellung der Aus- 
übung zum mStv bestellt. 

Beschluß - Umbestellung des mShr 

Der Ausschuß der RAK Wien hat infolge 
Erlöschung der Rechtsanwaltschaft den 
mit ha Beschluß vom 9. 1. 1990, GZ 
1021 /90, für Dr. STEGMÜLLER Her- 
berf, ehem RA in 101 0 Wien, Riemer- 
gasse 1 1 /3, bestellten mStv Dr. Gerold 
Preimesberger, RA in 1010 Wien, Rie- 
mergasse 1 1 /3, diesen seiner Funktion 
mit Ablauf des 7. 10. 1997 enthoben, 
und Dr. Kar/ Newole, RA in 
1010 Wien, Riemergasse 9, ab 8. 10. 
1997.zum mStv bestellt. 

Der Ausschuß der RAK Wien hat über 
Antrag vom 5. 1 1. 1997, den mit ha 
Beschluß vom 21. 10. 1997, GZ 
4381/96, für den verstorbenen RA 
Dr. STElNlNGER Alexander, Wien, be- 
stellten mStv Dr. Kar/ Muzik, RA in 
1040 Wien, Graf-Starhemberg-Gas- 
se 39/17, seines Amtes enthoben und 
an dessen Stelle Dr. Michele Grogger- 
Endlicher, RA in 1040 Wien, Brahms- 
platz 7/7, zum mStv bestellt. 

Aufgrund begründeten Ersuchens des 
mit Beschluß vom 24. 1 1. 1997, GZ 
5393/97, für Dr. MAYERHOFER Wer- 
ner, RA in 1040 Wien, Rechte Wienzei- 
le 29/8, bestellten mStv Mag. Dr. fefer 
Amhof, RA in 1060 Wien, Linke Wien- 
Zeile 4/2, wird dieser seiner Funktion 

R A A  Mag. STADElMANN Ulrike Telefax 01 /512 12 25, 
Korrespondenz in Englisch, 
per 25. 1 1. 1997 

als mStv enthoben und an dessen Stelle 
Dr. Wolfgang fifzal, RA in 1040 Wien, 
Paulanergasse 9, zum mStv bestellt. 

per 1. 12. 1997 
bei Dr. Manfred Puchner, Feldkirch 
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Amtliche Mitteilungen 

Liste der Rechtsanwaltsanwärter 

Frs tein tritte 

RAA Mag. APPRICH Marfin 
bei Dr. Georg Florian Kremslehner 

RAA Dr. BÖHM Renate 
bei Dr. Gunter Granner 

RAA Mag. CERHA Susanne 
bei Dr. Rainer Maria Kraff 

RAA Mag. FELLNER Markus 
bei Dr. Michael Breitenfeld 

RAA Mag. FOlDl Georg 
bei Dr. Hans Bichler 

RAA Mag. HAGER Charlotte 
bei Dr. Gabriele Buder-Steinhoff 

RAA Mag. HAlDER Astrid A. 
bei Dr. KarlZach 

RAA Mag. HALBHUBER Harald 
bei DDr. Georg Bahn 

DARGlNlDlS Susanne 
bei Dr. Claudia Kleinszig 

RAA Dr. JESSICH Philip 
bei Dr. PeterJandl 

RAA Mag. KATHREIN Bruno 
bei Dr. Christoph Kerres 

RAA Mag. KlRSCHNlOK Andrea 
bei Dr. Walter lattenmayer 

RAA Mag. KONRAD Kar/ 
bei Dr. Alexander Gruber 

RAA Mag. Dr. MARTSCHIN Christian 
bei Dr. Michael Gnesda 

RAA Mag. NAPOKOJ Elke Maria 
bei Dr. Rainer Maria Kraft 

RAA Mag. NARANG Monisha 
bei Dr. Richard Wolf 

RAA Mag. OGRlS Gabriele 
bei Dr. Ferdinand Graf 

RAA Mag. OPPECK Harald 
bei Dr. Lukas Kozak 

RAA Mag. PHAN QUOC Bao-Vu 
bei Dr. H e h t  Salzbrunn 

RAA MMag. ROHREGGER Michael 
bei Dr. Christian Klausegger 

RAA Mag. HAUTZINGER- 

RAA Mag. ROMMENS Alexandra 
bei Dr. Georg Zanger 

RAA MMag. SUNDSTRÖM Vera 
bei Dr. Hannes Füreder 

RAA Mag. URBAN Christian 

RAA Mag. WElZlG Fridolin 
bei Dr. Wolfgang Vanis 

RAA Mag. WOLNER Michael 
bei Dr. K h s  Galle 

bei Dr. Anton Paul Schaffer 

Liste der Richteramtsanwärter 

Frsteintriffe 

RiAA Mag. BAYERKOHLER-DEMEL 
Nina 
bei Dr. Alexander Wanke 

RiAA Mag. FITZ Alexander 
bei Dr. Wolfgang Miller 

RiAA Mag. HÖBL Andreas 
bei Dr. Walter Prüfling 

RiAA Mag. HOFBAUER Karin 
bei Dr. Kar/ Schirl 

RiAA Dr. KRAUfi Alexandra 
bei Dr. Hildegard Hartung 

bei Dr. Maximilian Schludermann 
RiAA Dr. MlCHAlEK Barbara 

RiAA Mag. MUCHA Gabriele 
bei Dr. PeterZauner 

RiAA Mag. RAGOSSNIG Claudia 
bei Dr. Reinhard Kohlhofer 

RiAA Mag. SCHUHMERTL Christoph 
bei Dr. Walter Lichal 

RiAA Mag. SPRINZEL Günter 
bei Dr. Johannes Stieldorf 

Druckfehlerberichtigung 
Die Satzung der Salzburger Rechtsan- 

waltskarnmer wurde um nachstehende 
Druckfehler berichtigt: 

Teil B - Zusatzpension: 

1. § 3 Altersrente, (4) - ,,7ad ist zu 
streichen 

2. 5 4 Berufsunfähigkeitsrente, (6) - 
I, 7 as is t  zu streichen 

3. 5 5 Witwen-/Witwerrente nach 
Ableben eines Aktiven, (3) - ,, 7a" ist zu 
streichen 

Steiermark 

ad Veröffentlichung im Heff 12/97, 
S 920ff 

Satzung der 
Versorgungseinrichtung der 

Steiermärkischen 
Rechtsanwal tskammer 

Genehmigt mit Bescheid des BMJ vom 

9. 1 .  1998, GZ 16.204/10-I 6/1997. 

ad Veröffentlichung im Heff 12/97, 
S 925ff 

Änderung der Satzung der 
Versorgungseinrichtung der 

Tiroler Rechtsanwaltskammer 
betreffend die Einfügung der Über- 
schrift ,,Teil A" und die Anfügung eines 
,,Teil B: Zusatzpension". 

Genehmigt mit Bescheid des BMJ vom 

30. 12. 1997, GZ 16.207/19-1 
6/ 1 997. 
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Eingelangte Gesetzesentwürfe 
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits 
vorliegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren kön- 
nen im Generalsekretariat eingesehen werden. 

97/234 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
21 86-GR/97 
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, mit der die Textilkennzeichnungs- 
Verordnung 1993 geändertwird;vereinfachtes Begut- 
achtungsverfahren 

97/235 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Verkehr 
GZ21.251 /l O-VIII/D/13/97 
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Regelung des 
kardiotechnischen Dienstes und der Ausbildung zum 
diplomierten Ka rdiotechni ker (Ka rdiotech n i kerG - 
KTG);vereinfachtesBegutachtungsverfa hren 

97/236 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr 
GZ 68.309/12-I/B/5A/97 
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Verkehr über den akademischen Grad ,,Master 
of Advanced Studies" (Publishing) - MAS; verein- 
fachtes Begutachtungsverfahren 

97/237 Bundesministerium für Finanzen 
GZ 23 1 000/6-Vii/14/97 
Bundesgesetz über die Änderung des Nationalbank- 
gesetzes i 984, des Scheidemünzengesetzes, des 
Schillinggesetzes, des Devisengesetzes und des Ka- 
pitalmarktgesetzes, die Aufhebung des Übergangs- 
rechtes anläßlich einer Novelle zum Nationalbank- 
gesetz 1955, des Bundesgesetzes vom 12. Jänner 
1 923 betreffend Überleitung der Geschäfte der 
Österreichisch-Ungarischen Bank, österreichische 
Geschäftsführung, auf die Oesterreichische Natio- 
nalbank, des Bundesgesetzes vom 18. März 1959 
betreffend Beitragsleistungen der Republik Öster- 
reich bei Internationalen Finanzinstitutionen, BGBl 
1959/74 und des Bundesgesetzes betreffend Bei- 
tragsleistungen der Republik Österreich bei Interna- 
tionalen Finanzinstitutionen, BGBl 1991 /171 
Referent: Dr. Kucsko 
Stellungnahme abgegeben am 23.1 2. 97  

97/238 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
GZ33.560/43-iii/A/3/97 
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche 
Angelegenheiten über die Berufsausbildung im Lehr- 
beruf Rechtsanwaltsassistent (Rechtsanwaltsassisten- 
ten-Ausbildungsordnung) 
Referent: Dr. Grießer 

97/240 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
GZ 551.352/123-Vlll/l/97 

Gesetzgebung 

Gesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet 
der Elektrizitätswirtschaft neu geregelt wird (Elektri- 
zitätswirtschafts- und -organisationsgesetz) 
Referent: Dr. Held 
Stellungnahme abgegeben am 15. I. 98 

97/241 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr 
ZI 17 0.1 36/1 -ll/B/7/97 
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Verkehr, mit der die Bestimmung über die Durch- 
führung der besonderen Überprüfung und wieder- 
kehrenden Begutachtung von Fahrzeugen festgelegt 
werden. (Prüf- und Begutachtungsstellenverord- 
nung - PBStV) 
Referent: Dr. Mader 

97/242 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
GZ 1 1 4751 /43-1/1/97 
Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträg- 
lichkeit (Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz - 
UVP-G) 
Referent: Dr. Kucsko 

97/243 Bundesministerium für Justiz 
GZ 7.049/77-12/1997 
Entwurf für ein Bundesgesetz, mit dem im Zivilrecht 
begleitende Maßnahmen für die Einführung des Euro 
getroffen, das Handelsgesetzbuch, die 4. handels- 
rechtliche Einführungsverordnung, das Aktionsge- 
setz, das Gesetz über Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, das Kapitalberichtigungsgesetz, das 
Spaltungsgesetz, das Privatstiftungsgesetz und das 
Firmenbuchgesetz geändert sowie einige Bestimmun- 
gen über Fremdwährungs- und Goldklauseln auf- 
gehoben werden ( 1 . Euro-Justiz-Begleitgesetz - 
1. Euro-JuBeG) 

GZ 32.290/35-V1/9/~/97 
Bundesgesetz, mit dem das Gentechnikgesetz 1 994 
geändert wird (Gentechnikänderungsgesetz) 
Referent: Dr. Kucsko 

97/244 Bundeskanzleramt 

971247 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr 
ZI 160.024/2-11/B/63/97 
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Verkehr, mit der die Verordnung über Ausnah- 
men vom Nachtfahrverbot für Fahrten im Rahmen des 
Kombinierten Verkehrs geändert wird 
Referent: Dr. Mader 

97/248 Bundeskanzleramt 
GZ 31.901 /161 -VI/B/l2/97 
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangele- 
genheiten und Verbraucherschutz über das Verbot 
der Verwendung von Weichmachern bei bestimmtem 
Spielzeug für Kinder unter 36 Monaten; vereinfach- 
tes Begutachtungsverfahren 
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m-B e r i c h Be 

ÖRAK 

Konferenz in Bonn 
Am 8. 12. 1997 trafen über Einladung des Präsidenten des 
Deutschen Anwaltsvereines Felix Busse die Präsidenten und 
Geschäftsführer der Anwaltsverbände aus Österreich, den 
Niederlanden, Liechtenstein und der Schweiz in Bonn zu einem 
Informationsaustausch zusammen. Die Themen der Tagesord- 
nung reichten von Anwaltswerbung, Juristenausbildung, 
Schlichtung und Mediation aus Sicht der Anwaltschaft bis zur 
Umsetzung der Niederlassungsrichtlinie der EU. Auch die 
gemeinsame Vorgangsweise gegenüber dem sogenannten In- 
kassorichtlinienvorschlag der EU wurde erörtert. Der große 
Lauschangriff, der derzeit in der Bundesrepublik Deutschland 
in der politischen Diskussion eine große Rolle spielt, war 
Gegenstand eingehender rechtsvergleichender Diskussion, die 
schließlich in einer Resolution und Presseerklärung zusammen- 

gefußt wurde: 
Die in Deutschland derzeit geführte Diskussion über den soge- 
nannten ,, Großen Lauschangriff" gibt den Präsidenten 

- des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, 
- des Nederlandse Orde von Advocaten, 

- der Liechtensteinischen Anwaltskammer, 
- des Schweizerischen Anwaltsverbandes, 

- der Bundesrechtsanwaltskammer und 
- des Deutschen Anwaltvereins 

Anlaß zu folgender Erklärung: 
Die Präsidenten beobachten mit großer Sorge, daß die Ge- 
setzgebung auf europäischer und nationaler Ebene zuneh- 
mend in verfassungsrechtlich verbürgte Rechte von Bürgern 
eingreift, sich in absoluter Vertraulichkeit Geistlichen, Ärzten 
und Anwälten anzuvertrauen. Sie verkennen nicht, daß dabei 
jeweils ernste rechtspolitische Anliegen verfolgt werden, wie 
die Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Sie verweisen 

jedoch mit allem Nachdruck darauf, daß der absolute Schutz 
der Vertraulichkeit dieser Gespräche ein originäres Bürger- 
recht ist, das gerade von freiheitlich demokratischen Rechts- 
staaten auch im Rahmen der Verbrechensbekämpfung nicht 
zur Disposition gestellt werden darf. 
RA Dr. K. Hohann,  RA T. Huydecoper, Fürstlicher Justizrat 
RA Dr. W. Kieber, RA Dr. Schiller, RA Dr. E. Haus, RA F. Busse 

Die Gespräche in einem relativ kleinen Kreis von Präsidenten 
und Geschäftsführern waren wegen der ähnlichen Situation 

der Anwaltschaft in den teilnehmenden Ländern überaus 
fruchtbar und konstruktiv. Dem Initiator Präsident Felix Busse 

ist dafür herzlichst zu danken. Peter Wrabetz 

Oberösterreic h 
Gemeinschaft emeritierter Rechtsanwälte 
und Anwaltswitwen in Oberösterreich 

Auch im Jahr 1997 fanden sechs Zusammenkünfte statt, und 
zwar fünfmal im 1 . Stock des Restaurants ,,Schwarzer Anker" 

in Linz, Hessenplatz 14, jeweils am ersten Donnerstag eines 
geraden Monats mit Ausnahme des 5. Juni (Auswärtszusam- 
menkunft in Lambach) jeweils um 14.30 Uhr. 

Bei der Auswärtszusammenkunft besichtigten wir das Stift 
Lambach und nahmen an der Premiere des Singspiels ,,Marie 
Antoinette auf der Reise zu ihrer Hochzeit" in dem einzigen 
seit der Barockzeit erhaltenen und bespielten Stiftstheater teil. 

Bei den Zusammenkünften in Linz wurden sehr interessante 

Vorträge gehalten: 

um 3. April über den Alltagsbetrieb der politischen Mandatare 
im Hohen Haus und die Interna eines Gesetzwerdungsvorgan- 
ges (Frau Staatssekretär Dr. Beatrix Eypeltauer); 

um 7. August über die historische Entwicklung im böhmisch- 
mährischen Raum seit der Besiedlung bis in das 20. Jahrhun- 

dert (Kollege Dr. Worm); 

am 5. Oktober über eine Reise nach Burma mit Diapositiven 

(Kollege Dr. Figl); 

um 4. Dezember über Maßnahmen gegen die organisierte 
Kriminalität und deren Überwachung und Kontrolle (Kollege 

Dr. Hermann Fromherz). 

Dankbar ist die Gemeinschaft für die ab 1. 1. 1998 wirksame 
Erhöhung der Renten. 

Die Auswärtszusammenkunft findet im Jahr 1998 um 27. April 
um 14 Uhr im Sensenschmiedmuseum in Micheldorf, Graden- 
Straße, statt. Dieses Museum ist Bestandteil der oö Landes- 
ausstellung ,, Land der Hämmer", welche um 29. April eröffnet 

werden wird. Wir werden daher dieses Museum vorher besich- 
tigen dürfen. 

Im übrigen treffen wir uns jeweils um 14.30 Uhr im oa Restau- 
rant in Linz am 5.  Feber, 4. Juni, 6. August, 1. Oktober und 
3. Dezember. Wir würden uns freuen, wenn Kolleginnen und 

Kollegen'(aktiv oder emeritiert) oder Anwaltswitwen aus ande- 
ren Kammersprengeh uns gelegentlich mit ihrer Anwesenheit 
in Oberösterreich dabei die Ehre gäben. 

Dr. Walter Gastgeb, 

Gemeinschaft emeritierter Rechtsanwälte und 

Anwaltswihven in Oberösterreich 

4020 Linz, Schubertstraße 38 

110 
AnwBl 1998/2 



Aus dem juristischen L e b e n  

Professor Dr. Rudolf Machacek = 

70. Geburtstag 
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machocek lud aus Anlaß seines bevor- 
stehenden 70. Geburtstages, seines Ausscheidens aus dem 
Verfassungsgerichtshof nach mehr als Xjähriger Mitglied- 
schaft und im Hinblick auf seinen Amtsantritt als Rechtsschutz- 
beauftragter um 15. 12. 1997 zu einem Empfang in die 
Repräsentationsräume der Böhmisch-Österreichischen-Hof- 
kanzlei. Als Gratulanten hatten sich Freunde und Kollegen in 
großer Zahl eingefunden, darunter Professor Dr. Brauneder 
als dritter Nationalratspräsident, Bundesminister Dr. Micho- 
lek, die Präsidenten der Höchstgerichte, Clubobmann Dr. Ko- 
stelko, Ehrenpräsident Dr. Schuppich und Präsident Dr. Hoff- 
mann, der Dekan Professor Dr. Köck von der Universität Linz, 
an der Professor Dr. Machacek lehrt und natürlich die Mitglie- 
der und Mitarbeiter des Verfassungsgerichtshofes. Präsident 
Dr. Ludwig Adomovich würdigte den Jubilar und dessen 
Zjähr ige Mitgliedschaft zum Verfassungsgerichtshof und 
überbrachte das Dekret über die Ernennung von Dr. Machacek 
zum Hofrat. Der Vizepräsident des Verfassungsgerichtshofes 
Dr. Kar/ Piska sprach namens der Österreichischen Juristen- 
kommission, deren Präsident der Jubilar ist, Worte des Dankes 
für die Initiative zur seinerzeitigen Gründung der Österreichi- 
schen Juristenkommission, die langjährige Arbeit als General- 
sekretär und schließlich als Präsident dieser für die Rechtsent- 
Wicklung in Österreich so bedeutsamen Institution. Schließlich 
stellte Verleger Norbert Poul Engel den dritten und letzten 
Band der von Dr. Machacek herausgegebenen ,,Grund- und 
Menschenrechte in Österreich" vor. 

Dr. Rudolf Machacek kommt aus dem Anwaltsstand und präg- 
te während seiner Zugehörigkeit zum Ausschuß der Rechtson- 
woltskammer Wien als Freund und Mitarbeiter von Präsident 
Dr. Schuppich diese wichtige Reformperiode der Anwalt- 
schaft. Als Mitglied des Verfassungsgerichtshofes, als Fachau- 
tor und akademischer Lehrer sowie in seinen leitenden Funk- 
tionen in der Österreichischen Juristenkommission wor Rudolf 
Machocek stets ein in der Praxis verwurzelter, um die Verwirk- 
lichung der großen Ideen der Menschenrechte kämpfender 
Fachmann. Mi t  Jahresbeginn 1998 triff Rudolf Machocek sein 
Amt als Rechtsschutzbeauftragter beim Obersten Gerichtshof 
an. 

Die Österreichische Anwaltschaft gratuliert Dr. Rudolf Macha- 
cek zu seinem runden Geburtstag und wünscht ihm im Interesse 
der Rechtsstaatlichkeit viel Erfolg in seinem neuen Amt. 

Peter Wrabetz 

Internationale Albert 
Drach-Gesellschaft 
Nicht nur den älteren Kollegen ist der 1995 verstorbene 
Rechtsanwalt und Schriftsteller Albert Drach ein Begriff; in den 
letzten Jahren seines langen Lebens erfuhr der hochbetagt 
verstorbene Autor eine Wertschätzung auch innerhalb der 
jüngeren Generation, wie er sie schon längst verdient hätte. In 
seinem umfangreichen schriftstellerischen CEuvre kommt eine 
an Herzmonovsky-Orlando erinnernde Skurrilität der Wortfin- 
dung und Sotzbildung zum Ausdruck, deren hintergründiger 
Humor und überbordende Phantasie durch präzise juristische 
Stakkato-Rhythmen in Grenzen gehalten werden. 1988 erhielt 
er den Georg-Büchner-Preis und 1 993 den Franz-Grillparzer- 
Preis. Heute kennt den Anwaltskollegen und Schriftsteller jeder 
literarisch interessierte Österreicher. Wer ein - dickes oder 
dünnes - Buch von ihm, zB Das große Protokoll gegen 
Zwetschkenbaum, Unsentimentale Reise, Untersuchung an 
Mädeln, in die Hand genommen hat, erinnert sich noch lange 
an das dabei gewonnene Lesevergnügen. 

Längst hat sich aber auch die Literaturwissenschaft des 
Drachschen Opus bemächtigt. Noch in den letzten Lebensiah- 
ren des Schriftstellers hat es Symposien, Vorträge etc mit ihm 
und über ihn gegeben. 

1 996 hat sich die Internationale Albert Drach-Gesellschaft als 
Verein konstituiert; ihr Präsident ist der österreichische ,, Lite- 
ratur-Papst" Univ.-Prof. Dr. Wendelin Schmidt-Dengler, der 
bekanntlich auch Leiter des Österreichischen Literaturarchivs 
der Nationalbibliothek ist, wo der Drach-Nachloß derzeit 
aufgearbeitet wird; dieser Nachlaß enthält auch bemerkens- 
werte Akten der Antwaltskanzlei Dr. Droch. 

Ziel des Vereines ist die Pflege von Albert Drachs Werk, die 
Organisation von Veranstaltungen, die Planung von Editionen 
und die Förderung der interdisziplinären Kommunikation in- 
und ausländischer Wissenschafter in Sachen Drach. 

Zu den Initiativen des Vereines zählen außer der Herausgabe 
eines Mitteilungsblattes auch das geplante Drach-Symposium 
und die Aktivitäten zum bald bevorstehenden 100. Geburtstag 
des 1 902 geborenen Autors: Verlagseditionen, eine Drach- 
Monographie und eine große Drach-Ausstellung. Jeder Kolle- 
ge, der Bücher des Kollegen Drach schätzen gelernt hat, wird 
eingeladen, der Internationalen Albert Drach-Gesellschaft bei- 
zutreten (Mitgliedsbeitrag S XO,-/jährlich). 

Der Verein hat seinen Sitz in Mödling, wo im Haus 2340 Möd- 
ling, Hauptstraße 44, eine Droch-Gedenkstätte eingerichtet 
ist. Zuschriften werden erbeten an das Österreichische Litera- 
turarchiv, 101 5 Wien, Josefsplatz 1, PF 308; für Auskünfte 
steht Dr. Eva Schobel, Tel. 534 10-327, gerne zur Verfügung. 

Walter Strigl 

AnwB/ 1998/2 
111 



7 V e  ra n ata (tu n 

DACH, europäische 
Anwaltsvereinigung 
Die DACH, die einzige europäische Anwaltsvereinigung für 
deutschsprachige Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, ori- 
entiert uns über ihre nächste Tagung: 
18. DACH-Tagung vom 14. bis 16. 5. 1998 in Luxemburg. Es 
wird das Thema behandelt: ,,Besser verhandeln - Mediation" 
bzw ,,Kooperation statt Konfrontation". 
Die DACH-Mitglieder erhalten die Programme und die Anmel- 
deformulare direkt zugestellt. Interessierte (noch) Nicht-Mit- 
glieder wollen sich bitte wenden an: DACH, Kappelergas- 
se 14, 8022 Zürich, Tel. 01 /211 07 77; Fax 01/21 1 07 78. 

Rech tswissenschaftlic hes 
Symposion 
,,Ausgliederung - Privatisierung - Beleihung" 

Der Vorstand der Studiengesellschaft für Recht und Wirtschaft 
erlaubt sich, zum Rechtswissenschaftlichen Symposion ,,Aus- 
gliederung - Privatisierung - Beleihung" einzuladen. 

Zeit: 16./17. April 1998 
Ort: Universität Graz, Hörsaal 15.03, Universitäts- 

Durch Ausgliederung, Privatisierung und Beleihung werden 
Tätigkeiten des Staates und seiner Verwaltungen organisato- 
risch verlagert oder überhaupt aufgegeben. Zum einen handelt 
es sich um Strategien einer Neuorganisation von Staatsaufga- 
ben - um organisatorische Verwandlungen des Staates -, mit 
deren Hilfe eine effizientere Aufgabenerfüllung erreicht wer- 
den soll. Zum anderen sind Ausgliederungen, Privatisierungen 
und Beleihungen Zeichen für eine langfristige Entwicklung in 
die Richtung eines Rückzuges des Staates. 

Die Entwicklung ist aus der Sicht des staatlichen Rechts und 
des europäischen Gemeinschaftsrechts von großem Interesse. 
Es ist Ziel des Symposions, die wichtigsten rechtlichen Aspekte 
auf beiden Ebenen zu beleuchten. 

Straße 15/CE (RESOWI-Zentrum) 

Programm 

Donnerstag, 16. April 1998 

9.30 Uhr: Begrüßung und Eröffnung 

9.45 Uhr: Univ.-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk (Graz): 
Grundbegriffe und Typologie 

1 1.15 Uhr: 

13.00 Uhr: 

14.30 Uhr: 

15.30 Uhr: 

17.00 Uhr: 

19.30 Uhr: 

Univ.-Prof. Dr. Kar/ Korinek (Wien): 
Staatsrechtliche Bedingungen und Grenzen 

anschließend Diskussion 

Mittagspause 

Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek (Wien): 
Öffentlich-rechtliche Folgen 

Univ.-Prof. Dr. Hubert lsak (Graz): 
Bedingungen und Grenzen des Gemein- 
schaftsrechts 

Mag. Martin Platzer (Wien): 
Vergaberechtliche Aspekte 

anschließend Diskussion 

Empfang durch Frau Landeshauptmann Wal- 
traud Klasnic im Weißen Saal der Grazer 
Burg 

Freitag, 17. April 1998 

9.00 Uhr: Univ.-Prof. Dr. Markus Achatz (Linz): 
Steuerrechtliche Rahmenbedingungen 

anschließend Diskussion 

10.30 Uhr: Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold (Graz): 
Dienst- und arbeitsrechtliche Aspekte 

Univ.-Prof. Dr. Josef Aicher (Wien): 
Zivil- und gesellschaftsrechtliche Aspekte 

anschließend Diskussion 

11.30 Uhr: 

13.00 Uhr: Ende des Symposions 

Anmeldungen werden bis spätestens Mittwoch, 8. April 1998, 
erbeten. 

Auskünfte: 

Institut für Öffentliches Recht, Politikwissenschaft und Verwal- 
tungslehre, Universität Graz, Universitätsstraße 15/D 3, 
801 0 Graz, Telefon (031 6) 380/3366 oder /3601 (Mag. Gi- 
sela Klammer); Fax (031 6) 380/9450; e-mail: gisela klam- 
mer@kfunigraz.ac.at 

Die Teilnahme am Symposion ist kostenlos. 
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Rechßsgrechung 

Disziplinarrecht 
7466 

9 25 Abs 2 DSt - rechtzeitiger Delegierungsantrag 

Durch die Zurückweisung eines rechtzeitigen 
Delegierungsantrages wegen vermeintlicher 
Verspätung wurde eine Sachentscheidung ver- 
weigert und damit der Bf im verfassungsgesetz- 
lich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor 
dem gesetzlichen Richter verletzt. 

VfGH 29. 9. 1997, B 634/97, 13 Bkd 2/96 

Aus den Entscheidungsgründen: 

Das Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter wird 
durch den Bescheid einer Verwaltungsbehörde verletzt, wenn 
die Behörde eine ihr gesetzlich nicht zukommende Zuständig- 
keit in Anspruch nimmt oder in gesetzwidriger Weise ihre 
Zuständigkeit ablehnt (zB VfSlg 9696/1983), etwa indem sie 
zu Unrecht eine Sachentscheidung verweigert (zB VfSlg 
10.374/1985, 11.405/1987, 13.280/1992). 
Ein derartiger Vollzugsfehler ist der bel Beh im vorliegenden 
Fall tatsächlich anzulasten: 

Die bel Beh ist in der Begründung ihres Zurückweisungsbe- 
schlusses davon ausgegangen, daß der Einleitungsbeschluß 
des Bf am 15. 4. 1996 zugestellt worden ist und die zweiwö- 
chige Frist für die Einbringung des Antrages - der sich (aus- 
schließlich) auf Tatsachen stützt, die dem Bf bis einschließlich 
29.4. 1996 bekannt geworden sind - am 29.4. 1996 geen- 
det habe. Der am 30. 4. 1996 zur Post gegebene Antrag 
erweise sich daher als verspätet. 

Der Bf hat sowohl in seinem Delegierungsantrag vom 30. 4. 
1996 als auch in der verfahrensgegenständlichen VfGH-Be- 
schwerde die Auffassung vertreten, daß ihm der Einleitungs- 
beschluß bereits am 12. 4. 1996 zugestellt worden ist. Die 
Frist zur Einbringung eines auf den ersten Satz des § 25 Abs 2 
DSt gestützten Delegierungsantrages habe daher bereits am 
26. 4. 1996 geendet. Sein Antrag stütze sich jedoch auf 
Tatsachen, die ihm erst am 29. 4. 1996 bekannt geworden 
seien. Der an die OBDK gerichtete Antrag sei daher fristge- 
recht gestellt worden. 

Ausgehend von diesem Beschwerdevorbringen ist es entschei- 
dungswesentlich, wann der Einleitungsbeschluß dem Bf zuge- 
stellt wurde. In den dem VfGH von der OBDK übermittelten 
Verwaltungsakten fehlt der Zustellnachweis des Einleitungsbe- 
schlusses an den Bf. Der VfGH hat daher das PostamtY 
diesbezüglich um Mitteilung ersucht. Mit Fax vom 21. 5. 1997 
teilte das genannte Postamt dem VfGH mit, daß der Einlei- 

tungsbeschluß am 12. 4. I996 hinterlegt und am 15. 4. 1996 
behoben wurde, wobei die Sendung ab 12. 4. 1996 zur 
Abholung bereitgelegen sei. 
Gem § 17 Abs 3 ZustellG, BGBl 1982/200, gelten hinterlegte 
Sendungen mit dem Tag, an dem die Sendung erstmals zur 
Abholung bereitgehalten wird, als zugestellt. Dieser Tag war 
der 12. 4. 1996. 
Ausgehend von dieser Sachlage ist die Frist zur Stellung eines 
Delegierungsantrages gem 5 25 Abs 2 erster Satz DSt am 
26. 4. 1996 abgelaufen. Der am 30. 4. 1996 zur Post gege- 
bene Delegierungsantrag des Bf stützt sich jedoch auch auf 
Tatsachen, die ihm erst am 29. 4. 1996, also nach Ablauf 
dieser Frist, bekannt geworden sind. Er nimmt nämlich auf 
Tatsachen Bezug, die dem Bf am 29. 4. 1996 anläßlich einer 
Verhandlung vor dem BG X bekannt geworden sind. Damit 
kommt die in 25 Abs 2 zweiter Satz DSt festgelegte Frist zur 

Anwendung; der Delegierungsantrag wurde am 30. 4. 1996, 
sohin innerhalb der durch diese Bestimmung festgelegten 
Zwei-Wochen-Frist eingebracht. Die OBDK hätte daher in der 
Sache entscheiden müssen. 

Indem die OBDK dies verkannt und den fristgerecht einge- 
brachten Antrag zurückgewiesen hat, hat sie eine Sachent- 
Scheidung verweigert und damit den Bf im verfassungsgesetz- 
lich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetz- 
lichen Richter verletzt. Der bekämpfte Bescheid war daher 
aufzuheben. 

Anmerkung: 
Bel Beh war die OBDK, die bei der Entscheidung über Dele- 
gierungsanträge erste und letzte Instanz ist (5 25 Abs 1 letzter 
Satz DSt). Die Meinung der OBDK über die Verspätung des 
Antrages stützte sich auf ein - irriges - Zustelldatum, welches 
nur deswegen zugrundegelegt wurde, weil der Zustellnachweis 
des Einleitungsbeschlusses an den Bf im DR-Akt fehlte. Den 
Recherchen des VfGH beim Zustellpostamt und den Feinheiten 
des Zustellgesetzes ist es zu danken, daß festgestellt werden 
konnte, daß die am 1 .  Tag der postamtlichen Hinterlegung 
beginnende Antragsfrist bereits abgelaufen war, als dem Bf  
weitere Tatsachen für den Delegierungsantrag bekannt wur- 
den; diese waren daher rechtzeitig im Delegierungsantrag 
verwertet worden (§ 25 Abs 2 Satz 2 DSt). 

Die Moral der Geschichte: OBDK und VfGH hätten sich Arbeit 
und die lokale RAK den Ersatz der Kosten der VfGH-Beschwer- 
de (mit USt immerhin S 18.000,-) sparen können, wenn die 
Kanzlei des DR dafür gesorgt hätte, daß sich in dem der OBDK 
vorgelegten DisAkt der Zustellnachweis des Einleitungsbe- 
schlusses befunden hätte. So etwas wird natürlich nie wieder 
vorkommen. 

Strigl 
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9 43 DSt - kein PB-Anschluß 
5 27 Abs 5,s 31 Abs 3 DSt - Akteneinsicht 

1. Im anwaltlichen DisVerfahren ist ein Privat- 
beteiligtenanschluß nicht möglich. 

2. Dem angeblich Geschädigten steht kein 
Recht auf Akteneinsicht zu; daher kann ihm 
auch die gewünschte Abschrift des DisVerhand- 
lungs-Protokolls nicht übermittelt werden. 

OBDK 23.6. 1997, 14 Bkd 3/97 

Aus den Gründen: 

1. Es ist der Ansicht des DR der X-RAK durchaus beizutreten, 
daß gem Q 43 DSt zivilrechtliche Ansprüche, die jemand aus 
dem DisVergehen eines RA ableitet, in einem DisVerfahren 
nicht geltend gemacht werden können und damit ein PB-An- 
schluß im DisVerfahren nicht möglich ist (s auch die Anm 1 zu 

Q 43 DSt in der Manz-Sonderausgabe Nr 34 der RA05 von 
Schuppich/Tades). 

2. Wenngleich es auch richtig ist, daß der Beschluß des DR 
der X-RAK vom 10. 4. 1996, mit welchem der PB-Anschluß 
des Dr. A abgewiesen wurde, nicht in Rechtskraft erwachsen 
ist, so ändert dies nichts an dem richtigen Standpunkt des DR 
der X-RAK in dessen Beschluß vom 29. 1 1. 1996, nämlich, 
daß in den QQ 27 Abs 5 bzw 31 Abs 3 DSt genau geregelt ist, 
wem eine Akteneinsicht zu gewähren ist, nämlich lediglich 
dem DB, seinem Verteidiger und dem KA, und im Zusammen- 
hang mit Q 79 DSt eindeutig feststeht, daß daher anderen 
Personen keine Akteneinsicht gewährt und Protokollabschrif- 
ten ausgehändigt werden dürfen. 

Es kommt hinzu, daß gem Q 47 DSt die Rechtsmittel der 
Berufung und der Beschwerde nur dem Besch, dem KA und der 
OStA, in deren Sprengel der DR seinen Sitz hat (allerdings nur 
bei einem DisVergehen, durch das Berufspflichten verletzt 
wurden), zustehen. Daraus ergibt sich, daß dem Geschädigten 
(Anzeiger) kein Beschwerderecht zusteht (vgl Anm 1 zu Q 47 
DSt in der genannten Ausgabe). Die Beschwerden waren 
daher zurückzuweisen. 

Anmerkung: 
I .  Q 43 DSt bestimmt bekanntlich, daß über zivilrechtliche 
Ansprüche im DisVerfahren nicht entschieden werden kann. 
Da Anzeiger solche Ansprüche dennoch öfters geltend ma- 
chen, gibt es bei manchen DisRäten vorbereitete Formular-Mit- 
teilungen, daß solches nicht möglich sei. 

Weil ein PB in ,,seinen” Rechten verletzt sein muß und sein 
PB-Anschluß nur wegen ,, seiner privatrechtlichen Ansprüche” 

erfolgen konnte (5 47 Abs 1 StPOJ, aber Q 43 DSt die Gel- 
tendmachung gerade solcher zivilrechtlicher Ansprüche aus- 
drücklich ausschließt, ergibt sich daraus zwingend, daß ein 
PB-Anschluß im DisVerfahren nicht möglich ist; hier liegt einer 
der Fälle des Q 77 Abs 3 DSt vor, wonach die sinngemäße 
Anwendung der StPO im DisVerfahren insoweit nicht in Frage 
kommt, weil sich aus dem DSt ,, anderes ergibt”; außerdem 
wird man wohl auch sagen können, daß ein PB-Anschluß ,, mit 
den Grundsätzen und Eigenheiten des DisVerfahrens nicht 
vereinbar ist. 
2. Seit Inkrafttreten des DSt 1990 hat ein Anzeiger auch 
(ausgenommen OStA bei Berufspflichtenverletzungen und KAJ 
kein RM-Recht mehr; daher stand dem privaten Anzeiger 
schon deswegen kein aeschwerderecht gegen die Venveige- 
rung der Akteneinsicht zu. Außerdem regeln Q 27 Abs 5 und 
Q 3 1 Abs 3 DSt genau, wem allen Akteneinsicht zu gewähren 
ist; der genannte Anzeiger ist nicht darunter. 

Strigl 

7468 

5 2 RL-BA - nicht gerechtfertigte Druckmittel 

Die zur Durchsetzung eines Zinsenbegehrens 
und einer Forderung auf Ersatz von außerge- 
richtlichen (hohen) Kosten des Mandanten im 
Zusammenhang mit einer Ratenzahlungsver- 
einbarung, bei der Zinsen und ein Kostenersatz 
nicht vereinbart und die Raten pünktlich bezahlt 
wurden, brieflich gewählte Formulierung, da43 
der Ratenschuldner vom Klienten des Besch 
betrügerisch Geld herausgelockt habe und sein 
Verhalten geeignet sei, gegen ihn Strafanzeige 
zu erstatten und diese angekündigte Maßnah- 
me in die Wege geleitet werde, wenn der Adres- 
sat nicht binnen 8 Tagen Zahlung (von Zinsen 
und Kosten) leiste oder geeignete Ratenzah- 
lungsvorschläge mache, ist disziplinär. 

OBDK 13. 10. 1997, 5 Bkd 3/97 in D 124/92 des DR der 
RAK Wien 

Aus den Gründen: 

Nach den unbekämpft gebliebenen Feststellungen im ange- 
fochtenen Erk verpflichtete sich A in einer Urkunde vom 22. 3. 
1993 aus freien Stücken zur Bezahlung von S 2,240.000,- 
(das ist der Betrag, den B dem Schwiegersohn des A in Form 
einer Bareinlage übergeben hatte) an B in Monatsraten zu 
S 280.000,-; die Urkunde enthält keine Bestimmung über die 
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Bezahlung von Zinsen und Kosten. A zahlte die vereinbarten 
Raten rechtzeitig und vollständig. 
Mit Schreiben vom 15. 12. 1993 wurde der Genannte vom DB 
aufgefordert, auch noch stufenmäßig berechnete Verzugszin- 
sen von 12% im Gesamtbetrag von S 255.51 0,12 und zusätz- 
lich die Kosten seines Einschreitens von S 370.622,40 zu 
bezahlen. Mit Schreiben vom 14. 3. 1994 urgierte der DB die 
Zahlung und führte ua aus: 

,,. . . Selbstverständlich haben Sie sowohl Zinsen als auch 
Kosten des eingeschalteten RA zu bezahlen, zumal Sie es 
waren, der ein von Ihrem Schwiegersohn betrügerisch von 
meinem Klienten herausgelocktes Geld für sich verwende- 
te. . . . . . Darüberhinaus ist ihr Verhalten geeignet, Strafan- 
zeige gegen Sie bei der StA zu erstatten. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß Sie eine derartige Maßnahme wünschen, die 
für Sie, und natürlich auch für Ihren Schwiegersohn als auch 
für Ihre Tochter, die ia von all dem gewußt hat, größte 
Nachteile bringen würde. Sollte ich also von Ihnen nicht in den 
nächsten 8 Tagen -die Fälligkeit ist ia schon längst gegeben - 
keine Zahlung erhalten oder geeignete Ratenzahlungsvor- 
Schläge erhalten, so müßte ich nunmehr die angekündigten 
Maßnahmen in die Wege leiten, wobei ich festhalte, daß allein 
aufgrund der von mir dann einzubringenden Klage beim 
zuständigen Gericht das Gericht von sich aus den Sachverhalt 
der StA zur Weiterverfolgung kundtun müßte.” 

Der DR legte den Inhalt des Schreibens vom 14. 3. 1994 dahin 
aus, daß der DB durch die gewählte Formulierung auf A 
ungebührlichen Druck ausgeübt und hiedurch die im Spruch 
angeführten DisVergehen begangen habe. 

Die Berufung fuhrt ins Treffen, die Vorgangsweise des DB 
beruhe auf einer Mandanteninformation; davon abgesehen sei 
die Formulierung des erwähnten Schreibens nicht geeignet, 
auf A Druck auszuüben. 

Dem ist zu erwidern, daß B der Mandant des DB, in seiner 
Zeugenaussage vom 22. 12. 1995, die er in Gegenwart des 
Verteidigers des DB ablegte, bekundete, daß über Zinsen nur 
zwischen ihm und D gesprochen worden wäre; es sei keine 
Rede davon gewesen, daß A Zinsen zugesagt habe. Die 
Aktenlage bietet sohin keinen Anhaltspunkt dafür, daß B den 
DB dahin informiert hat, daß A zugesagt hat, auch Verzugs- 
zinsen und Kosten des Einschreitens des DB zu bezahlen. 

Dem Berufungsvorbringen zuwider erweist sich der Inhalt des 
Schreibens vom 14. 3. 1994 bei Bedacht auf die - vom DR 
zutreffend mehr als zweifelhaft bezeichnete - vom DB betrie- 
bene Forderung als durchaus geeignet, auf A ungebührlichen 
Druck ausgeübt zu haben. Denn der DB hat zur Durchsetzung 
dieser Forderung nicht nur die Anzeige bei der StA angedroht, 
sondern auch dieser Androhung den Anschein staatlicher 
Autorität verliehen, indem er die Gleichartigkeit gerichtlichen 

Handelns zu seinen angedrohten Handlungen feststellte. Mit 
Recht beurteilte der DR daher die Vorgangsweise des DB in 
seinem Schreiben als absolut unzulässige ünterdrucksetzung 
des A, der DB hat hiebei in grober Weise die Verpflichtungen 
nach § 9 RA0 verletzt und überdies durch dieses Verhalten 
Ehre und Ansehen des Standes beeinträchtigt. 

Anmerkung: 
Offensichtlich unbestritten war in diesem Fall, daß das Zinsen- 
und Kostenbegehren (nur) auf einer Mandanteninformation 
beruhte und jedenfalls keine diesbezügliche schriftliche Ver- 
einbarung vorliegt. Daraus kann abgeleitet werden, daß ein 
Ratengläubiger gut daran tut, diese möglichen Nebenkosten 
vor Abschluß der Ratenvereinbarung zu bedenken und dem- 
entsprechend zu handeln; sein Versäumnis kann später von 
seinem Rechtsvertreter nicht nachgeholt werden. 

Abgesehen von der nicht vorliegenden oder nicht bewiesenen 
Verpflichtung des Adressaten zur Zahlung von Zinsen und 
Kosten ist die. unbegründete Einforderung derselben auch ein 
eklatanter Verstoß gegen 5 2 RL-BA 1977, wenn sachlich nicht 
gerechtfertigte Druckmittel angewendet werden; hier wurde 
mit einer Strafanzeige wegen eines früheren Verhaltens des 
Adressaten gedroht, obwohl dieser seine Ratenverpflichtung 
eingehalten hatte; der Besch erhielt eine Zusatzgeldbuße. 

Strigl 

7469 

5 33 Abs 2,s 34 Abs 1 lit d RA0 - keine DisGewalt 
nach RA-Schaft-Verzicht 

5 412 StPO, 5 77 Abs 3 DSt - Abbrechung nach Ver- 
zichtsleistung 

Ein gegen einen RA anhängiges DisVerfahren ist 
analog 41 2 StPO auch während des RM-Ver- 
fahrens abzubrechen, wenn die Anzeige des 
Besch, da0 er auf die Ausübung der RA-Schaft 
verzichtet, vom Ausschul3 zur Kenntnis genom- 
men (und in der Liste der RAe angemerkt und 
ein mStv bestellt) wurde. 

OBDK 10. 1 1. 1997, 4 Bkd 5/97 in D 194/96 des DR der 
RAK Wien 

Aus den Gründen: 

Gegen den in Ansehung des RA Dr. A gefaßten Einstellungs- 
beschluß des DR der RAK Wien vom 16. 4. 1997 erhob der 
KA Beschwerde. Die Akten wurden der OBDK vorgelegt. Noch 
ehe eine Entscheidung über die Beschwerde ergangen war, 
übermittelte der DR eine Kopie des Beschlusses der RAK Wien 

Anwßl 1998/2 115 



m-Rec h t s p rec h u n g 

vom 21. 10. 1997, GZ 461 8/97, wonach die Anzeige von 
RA Dr. A, daß er auf die Ausübung der RA-Schaft mit 31. 10. 
1997 verzichtet, zur Kenntnis genommen, in der Liste der RA 
angemerkt und ein mStv bestellt wurde. 
Das DisVerfahren gegen Dr. A ist daher in sinngemäßer An- 
wendung (§ 77 Abs 3 DSt) des § 41 2 StPO abzubrechen, weil 
der Genannte nicht mehr der DisGewalt der Organe des 
RA-Standes unterliegt (§ 33 Abs 2 RAO). Erst eine allfällige 
Wiedereintragung könnte zur Fortsetzung des RM-Verfahrens 

führen. 

Anmerkung: 
Das Erk zeigt, daß diese Abbrechung des DisVerfahrens auch 
dann zu geschehen hat, wenn die die Ausübung der RA-schaff 
betreffende Verzichtserklärung erst während des RM-Verfah- 
rens einlangt. Die Entscheidung im DisVerfahren ist dann 
,, ergangen", wenn sie entweder mündlich verkündet oder 
(mangels Verkündung zB nach Beschwerde gegen Einleitungs- 
oder Einstellungsbeschluß) schriftlich zugestellt wird. 

Bei einer allfälligen neuerlichen Eintragung (,, Wiedereintra- 
gung") des em RA in die iiste müßte (nicht nur ,,könnte") das 
DisVerfahren fortgesetzt werden; lediglich nach Eintriff der 
absoluten Verjährung müßte es eingestellt werden oder mit 

einem Freispruch enden. Strigl 

Arbeitsrecht 
7470 

5 28 AngG 
1. Die Lösungsmöglichkeit eines auf Probe ein- 
gegangenen Dienstverhältnisses ist keine Auf- 
Iösungsmöglichkeit eigener Art. Ersatzansprü- 
che bestehen bei dieser Form der Auflösung 
eines Dienstverhältnisses nicht. 

2. Kündigung und Entlassung als Möglichkei- 
ten der Beendigung eines Dienstverhältnisses 
bestehen auch institutionell im Probedienstver- 
hältnis. 

3. Das Probedienstverhältnis ist einem Kauf 
auf Probe iSd 5 1080 ABGB vergleichbar. 

4. Im Falle der Lösung des Probedienstverhält- 
nisses durch den Dienstnehmer wäre ein Scha- 
denersatzanspruch gemäß 28 Abs l AngG 
möglich, falls der Dienstnehmer schikanös ge- 
handelt haben sollte und tatsächlich ein Scha- 
den eingetreten ist. 

5. Der Einbehalt des Entgels gem 28 Abs 2 
AngG durch den Dienstgeber wäre denkbar, 
falls ein bestimmter Leistungsedolg arbeitsver- 
traglich vereinbart worden sei. 

OLG Wien 25. 9. 1996,7 Ra 289/96 p 

Diesen (Anm: in der Berufung) Ausführungen ist entgegenzu- 

halten, daß das Wort ,,gelöst" im Gesetzestext nicht den 
Schluß zuläßt, daß es sich im Falle des § 19 Abs 2 AngG um 
eine Lösung des Arbeitsverhältnisses eigener Art handle (OHG 
27. 6. 1990, infas A 1 1 /91). Die jederzeitige freie Lösbarkeit 
eines Probedienstverhältnisses ist eine - kraft Gesetz - eintre- 
tende Rechtsfolge des Abschlusses eines derartigen Dienstver- 
hältnisses. Einerseits soll dem Dienstgeber Gelegenheit gege- 
ben werden, ohne Bindungsrisiko die Eignung des Dienstneh- 
mers für das in Aussicht genommene Dienstverhältnis zu prü- 
fen, andererseits dem Dienstnehmer in gleicher Weise die 

Erprobung des Arbeitsplatzes zu ermöglichen. Kein Teil soll 
vor Ablauf der Probezeit in einer Weise gebunden sein, wie 
bei anderen Dienstverhältnissen. 

Bei dieser Lösungsmöglichkeit handelt es sich daher um eine 
Auflösungsmöglichkeit eigener Art, sodaß aber die übrigen 
Beendigungsarten, wie einvernehmliche Auflösung, Kündi- 
gung, Entlassung oder Austritt zwar an sich grundsätzlich 

denkbar, aber in der Praxis nicht bedeutsam sind. Um eine 
Umgehung des Bestandschutzes im Arbeitsrecht zu verhindern, 
ist ohnehin die jederzeitige Lösbarkeit eines Probedienstver- 
hältnisses zeitlich eng begrenzt. Der Gesetzgeber hat daher 
zu Recht von einer Lösung des Dienstverhältnisses gesprochen, 
weil eben während des Probearbeitsverhältnisses eine Lösung 
von beiden Teilen jederzeit möglich ist. 

Ersatzansprüche bestehen bei dieser Form der Auflösung nicht 
(Arb 6301; Arb 681 8, 8486; Arb 8734; Arb 10.793). Ein 
Probeverhältnis, das sofort nach Dienstantritt willkürlich zur 

Auflösung gebracht werden kann, weil es der Erprobung des 
Arbeitnehmers dient, kann, wie Binder in Auflösungsmöglich- 
keiten, der arbeitsvertraglichen Beziehung im ,,Vorarbeitsstu- 
dium", Floretta-FS 1983, 330 f ausführt, nicht nur deshalb 
gelöst werden, weil der Dienstnehmer die Probezeit nicht 

bestanden habe, vielmehr sei eine solche Lösung unabhängig 
davon in das Belieben des Dienstgebers gestellt, sie könne 
daher - wie in der Judikatur aufgezeigt wird - auch in der 

Weise erfolgen, daß ein Dienstnehmer zum Dienstantritt über- 
haupt nicht zugelassen werde (vgl Arb 4033). Wenn auch 
dennoch die Unterschiede zwischen Kündigung und Entlas- 
sung institutionell im Probearbeitsverhältnis bestehen, kann 

zwar im Einzelfall ein wesentliches Interesse daran bestehen, 
sich einer solchen Lösungsform zu bedienen und nicht einer 
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bloßen Kündigung ohne Kündigungsfrist, um dem vermitteln- 
den Arbeitsamt gegenüber zu dokumentieren, daß ein Arbeits- 
platz nicht grundlos aufgegeben worden sei (vgl Mayer-Maly, 
JBI 1959, 301 ; Martinek/Schwarz/Schwarz7, Er1 9 zu Q 19). 
Für das Zustandekommen eines Probedienstverhältnisses ist es 
auch gar nicht erforderlich, zusätzlich die uneingeschränkte 
beiderseitige Lösbarkeit zu vereinbaren. Diese ist Folge der 
Vereinbarung, ein Dienstverhältnis zur Probe bzw mit Probe- 
monat zu schließen. Ein Dienstverhältnis kann während der 
Probezeit demnach jederzeit gelöst werden, wobei weder 
besonderer Kündigungs- und Entlassungsschutz noch die Re- 
gelungen über den Rücktritt vom Vertrag zu beachten sind. 
Die Vereinbarung eines Probemonats bedeutet demnach eine 
beiderseitige freie Lösbarkeit des Dienstverhältnisses ohne 
Gründe oder Frist. Das Probedienstverhältnis ist mit einem 
Kauf auf Probe (Q 1080 ABGB) vergleichbar, bei dem die 
fehlende rechtliche Bindung des Käufers durch die ,,in seinem 
Belieben stehende Bedingung der Genehmigung" besonders 
deutlich wird. Beim Probedienstverhältnis steht diese Bedin- 
gung im Belieben beider Vertragspartner, wobei lediglich 
arbeitsrechtlich, dem Arbeitnehmerschutz entsprechend zu be- 
achten ist, daß die Probefrist nicht länger als einen Monat 
dauern darf. Bei der aufschiebenden, bedingten Vertragsbin- 
dung während der Probezeit ist, abgesehen von sonstigen 
vertraglichen Schutz- und Sorgfaltspflichten und der Ent- 
geltzahlungspflicht, die Bindung beider Vertragspartner noch 
nicht eingetreten. Während der Probezeit kann sohin jeder von 
ihnen jederzeit erklären, keinen (Wil1ens)Vertrag schließen zu 
'wollen (Lösungserklärung). Die Vertragspartner sind erst nach 
Ablauf der Probezeit an den Vertrag gebunden, wenn zuvor 
keine Auflösungserklärung abgegeben worden ist. Abgesehen 
von den bereits wirksam gewordenen Schutz- und Sorg- 
faltgspflichten und der Entgeltfortzahlungspflicht besteht eben- 
so wenig eine rechtliche Bindung der Vertragspartner während 
des Probemonats wie vor Zustandekommen der Willens- 
Übereinstimmung, einen Dienstvertrag schließen zu wollen. 
Die rechtliche Bindung an den Dienstvertrag wird beim Probe- 
dienstverhältnis bis zu dessen Ende aufgeschoben. Es ist die 
Folge der grundsätzlichen Vertragsfreiheit, insbesondere der 
Abschlußfreiheit von Dienstverträgen, daß die Gründe, die 
dem Abschluß des Dienstverhältnisses nach Ablauf eines Pro- 
bedienstverhältnisses entgegenstehen, rechtlich nicht überprüft 
werden müssen (ARD 41 50/15/90). 

Zwar schränkt die Entscheidung des OGH vom 22. 10. 1957, 
4 Ob i 23/58 = ARD 1053/8/58 dahingehend ein, daß Pro- 
bedienstverhältnisse nicht schikanös aufgelöst werden dürften. 
Da aber die Auflösung nicht begründungsbedürftig ist, ist nicht 
ersichtlich, wie dieser ,foffenbare" Rechtsmißbrauch geltend 
gemacht werden sollte. 

Im Hinblick darauf, daß die jederzeitige Lösungsmöglichkeit 
sanktionslos ist, wird auch eine vereinbarte Konventionalstrafe 
nicht fällig, wenn der verpflichtete Arbeitnehmer das Dienst- 
verhältnis während des Probemonats löst (infas A 1 15/87). 

Wenn auch die Frage, ob die Auflösung des Probedienstver- 
hältnisses keine Kündigung, sondern eine Auflösung eigener 
Art sei, hinsichtlich der Frage des rechtlichen Charakters einer 
solchen Auflösungserklärung immer wieder in der Judikatur 
umstritten war (Floretts, Arbeitsrecht I 164; Arb 10.224), kann 
dies im vorliegenden Fall dahingestellt bleiben, weil der Be- 
klagte in seinem Einspruch von einer vorzeitigen Auflösung des 
Dienstverhältnisses mit sofortiger Wirkung seitens der Klägerin 
spricht, aber auch überhaupt kein Vorbringen dazu erstattet 
hat, daß die Klägerin einseitig schikanös das Probearbeitsver- 
hältnis aufgelöst habe. 

Ein Anspruch nach Q 28 Abs 2 AngG ist überhaupt nur dann 
denkbar, wenn ein bestimmter Leistungserfolg (zB Entwurf 
eines Bauplans etc) arbeitsvertraglich vereinbart worden ist. 
Es fehlen auch sämtliche Hinweise darauf, zumal die in Q 28 
Abs 2 leg cit vorgesehene Rechtsfolge ebenso wie der Scha- 
denersatz nach Q 28 Abs 1 leg cit hinsichtlich Verursachung 
und Höhe durch konkrete Umstände nachgewiesen werden 
kann (Martinek/Schwarz/Schwarz aaO, Er1 7 zu Q 28). 

Die Voraussetzungen zur Anwendung des 5 28 Abs 2 AngG 
liegen sohin nicht vor, sodaß spruchgemäß mit der Bestätigung 
des angefochtenen Urteils vorzugehen war. 

Anmerkung: 
Das OLG Wien beschäftigt sich ausführlich mit dem rechtlichen 
Charakter eines Probedienstverhältnisses. Es ist für einen 
Dienstgeber oftmals sehr ärgerlich, falls ein oft mühsam und 
nach langem Suchen engagierter Dienstnehmer während der 
Probezeit das Dienstverhältnis auflöst. Es liegt auf der Hand, 
daß gerade bei qualifizierteren Tätigkeiten ein neuer Dienst- 
nehmer in den ersten Wochen kaum produktiv wird. Er muß 
sich einarbeiten bzw wird er geschult etc. 

Es wäre also bei qualifizierteren Tätigkeiten ratsam, bei Ver- 
einbarung einer Probezeit auch einen bestimmten Leistungser- 
folg konkret zu vereinbaren. Tritt dieser Erfolg durch die durch 
den Dienstnehmer erfolgte Lösung des Probedienstverhältnis- 
Ses nicht ein, könnte dokumentiert werden, daß die ieistungen 

ihren Wert ganz oder zum größten Teil eingebüßt haben. " 
Dann darf die Zahlung des Entgeltes verweigert werden. 

Im Streitfall wäre auch zu prüfen und allenfalls einzuwenden, 
daß der Dienstnehmer das Probearbeitsverhältnis einseitig 
schikanös aufgelöst habe. 

RA Dr. Harald Sitta, Wien (am Verfahren beteiligt) 
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Mietrecht 
747 1 

§ 40 Abs 1 MRG 

Aus der Rechtsmittelbelehrung der Schlich- 
tungsstelle ,,Diese Entscheidung der Gemeinde 
kann durch kein Rechtsmittel angefochten wer- 
den; die Partei, die sich mit ihr nicht zufrieden 
gibt, kann jedoch innerhalb von 14 Tagen ab 
Zustellung die Entscheidung des Bezirksgerich- 
tes begehren (55 39 Abs 4 und 40 Abs 1 MRG)" 
kann nicht entnommen werden, wo dieses Be- 
gehren auf Entscheidung des Bezirksgerichtes 
einzubringen ist. 

LG ZRS Wien 4. 1 1. 1997,40 R 686/97x 

Aus den Entscheidungsgründen: 

Etwas klarer ist schon der Gesetzestext des § 40 Abs 1 
MRG:,, Die Partei, die sich mit der Entscheidung der Gemeinde 
nicht zufrieden gibt, kann die Sache bei Gericht anhängig 
machen. Durch die Anrufung des Gerichtes tritt die Entschei- 
dung der Gemeinde außer Kraft." Bedenkt man nun, daß. 
Rechtsmittel und Rechtsbehelfe, nicht nur im Gerichtsverfah- 
ren, in der Regel bei der Behörde erster Instanz einzubringen 
sind, wird die Verwendung des Ausdruckes ,, bei Gericht an- 
hängig machen" oder ,, die Entscheidung des Bezirksgerichtes 
begehren" unklarer. Selbst die Kenntnis, daß hier nicht der 
übliche Instanzenzug, sondern ein Fall sukzessiver Kompetenz 
vorliegt, weshalb aus verfassungsrechtlichen Gründen zur kla- 
reren Trennung des Verfahrens vor der Verwaltungsbehörde 
und des nachgeschalteten vor Gericht die Anrufung des Ge- 
richtes schon bei diesem einzubringen ist, bringt keinen ein- 
deutigen Hinweis: gem § 84 ASGG, ebenfalls einem Fall 
sukzessiver Kompetenz, ist im Gesetz vorgesehen, daß die an 
das Gericht gerichtete Klage gegen den Sozialversicherungs- 
träger direkt beim Sozialversicherungsträger eingebracht wer- 
den kann. Klarheit hätte daher nur ein Studium der einschlä- 
gigen, etwa in der Mietsammlung veröffentlichten Judikatur 
gebracht, so daß entgegen der Ansicht des Erstgerichtes von 
einem groben Verschulden bei Versäumung der Anrufungsfrist 
nicht ausgegangen werden konnte und dem Wiedereinset- 
zungsantrag Folge zu geben war. 

Anmerkung: 
In Zeiten, wo sich die Fehler bei Gericht insbesondere durch 
die Computerisierung einerseits häufen und andererseits auch 

die unpräzisen Formulierungen in Gesetzen zur Regel werden, 
ist eine derartige Entscheidung durchaus erfreulich. 

RA Dr. Ruth Hüffhaler-Brandauer, Wien 

Gebühren- und Steuerrecht 
7472 

§ 18Abs 1 uAbs2Z 1 KVG 

Wird bei einem down stream merger im Ver- 
schmelzungsvertrag eine Anteilsabtretung der 
Anteile an der übernehmenden Gesellschaft an 
die Gesellschafter der übertragenden Gesell- 
schaft, die von der übertragenden Gesellschaft 
gehalten wurden, im Wege der Einzelrechts- 
nachfolge mit Wirkung bereits vor Eintragung 
der Verschmelzung vereinbart, ist darin ein 
BUSt-pflichtiges Anschaffungsgeschäft zu se- 
hen. 

VwGH 25. 9. 1997,96/16/0224 

Gem 17 Abs 1 KVG unterliegt der Börsenumsatzsteuer der 
Abschluß von Anschaffungsgeschäften über Wertpapiere. 
Nach 18 Abs 1 KVG sind Anschaffungsgeschäfte entgeltli- 
che Verträge, die auf den Erwerb des Eigentums an Wertpa- 
pieren gerichtet sind. Gem Abs 2 Z 1 leg cit gelten als An- 
schaffungsgeschäfte auch Geschäfte, die das Einbringen von 
Wertpapieren in eine Kapitalgesellschaft oder eine andere 
Personenvereinigung zum Gegenstand haben. 

Kern der Beschwerdeausführungen ist das Argument, es sei im 
vorliegenden Fall gar nicht zu einem sog Durchgangserwerb 
der Anteile durch die Bf(in) als übernehmende Gesellschaft 
gekommen. Der Verschmelzungsvertrag vom 6. 4. 1995 habe 
vielmehr den unmittelbaren Erwerb der in Rede stehenden 
Anteile durch die ehemaligen vier Gesellschafter der übertra- 
genden Gesellschaft vorgesehen und bewirkt. Die Börsenum- 
satzsteuer knüpft an diesen Verschmelzungsvertrag als Ver- 
pflichtungsgeschäft an. Eine Einbringung der Geschäftsanteile 
an die Bf(in) habe nicht stattgefunden. 

Wenngleich der Bf(in) vor dem Hintergrund der besonderen 
Vertragsgestaltung des Beschwerdefalles insoweit zuzustim- 
men ist, so vermag dies aber - wie gleich gezeigt werden wird 
- der Beschwerde dennoch nicht zum Erfolg zu verhelfen. Die 
bel Beh ist in ihrer Argumentation der deutschen Standard- 
lit+ratur (vgl dazu Brönner/Kamprad, Komm z KVG4, 164 
Rdn 5 zu 18 KVG bzw Kinnebrock/Meulenbergh, Kapital- 
verkehrsteuergesetz5, insb Rz 15 zu § 18 d KVG gefolgt, die 
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aufgrund einschlägiger Judikatur des Bundesfinanzhofes (sie- 
he die Nachweise jeweils aaO) zusammengefaßt (wenn auch 
teilweise durchaus kritisch) zu dem Ergebnis gelangt, daß in 
der Praxis ein steuerpflichtiges Anschaffungsgeschäft auch 
dann vorliegt, wenn die übernehmende Gesellschaft selbst 
Gesellschafterin der übertragenden Gesellschaft ist; was auch 
für den umgekehrten Fall zu gelten hat, daß (wie im Beschwer- 
defall) die übertragende Gesellschaft Gesellschafterin der 
übernehmenden Gesellschaft ist. Die Steuerschuld entsteht im 
Zeitpunkt des Vermögensübergangs auf die aufnehmende Ge- 
sellschaft (so insbesondere Brönner/Kamprad, aaO). Liegt ein 
Fall so, dann ist in der Tat von einem Erwerb der betreffenden 
Anteile (wenn sie Wertpapiere gem § 19 Abs 2 KVG sind) 
durch die übernehmende Gesellschaft auszugehen, allenfalls 
von einem bloß vorübergehenden Erwerb nur für kurze Zeit, 
also von einem sog Durchgangserwerb. 
Im Beschwerdefall liegen die Dinge aber anders: Gem § 96 
GmbHG (idF vor dem mit 1. 7. 1996 in Kraft getretenen 
EU-GesRÄG, BGBl 1996/304; vgl jetzt § 96 Abs 2 GmbHG) 
waren auf Verschmelzungen mit Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung die §§ 21 9 bis 233 AktG 1965 (jetzt §§ 220 bis 
233 AktG) sinngem anzuwenden. 

Gem § 226 Abs 3 AktG (vgl jetzt 5 225 a Abs 3 AktG idF des 
EU-GesRÄG) vollzog sich die Universalsukzession mit der 
Eintragung der Verschmelzung in das Firmenbuch (vgl dazu 
insbesondere Koppensteiner, GmbH-Kommentar, Rz 123 zu 
3 96 GmbHG sowie Strasser in Schiemer/Jabornegg/ 
Strasser, AktG-Kommentar3, Rz 12 zu § 219 bzw Rz 12 zu 
9 226 AktG). Diese Firmenbucheintragung wurde im vorlie- 
genden Fall erst mit Beschluß des HG Wien vom 27. 6. 1995 
angeordnet. 

Im Beschwerdefall wurde aber bereits zuvor im Wege des in 
Notariatsaktsform errichteten Verschmelzungsvertrags vom 
6. 4. 1995 in Gestalt eines Vertrages zugunsten Dritter, näm- 
lich der vier ehemaligen Gesellschafter der übertragenden 
Gesellschaft unmittelbar den Geschäftsanteil (aufgeteilt auf 
vier Gesellschafter) erhielten, den bis dahin die übertragende 
Gesellschaft (als Mutter) an der Bf(in) (als Tochter) gehalten 
hatte. Daß der Verschmelzungsvertrag als Vertrag zugunsten 
Dritter angesehen werden kann, ist in der Literatur anerkannt 
(vgl Koppensteiner, aaO, Rz 24 zu § 96 GmbHG). Demzufol- 
ge fand im Beschwerdefall aufgrund der ausdrücklichen For- 
mulierung im Verschmelzungsvertrag ein entgeltlicher Anteil- 
serwerb durch die genannten Gesellschafter im Wege einer 
Abtretung bereits vor dem Wirksamwerden der Verschmel- 
zung statt, sodaß der in Rede stehende Geschäftsanteil (auf- 
geteilt auf vier Gesellschafter) tatsächlich nicht im Wege der 
Universalsukzession in das Vermögen der Bf(in) übergegan- 
gen ist. Es wurde vielmehr schon im Wege des zitierten 

Verschmelzungsvertrages der Tatbestand eines Anschaffungs- 
geschäftes gem § 18 Abs 1 KVG erfüllt, wobei die Bf(in) auch 
dafür gem 9 9 Abs 1 KVG Steuerschuldner ist. 
Dadurch, daß die bel Beh in Bestätigung des erstinstanzlichen 
Börsenumsatzsteuerbescheides vermeinte, es habe ein Vor- 
gang gem § 18 Abs 2 Z 1 leg cit stattgefunden, der als 
Anschaffungsgeschäft gilt, kann aber die Bf(in) in ihren Rech- 
ten nicht verletzt sein, weil Vorgänge nach § 18 Abs 2 KVG 
nicht anders zu besteuern sind als Anschaffungsgeschäfte 
nach Abs 1 der zitierten Gesetzesstelle. 

Anmerkung: 
1 .  Im vorliegenden Fall wurde im Verschmelzungsvertrag eine 
Abtretung (Einzelrechtsnachfolge) vorgesehen, der VwGH 
wertete den Verschmelzungsvertrag als solchen zugunsten 
Dritter. Dies hat zur Folge, daß die Anteile an der überneh- 
menden Gesellschaft nicht im Wege der Gesamtrechtsnachfol- 
ge und damit ex lege auf die Gesellschafter der untergehenden 
Gesellschaft, sondern im Wege rechtsgeschäftlicher Abtretung 
vor Wirksamwerden der Verschmelzung (Eintragung im Fir- 
menbuch) übergehen. Der zugrundeliegende Sachverhalt Iäßt 
diese Annahme mE zu (vgl zur verpflichtenden deklarativen 
Festlegung Pkt 3 unten). Offenbleibt bedauerlicherweise eine 
eingehende Begründung zum Tatbestandsrnerkmal ,, entgelt- 
lich". Die Begründung zur Steuerschuldnerschaft enthält einen 
offensichtlichen Schreibfehler (statt § 9 KVG richtig § 25 
KVG). 

2. In einem obiter dictum nimmt der VwGH freilich auch auf 
die BUSt-Folgen eines down stream mergers Bezug, wenn - 
anders als im Beschwerdefall - keine Einzelrechtsnachfolge im 
Verschmelzungsvertrag verankert wurde. Das BMF sieht für 
solche Fälle in einer Einzelerledigung den Einbringungstatbe- 
stand iSd 9 18 Abs 2 Z 2 KVG aufgrund Erwerbes eigener 
Anteile als erfüllt an und erblickt in der nachfolgenden Abfin- 
dung der Altgesellschafter mit den eigenen Anteilen kein zwei- 
tes BUSt-pflichtiges Anschaffungsgeschäft (s BMF 8. 9. 1995, 
ecolex 1995, 928). Der VwGH verweist in seinem obiter 
dictum auch auf die kritische deutsche Kommentarliteratur zur 
ähnlichen BFH-Rsp (s insbesondere Brönner/Kamprad KVG, 
Rz 5 zu 9 18; Kinnebrock/Meulenbergh, KVG5, Rz 15 zu 
§ 18 KVG). 

3. Bei Erwerb durch Gesamtrechtsnachfolge geht die zivil- 
rechtliche Literatur von einem unmittelbaren Erwerb der Mit- 
gliedschaft ex lege aus, klarstellend muß dies - bei sonstiger 
Nichtigkeit - im Verschmelzungsvertrag festgelegt werden 
(s Kalss/Bachner, Verschmelzung - Spaltung - Umwandlung 
119971 107u 132). 

4. Noch im Urteil vom 19. 12. 1 973 (BStBl I/ 1974 I/ 400) 
hatte der BFH ausdrücklich ausgesprochen, daß ein Ver- 
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schmelzungsvertrag jedenfalls nicht dem Kernbereich des 5 18 
Abs 1 KVG zuzurechnen ist, und führt aus, daß die Gesamt- 
rechtsnachfolge von der Konzeption des § 18 KVG nicht erfaßt 
sei. Hinsichtlich der Tatbestände des Einbringens und der 
Auseinandersetzung ging dieses Urteil ebenfalls davon aus, 
daß ein Erwerb in Form der Gesamtrechtsnachfolge (Ver- 
schmelzung) nicht unter diese subsumierbar sei. Dies steht 
auch im Einklang mit den Gesetzesmaterialien (BStBl J 934, 
1460 ff) und der verkehrsteuerlichen Dogmatik (s mwN nur 
Schaumburg, Umwandlung und Verschmelzung im Verkehrs- 
Steuerrecht [ I 9741 4 1 ff). 
5. Später korrigierte der BFH diese sachgerechte Auslegung 
(s insbesondere BFH 13. 2. 1980, BStBl / I  1 980, 376 F; BFH 
26. 1 1. 1 980, BStBl /I 198 1, 2521, wobei er sich vom Geset- 
zeswortlaut loslöste", aber auch Unsicherheit hinsichtlich der 
Subsumtion erkennen ließ. Dementsprechend kritisch wurden 
diese Urteile kommentiert (s oben Pkt 2). Auch Wesen und 
Zweck der BUSt sowie gleichheitsrechtliche Überlegungen 
sprechen gegen diese Auslegung (dogmatisch überzeugend 
Schaumburg, Umwandlung und Verschmelzung, 54 f). 

M. J. Müller 

7473 

TP 10 1 lit c u 1 lit a Z 3 GGG idF vor BGBl 
1997/114; Art 10~12  Richtlinie vom 7.9. 1969 
(69/335/ EWG) idF Richtlinie vom 7.6. 1995 

(85/303/EWG) 
Eine dem Gemeinschaftsrecht entgegenstehen- 
de innerstaatliche Norm wird vom Gemein- 
schaftsrecht verdrängt. 

Eine Abgabe, deren Höhe keinen Zusammen- 
hang mit den Kosten des besonderen Dienstes 
aufweist oder sich nicht nach der Höhe der 
Kosten des Vorganges, für den sie eine Gegen- 
leistung darstellt, richtet, sondern nach den ge- 
samten Verwaltungs- und lnvestitionskosten 
des mit dem Vorgang betrauten Dienstes, ist 
vom Verbot des Art 10 der RL umfa8t. 

VwGH 25.9. 1 997,97/16/0050,0061 

Gem TP 10 D 1 c GGG (idF vor der Novelle BGBl I 1977/106) 
war für die Eintragung der Erhöhung des Stamm(Grund)kapi- 
tals bei Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung sowie des Gründungsfonds bei Versicherungsverei- 
nen auf Gegenseitigkeit einer Pauschalgebühr von 4,5 VT von 
der Kapitalerhöhung vorgesehen. 

Nach TP 10 D l a  Z 3 GGG (ebenfalls idF vor der oben 
erwähnten Novelle) war für die Eintragung von Aktiengesell- 
schaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Versi- 
cherungsvereinen auf Gegenseitigkeit in das Firmenbuch eine 
Pauschalgebühr von 5,5 VT vom Stamm(Grund)kapital oder 
Gründungsfonds vorgesehen. 

Die Bf(in) hält dem die Richtlinien des Rates vom 7. 7. 1969 
betreffenden indirekten Steuern auf die Ansammlung von Ka- 
pital (69/335/EWG) in der Fassung der Richtlinie des Rates 
vom 7. 6. 1985 (85/303/EWG) (im folgenden: RL) entgegen. 
Danach dürfen die Mitgliedstaaten auf Kapitalzufuhren an 
Kapitalgesellschaften eine harmonisierte Abgabe, die als Ge- 
sellschaftsteuer bezeichnet wird, erheben; andere Abgaben 
dürfen anläßlich der Kapitalerhöhung einer Gesellschaft nicht 
eingehoben werden. 

Die bel Beh bestreitet nicht die unmittelbare Geltung (Art 2 iVm 
Art 166 der den Beitrittsvertrag BGBl 1995/45 beigefügten 
Akte über die Bedingungen des Beitritts ua der Republik Öster- 
reich), wohl aber die unmittelbare Wirkung dieser RL. Im Falle 
der Bejahung der unmittelbaren Wirkung beruft sie sich auf 
den Ausnahmetatbestand des Art 12 Abs 1 lit e der RL. 
Die gegenständliche RL bezweckt laut Präambel die Harmoni- 
sierung der Steuern auf die Ansammlung von Kapital. 

Folgende Bestimmungen seien hervorgehoben: 

,,Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten erheben eine gem den Bestimmungen der 
Artikel 2 bis 9 harmonisierte Abgabe auf Kapitalzuführungen 
an Kapitalgesellschaften, die nachfolgend als Gesellschaft- 
steuer bezeichnet wird. 

Artikel 4 

(1 ) Der Gesellschaftsteuer unterliegen die nachstehenden Vor- 
gänge: 

a) die Gründung einer Kapitalgesellschaft 

b) die Umwandlung einer Gesellschaft, Personenvereini- 
gung oder juristischen Person, die keine Kapitalgesell- 
schaft ist, in eine Kapitalgesellschaft; 

c) die Erhöhung des Kapitals einer Kapitalgesellschaft 
durch Einlagen jeder Art; 

I, . . . . .  . 

Artikel 10 

Abgesehen von der Gesellschaftsteuer erheben die Mitglied- 
staaten von Gesellschaften, Personenvereinigungen oder juri- 
stische Personen mit Erwerbszweck keinerlei andere Steuern 
oder Abgaben auf: 

' a) die in Artikel 4 genannten Vorgänge; 
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b) die Einlagen, Darlehen oder Leistungen im Rahmen der 
in Artikel 4 genannten Vorgänge; 

c) die der Ausübung einer Tätigkeit vorangehende Eintra- 
gung oder sonstige Formalität, der eine Gesellschaft, 

Personenvereinigung oder juristische Person mit Er- 
werbszweck auf Grund ihrer Rechtsform unterworfen 
werden kann. 

Artikel 12 

(1  ) In Abweichung von den Artikeln 10 und 1 1 können die 

Mitgliedstaaten folgendes erheben: 
// . . .  

e) Abgaben mit Gebührencharakter; 
,, . . . . .  . 

Nach der Rsp des EuGH kommt einer Richtlinie unmittelbare 

Wirkung dann zu, wenn sie (der Zusammenfassung bei 

Kucsko/Stadlmayer, Der Vorrang des EU-Rechts vor österrei- 
chischem Recht, ecolex 1995, 338 ff folgend), 

a) hinreichend bestimmt (eindeutig, klar) 

b) inhaltlich unbedingt (von keinem weiteren Rechtsakt 
mehr abhängig und nicht durch Vorbehalte oder die 
Möglichkeit zu abweichenden Regelungen einge- 
schränkt) sind, 

c) eine Frage abschließend regeln (nicht nur Mindestan- 

forderungen aufstellen) und 

d) vollständige Regelungen (nicht nur unselbständige Teile 
von Rechtsvorschriften, zB Begriffsdefinitionen) enthal- 
ten. 

Richtlinien können unmittelbare Wirkungen darüber hinaus 
nur 

e) zugunsten des Bürgers entfalten, diesem aber keine 

Die gegenständliche Gerichtsgebühr widerspricht Art 10 der 
RL, weil für die im Art 4 genannten Vorgänge keinerlei andere 
Steuern oder Abgaben erhoben werden dürfen als die Gesell- 
schaftsteuer. Diese Anordnung erfüllt alle oben genannten 
Kriterien der unmittelbaren Wirksamkeit. Die Anordnung, daß 
,, keine” andere Steuer oder Abgabe erhoben werden darf, ist 

hinreichend bestimmt. Im Gegensatz zur Auffassung der bel 
Beh nimmt die Ausnahmebestimmung des Art 12 Abs 1 der RL 
nicht die Unbedingtheit, weil damit nun eindeutig festgelegt 

wird, daß Steuern und Abgaben, aber nicht Gebühren vom 
Gebot des Art 10 ausgenommen sind; keineswegs wird damit 

die Möglichkeit einer vom Q 10 abweichenden Regelung er- 
öffnet. 

Der EuGH hat in der E vom 20.4. 1993, C-71/91, C-l78/91 
I ,  Ponente Corni”) klargestellt, daß Art 12 der RL 
69/335/EWG betreffend die indirekten Steuern auf die An- 

Verpflichtungen auferlegen. 

sammlung von Kapital so auszulegen ist, daß die in Abs 1 
Buchstabe e dieses Artikels genannten Abgaben mit Gebüh- 
rencharakter Abgaben sein können, die als Gegenleistung für 
im Allgemeininteresse gesetzlich vorgeschriebene Vorgänge, 

wie etwa die Eintragung von Kapitalgesellschaften, erhoben 
werden. Die Höhe dieser Abgaben, die je nach der Gesell- 
schaftsform verschieden sein kann, muß aber nach den Kosten 
des Vorganges, die pauschal ermittelt werden können, be- 

rechnet sein. In einer Abgabe, deren Höhe keinen Zusammen- 
hang mit den Kosten des besonderen Dienstes aufweist oder 
deren Höhe sich nicht nach den Kosten des Vorganges, für den 
sie die Gegenleistung darstellt, richtet, sondern nach den 
gesamten Verwaltungs- und Investitionskosten des mit dem 
Vorgang betrauten Dienstes, müßte eine Belastung gesehen 
werden, für die allein das Verbot des Art 10 der RL gilt. 

Was diese Entscheidung beispielsweise für die Eintragung von 

Kapitalgesellschaften in das Firmenbuch besagt, hat selbstver- 
ständlich auch für die Eintragung von Kapitalerhöhungen zu 
gelten. 

Daß die von den bel Beh angewendeten, oben zitierten Bestim- 

mungen der TP 10 GGG diesem Postulat des für Österreich seit 
1. 1. 1995 verbindlichen Gemeinschaftsrechtes widerspra- 
chen, lag angesichts des Umstandes, daß die Pauschalgebüh- 
ren für die in Rede stehenden Eintragungen nicht nach den 
(allenfalls pauschaliert ermittelten) Kosten des Eintragungsvor- 
ganges, sondern im Wege der Anwendung eines Tausendsat- 

zes vom Betrag des Kapitals bzw der Kapitalerhöhung bemes- 
sen wurden, klar auf der Hand. 

Dem hat mittlerweile auch der österreichische Gesetzgeber 
Rechnung getragen, indem er im Wege der Novelle BGBl I 
1997/114 die TP 10 GGG ua dahin geändert hat, daß gern 
D 1 b Z 1 bis 4 leg cit die Eintragungsgebühren für Neueintra- 
gungen und Änderungen jetzt wie folgt bestimmt werden: 

,, 1. Firma 100,- s 
2. Sitz, bei Zweigniederlassungen 

Ort der Niederlassung 100,- s 
3. Geschäftsanschrift 100,- s 
4. Kapital (auch Kapitalerhöhung 

und -herabsetzung) 1.500,- S“. 
In den EB zur RV 734 BlgNR 20.GP, S 68, wird dazu ausdrück- 

lich ausgeführt, daß damit ua auf Art 12 lit e der des Rates der 
EWG vom 17. 7. 1969, ZI 69/335/EWG, und die dazu 
ergangene, oben schon zitierte E des EuGH Bedacht genom- 
men wird. 

Damit brachte auch der österreichische Gesetzgeber eindeutig 
zum Ausdruck, daß die bislang bestandenen Regelungen mit 
dem Gemeinschaftsrecht in Konflikt standen. Allerdings sieht 
die Übergangsregelung im Art XII Punkt 12 des Bundesgeset- 
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zes BGBI I 1997/114 die Anwendung der Neufassung der 
TP 10 erst dann vor, wenn der Antrag auf Vornahme der 
Amtshandlung nach dem 30. 9.1997 beim Firmenbuchgericht 
eingelangt ist. Für die Zeit bis dahin gilt iedoch, daß ein 
Mitgliedstaat nicht seine eigene Vertragsverletzung, die in der 
(bis dahin) unterlassenen Umsetzung der Richtlinie besteht, 
dem Bürger entgegenhalten dürfe, um ihm die Vergünstigun- 
gen vorzuenthalten, die ihm die Richtlinie zuerkennen will 
(Everling, Zum Vorrang des EG-Rechts vor nationalem Recht, 
DVBl 1985, 1204). 
Da auch nach der VwGH-Judikatur eine dem Gemeinschafts- 
recht entgegenstehende innerstaatliche Norm vom Gemein- 
schaftsrecht verdrängt wird (vgl dazu zB die VwGH-Erk vom 
24. 11. 1994, ZI 94/16/0182, und vom 25. 7. 1996, ZI 
96/09/0088, sowie Jabloner, ÖJZ 1995,921 ), haben die bel 
Beh durch die nach dem Beitritt Österreichs zu den Europäi- 
schen Gemeinschaften weiterhin vorgenommene Anwendung 
der Bestimmungen TP 10 D 1 c bzw TP 10 D 1 a Z 3 GGG ihre 
B mit Rechtswidrigkeit des Inhaltes belastet, was gem 9 42 
Abs 2 Z 1 VwGG zu deren Aufhebung führen mußte. 

Anmerkung: 
1 .  Gem TP 10 D Jc GGG (idF vor der Novelle BGBl 
I 1977/106) war für die Eintragung der Erhöhung des 
Stamm(Grundjkapita1s bei Aktiengesellschaften, Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung sowie des Gründungsfonds bei 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit einer Pauschalge- 
bühr von 4,5 vT von der Kapitalerhöhung vorgesehen. Nach 
TP I0 D l a  Z 3 GGG (ebenfalls idF vor der oben erwähnten 
Novelle) war für die Eintragung von Aktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Versicherungs- 
vereinen auf Gegenseitigkeit in das Firmenbuch eine Pauschal- 
gebühr von 5,5 vT vom Stamm(Grundjkapita1 oder Grün- 
dungsfonds vorgesehen. Zu klären war die Frage, ob diese 
Gebühren verbindlichem Gemeinschaftsrecht widersprachen, 
und zwar vom Inkrafttreten des bezughabenden EG-Rechtes 
(Richtlinie betreffend die indirekten Steuern auf die Ansamm- 
lung von Kapital) am I. 1. I995 bis zum Inkrafttreten der 
Novelle (Übergangsregelung Art XI1 Punkt 12 BGBl 
I 1997/114 = wenn der Antrag auf Vornahme der Amtshand- 
lung nach dem 30. 9. 1997 beim Firmenbuchgericht einge- 
langt ist). 

2. Der VwGH hat unter Bezugnahme auf die EuGH-Rsp zur 
unmittelbaren Wirkung von Richtlinien und das Urteil des 
EuGH (20. 4. 1993, C-71/91, C- 178/91 ,, Ponente Carni") 
richtig entschieden. Die Ausnahme nach Art 12 (Gebühren) 
kommt nur zum Tragen, wenn die Höhe dieser Abgaben, die 
je nach der Gesellschaftsform verschieden sein kann, nach den 
Kosten des Vorganges berechnet werden; die Festlegung der 

Höhe nach den gesamten Verwaltungs- und Investitionskosten 
des mit dem Vorgang betrauten Dienstes reiche dazu nicht aus 
(Verbot des Art 10 der RL). Da die Pauschalgebühren für die 
in Rede stehenden Eintragungen nicht nach den (allenfalls 
pauschaliert ermittelten) Kosten des Eintragungsvorganges, 
sondern im Wege der Anwendung eines Tausendsatzes vom 
Betrag des Kapitals bzw der Kapitalerhöhung bemessen wur- 
den, widersprach sie - wie der VwGH zutreffend ausführt - 
geltendem Gemeinschaftsrecht. Der VwGH hätte aber auch die 
(mit 1 % am EG-rechtlichen Limit ausgestaltete) Gesellschaft- 
Steuer als gemeinschaftswidrig erkennen können, womit die 
Eintragungsgebühr als gemeinschaftsrechtskonform anzuse- 
hen gewesen wäre. Diese interessante Frage aufzuwerfen, hat 
der VwGH aber bedauerlicherweise unterlassen. 
3. Für die zu Unrecht aufgrund bloßer Zahlungsaufforderung 
bezahlte - als gemeinschaftsrechtswidrig erkannte - Eintra- 
gungsgebühr kann von den Normunterworfenen Rück- 
erstattung beantragt werden, der Anspruch auf Rückerstattung 
verjährt in fünf Jahren (s 30 Abs 2 Z 1, Abs 3 U Abs 4 GGG; 
s auch 9 8 Abs I GEGJ. Soweit jedoch ein Zahlungsauftrag 
ergangen und dieser rechtskräftig geworden ist, kommt eine 
Rückerstattung nach österreichischem Recht nicht in Betracht 
(s VwGH 9. 3. 1 990, 88/17/ 0182, AnwBl 1 991/3632). In 
solchen Fällen könnten Gemeinschaftsrecht-Grundsätze auf- 
grund EuGH-Judikatur Abhilfe schaffen (ausführlich N. Ar- 

M. J. Müller nold, ecolex 1997, 969 ff). 

7474 

15 Abs 1,s 25 Abs 1 und Abs 2,s 33 Abs 1 GebG 

Bei verspäteter Gebührenanzeige kann auch 
die mitvorgelegte Gleichschrift mit einer eige- 
nen Hundertsatzgebühr belegt werden. 

VwGH 25. 9. 1 997,97/16/0231 

Gem 9 15 Abs 1 GebG sind Rechtsgeschäfte nur dann gebüh- 
renpflichtig, wenn über sie eine Urkunde errichtet wird. Ge- 
genstand der Gebühr nach § 15 bilden die im § 33 leg cit 
angeführten Rechtsgeschäfte. Zwar ist auch die Gültigkeit des 
Rechtsgeschäftes Voraussetzung für die Gebührenpflicht, ie- 
doch beschränkt sich diese nur auf beurkundete Rechtsge- 
schäfte (vgl Feher, MGA Stempel- und Rechtsgebührens, Anm 
1 zu § 15 GebG sowie die aaO unter E 10 und E 1 1 ange- 
führte VwGH-Judikatur). Damit versagt bereits das zentrale 
Argument der Beschw, wonach es allein auf den Geschäftsfall 
und nicht auf die Herstellung einer schriftlichen Ausfertigung 
des Vertrages ankomme. 
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Die Beschw übersieht dazu weiters vollkommen, daß Q 25 
Abs 1 GebG ausdrücklich anordnet, daß dann, wenn über ein 
Rechtsgeschäft mehrere Urkunden errichtet werden, jede die- 
ser Urkunden den festen und den Hundertsatzgebühren unter- 
liegt. Dabei kommt es auf den Grund für die Errichtung 
mehrerer Ausfertigungen nicht an (vgl dazu das bei Fellner 
aaO unter E 13 zu 5 25 GebG angeführte VwGH-Erkenntnis 
vom 1 1. 9. 1989, ZI 88/15/01 39). Für die Vermeidung der 
Entstehung der Gebührenpflicht auch betreffend die Gleich- 
Schriften kommt es allein darauf an, ob die betreffenden 
Gleichschriften innerhalb eines Monates nach dem Entstehen 
der Gebührenschuld vorgelegt werden; nur die Einhaltung 
dieser Frist ist wesentlich (siehe dazu das bei FellneraaO unter 
E 24 zu 5 25 GebG referierte VwGH-Erk vom 22. 4. 1991 , 
Z 91 /15/0039). Die Anordnung der Gebührenpflicht für 
Gleichschriften stellt keine Pönale Konsequenz für nicht recht- 
zeitig vorgelegte Gleichschriften dar, sondern vielmehr eine 
der Ordnung dienende, sachlich begründete Maßnahme, ge- 
gen die keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen (vgl 
dazu die einschlägige Rechtsprechung des VfGH VfGH-SIg 
1 1734 und 4674). 

7475 

§ 18Abs2Z3,§21 Z 1  KVG 

Die vertragliche Verpflichtung des Erwerbers, 
den Veräußerer für die zugunsten der Gesell- 
schaft von diesem eingegangene und Ziffern- 
mä8ig bestimmte (Höchstbetrags-) Bürgschaft 
schadlos zu halten, kann Teil der Bemessungs- 
grundlage sein. 

VwGH 25. 9. 1997,97/16/0348 

Gem Q 18 Abs 2 Z 3 KVG gelten als Anschaffungsgeschäfte 
auch bedingte oder befristete Anschaffungsgeschäfte. Nach 
Q 21 Z 1 leg cit wird die Steuer regelmäßig von dem verein- 
barten Preis berechnet. Nach ständiger VwGH-Judikatur sind 
neben dem jeweils fixierten Abtretungspreis auch noch alle 
anderen ziffernmäßig bestimmten Leistungen zum vereinbar- 
ten Preis zu rechnen, wenn diese Leistungen des Erwerbers 
notwendig waren, um den Geschäftsanteil zu erhalten (vgl 
dazu insbesondere die VwGH-Erk vom 27. 2. 1997, Zl 
95/16/01 10, und vom 19. 1.1994, ZI 93/16/01 42,0143). 
Auch die Übernahme von Haftungen, sofern sie ziffernmäßig 
bestimmt sind, gehört zum vereinbarten Preis, wenn die Hof- 
tungsübernahme Voraussetzung für den Erwerb des Ge- 
schäftsanteiles ist (vgl dazu insbesondere das VwGH-Erk vom 
16. 11. 1995, Zl95/16/0111 , 01 12/01 13). 

Da angesichts der unstrittig verspäteten und damit nicht ord- 
nungsgemäß vorgenommenen Gebührenanzeige schließlich 
auch der Bestimmung des Q 31 Abs letzter Satz GebG 

Gleichschriften, die zur ordnungsgemäßen Gebüh- 
renanzeige verwendet werden, von der Gebühr befreit sind) 
für den Standpunkt der Bf(in) nichts zu gewinnen ist, ergibt sich 
schon aus der Beschw, daß die behauptete Rechtsverletzung 
nicht vorliegt. 

Anmerkung: 
I .  Im vorliegenden Fa// wurde ein zwischen Ehegatten errich- 
teter Mietvertrag samt Gleichschrift von der Kanzlei des Ver- 
tragserrichters verspätet zur Anzeige gebracht. Ursprünglich 
wurde vom FA eine 100% Erhöhung wegen Verspätung vor- 
geschrieben, aufgrund erhobener Berufung von der Gebüh- 
renerhöhung aber abgesehen, jedoch auch für die Gleich- 
Schrift eine Hundertsatzgebühr festgesetzt. 

2. Das Erk scheint im Ergebnis unbillig, entspricht aber der 
Gesetzeslage, wonach die Gebührenfreiheit für Gleichschrif- 
ten nur innerhalb der einmonatigen Anzeigefrist des § 31 
GebG bei ordnungsgemäßer Anzeige gewahrt ist und im 
übrigen grundsätzlich für jede Urkunde die volle Rechtsge- 
schäftsgebühr zu entrichten ist (§ 25 Abs 1 GebGJ. D‘ re ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken hat der VfGH nicht geteilt (s 
mwN Arnold, Rechtsgebühren5, Rz 28 ff zu 5 25 GebGJ, auch 
über die jüngste Reform des GebG (2. BudgetbegleitG 1997) 
konnte - trotz mehrfacher Anregung - keine Entschärfung 

erreicht werden. M. J. Müller 

Insoweit die Bf(in) in diesem Zusammenhang vermeint, es liege 
im Beschwerdefall gar keine Haftungsübernahme vor, sondern 
- wegen der Wortwendung ,,dafür zu sorgen” - nur eine sog 
Verwendungszusage, so übersieht sie, daß die unstrittig auch 
vereinbarte Schadloshaltung des Veräußerers und seiner Gat- 
tin durch die Bf(in) für den Fall des Nichtgelingens ihrer 
Haftungsbefreiung ganz eindeutig zeigt, daß die getroffene 
Vereinbarung weit mehr ist, als eine bloße Bemühenszusage 
des Erwerbers, sich gegenüber dem Gläubiger für die Entlas- 
sung des Veräußerers und seiner Gattin aus der Haftung ,,zu 
verwenden”. Mit der getroffenen Vereinbarung hat die Bf(in) 
vielmehr iS des Q 880 a, zweiter Halbsatz ABGB die Haftung 
dafür übernommen, daß die Haftungsfreistehng des Veräu- 
ßerers und seiner Gattin durch den Gläubiger erfolgt. Im Falle 
des Scheiterns dieser Bemühungen hat die Bf(in) dem Veräu- 
ßerer bzw seiner Gattin dafür einzustehen, daß eine Inan- 
spruchnahme durch den Gläubiger erfolgt (arg: Schadloshal- 
tung). Die bel Beh ist damit zu Recht vom Vorliegen einer 
Haftungsübernahmevereinbarung ausgegangen. 

Nach ständiger Judikatur (vgl dazu insbesondere die VwGH- 
Erk vom 22. 5. 1996, Zl 96/16/01 00, und vom 2. 3. 1992, 
ZI 91 /I 5/0109) gelten gem Q 18 Abs 2 Z 3 KVG bedingte 
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Anschaffungsgeschäfte als unbedingt geschlossen und begrün- 
den die Steuerpflicht ohne Rücksicht darauf, ob in der Folge 
überhaupt eine Verbindlichkeit zur Erfüllung des Geschäftes 
begründet wird. Dies entspricht dem für Verkehrsteuern ganz 
allgemein geltenden Grundsatz, daß auch der spätere Wegfall 
der vertraglich vereinbarten Pflicht nichts mehr an der bereits 
entstandenen Steuerschuld ändert. Angewendet auf die hier in 
Rede stehende Haftungsvereinbarung bedeutet dies aber, daß 
die vertraglich übernommene Haftung ohne Rücksicht darauf 
in die Steuerbemessungsgrundlage einzubeziehen ist, ob der 
Erwerber des Anteils aus der getroffenen Vereinbarung letzten 
Endes überhaupt zur Haftung herangezogen wird (bzw in 
welchem Ausmaß); ebenso ohne Einfluß auf die einmal be- 
gründete Steuerpflicht ist die Frage, inwieweit sich der Haften- 
de allenfalls nach der Inanspruchnahme durch den Gläubiger 
an einer dritten Person regressieren kann (vgl dazu insbeson- 
dere auch den VwGH-Beschluß vom 26. 6. 1997, Zl 97/16/ 
01 66, 01 67, und die dort zitierte Voriudikatur). 

Dem von der Bf(in) diesbezüglich unternommenen Versuch, das 
vereinbarte Bemühen des Erwerbers zur Erlangung einer Haf- 
tungsfreistellung des Veräußerers samt Schadloshaltung vom 
Hauptgeschäft (auf welches iedenfalls 5 18 Abs 2 Z 3 KVG 
anzuwenden ist) zu trennen und die besagte Vereinbarung in 
Anwendung des 5 6 BewG als aufschiebend bedingt und damit 
noch nicht existent zu behandeln, muß der Erfolg versagt blei- 
ben. Die in Rede stehende Vereinbarung ist nämlich Teil des 
Anschaffungsgeschäftes und kann in Ermangelung einer gesetz- 
lichen Differenzierung nicht von diesem losgelöst und rechtlich 
anders behandelt werden als das Anschaffungsgeschäft insge- 
samt. Für eine derartige Zerlegung rechtsgeschäftlicher Verein- 
barungen in einzelne Elemente mit unterschiedlichem recht- 
lichen Schicksal bietet das Gesetz keinerlei Grundlage. Wenn 
die Bf(in) dazu vermeint, es habe§ 6 BewG auch im Bereich der 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Börsenumsatzsteu- 
er zur Anwendung zu kommen, so übersieht sie dabei, daß die 
im 5 21 Z 1 KVG im Wege des Begriffes ,,vereinbarter Preis" 
normierte Bemessungsgrundlage von der VwGH-Judikatur 
dahinverstanden wird, daß dadurch oft schwierige Bewertungs- 
fragen vermieden werden sollen (vgl dazu insbesondere das 
oben schon zitierte VwGH-Erk vom 19. 1. 1994, Zl 
93/16/0142, 01 43 und die dort angeführte Voriudikatur). 
Angesichts der in § 18 Abs 2 Z 3 KVG enthaltenen Regelung 
über bedingte Vereinbarungen besteht im Bereich der Börsen- 
Umsatzsteuer auch keine echte Gesetzeslücke, die eine 
analoge Anwendung des 5 6 BewG rechtfertigen könnte. 

Anmerkung: 
Zur Tendenz der Ausweitung der Bemessungsgrundlage s stati 

vieler zuletzt mwN AnwBl I998/1988. M. J. Müller 

7476 

5 17Abs3,§21 Z 1  KVG 
Eine Anteilsabtretung in Form von Anbot und 
Annahme kommt im Inland zustande, wenn der 
inländische Machthaber von beiden Vertrags- 
teilen (Ausländer) zur Veräußerung/Anbotstel- 
lung als auch zum Erwerb/Annahme bevoll- 
mächtigt war und der Notariatsakt über die 
Annahmeerklärung in dessen Kanzleiräumen 
errichtet wurde. Dabei ist es unbeachtlich, daß 
die Annahme dem ausländischen Erwerber 
noch gesondert mitgeteilt wird. 

Unter dem Begriff Preis ist jener ziffernmäßig 
bestimmte Betrag zu verstehen, dessen Leistung 
notwendig ist, um den Geschäftsanteil zu erhal- 
ten. 

VwGH 25. 9. 1997,96/16/0197 

Gem § 17 Abs 1 KVG unterliegt der Börsenumsatzsteuer der 
Abschluß von Anschaffungsgeschäften über Wertpapiere, 
wenn die Geschäfte im Inland oder unter Beteiligung wenig- 
stens eines Inländers im Ausland abgeschlossen werden. 

Abs 3 der zitierten Gesetzesstelle lautet: ,,Geschäfte, die 
durch Briefwechsel, Telegramm, Fernsprecher oder Funk- 
spruch zwischen einem Ort des Inlands und einem Ort des 
Auslandes zustandegekommen sind, gelten als im Ausland 
abgeschlossen ." 
Gem 9 21 Z 1 leg cit wird die Steuer regelmäßig von dem 
vereinbarten Preis berechnet. 

Der vorliegende Beschwerdefall weist zwei Problernkomplexe 
auf, und zwar zunächst die Frage, ob ein steuerpflichtiges 
Inlands- oder ein steuerfreies Auslandsgeschäft abgeschlossen 
wurde; zum anderen die Frage der Steuerbemessungsgrund- 
lage. 

Zum ersten Problembereich ist davon auszugehen, daß Aus- 
landsgeschäfte ohne Inländerbeteiligung steuerfrei sind und 
daß nach den allgemeinen Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts eine Vereinbarung unter nicht gleichzeitig anwesenden 
Partnern im Wege von Anbot und Annahme dort zustande- 
kommt, wo die Annahmeerklärung des Oblaten dem Offeren- 
ten zukommt, das heißt, wo sie in seinen Machtbereich gelangt 
(vgl Rummel in Rummel, ABGB2 I, Rz 2a zu § 862a ABGB 
mwN; weiters das VwGH-Erk vom 23. 1 1. 1967, ZI 1207/66, 
Slg 3684/F). Dabei wird der Zugang einer Erklärung an den 
Vertreter des Geschäftsherrn letzterem sogleich zugerechnet 
(Rummel, aaO Rz 4). 
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Unter Berücksichtigung der VwGH-Judikatur, wonach betref- 
fend die Übertragung von Geschäftsanteilen an einer inländi- 
schen GmbH Steuerpflicht im Inland auch dann entsteht, wenn 
nach einem im Ausland formlos abgeschlossenen Vertrag (das 
war im Beschwerdefall der am 3. 9. 1992 in Paris geschlosse- 
ne) der für den Erwerb der GmbH-Geschäftsanteile unerläßli- 
che Notariatsakt anschließend im Inland errichtet wird (vgl 
dazu das VwGH-Erk vom 20. 1. 1992, ZI 91/15/0072, 
0073, von dem abzugehen auch der Beschwerdefall keinerlei 
Anlaß bietet), ist daher die Frage zu prüfen, welche Bedeutung 
im Beschwerdefall die in Form zweier getrennter Notariatsakte 
(was zulässig ist; vgl das oben schon zitierte VwGH-Erk Slg 
NF 3684/F) im Inland errichteten Angebots- und Annahmeer- 
klärungen vom 3. und 6. 4. 1995 sowie das Fax vom 6. 4. 
1995 haben. Dabei ist insbesondere der Inhalt der von beiden 
Vertragsteilen an die Rechtsanwalts-EEG Preslmayr & Partner 
erteilten Vollmachten zu berücksichtigen. 

Auszugehen ist davon, daß die Bevollmächtigung ein und 
desselben Vertreters durch beide Vertragsteile ein Fall zuläs- 
siger Doppelvertretung ist, wenn (wie im Beschwerdefall nicht 
strittig) beide Machtgeber damit einverstanden sind (vgl Ko- 
ziol/Welser, Bürgerliches Recht10 I, 177). 

Da nach dem eindeutigen Inhalt der vom Überträger an die 
Preslmayr & Partner, Rechtsanwalts-EEG erteilten Spezialvoll- 
macht die genannte Gesellschaft nicht bloß zur Stellung eines 
Abtretungsanbotes bevollmächtigt war (wie dies die Bf[in] jetzt 
darzustellen versucht), sondern zur entgeltlichen oder unent- 
geltlichen Veräußerung des Geschäftsanteiles im Namen der 
Thomainfor Holding berechtigt war, war die bevollmächtigte 
Gesellschaft somit auch berechtigt, als direkter Stellvertreter 
die Annahmeerklärung der Oblatin entgegenzunehmen. Da- 
mit befand sich aber die am 6. 4. 1995 in Form eines Nota- 
riatsaktes in den Räumen der genannten Rechtsanwalts-Er- 
werbsgesellschaft errichtete Annahmeerklärung der Bf(in) be- 
reits vor der Absendung des Faxes im Machtbereich der 
genannten Rechtsanwalts-Erwerbsgesellschaft auch in ihrer 
Funktion als Vertreterin der Anbotstellerin, womit der Tho- 
mainfor Holding bereits dadurch die Annahmeerklärung der 
Bf(in) in Wien zugekommen ist. Die Anteilsabtretung in Form 
der zwei in Österreich errichteten Notariatsakte ist daher im 
Inland zustande gekommen. Die anschließende Übersendung 
der Annahmeerklärung per Fax nach Paris hatte nur mehr 
Benachrichtungscharakter und bewirkte keinen Vertragsab- 
schluß mehr. Daraus folgt aber, daß die bel Beh im Ergebnis 
zu Recht von einem steuerpflichtigen Inlandsgeschäft ausge- 

gangen ist. 

Zur Frage der Bemessungsgrundage ist zu beachten, daß nach 
der VwGH-Judikatur unter dem Begriff ,,Preis" des Q 21 Z i 
KVG jener ziffernmäßig bestimmte Betrag zu verstehen ist, 

dessen Leistung notwendig war, um den Geschäftsanteil zu 
erhalten (vgl zB das VwGH-Erk vom 27. 2. 1997, ZI 
95/16/01 10). Der in diesem Zusammenhang von der Judika- 
tur ursprünglich verwendete Terminus ,, Barpreis" (vgl dazu die 
VwGH-Erkvom 25. 2.1993, ZI 93/16/01 60, und vom 25. 3. 
1993, Zl 92/16/01 12) hatte - wie irn VwGH-Erk vom 19. 1. 
1994, Zl 93/16/0142, 0143, klargestellt wurde - nur den 
Zweck, zu verhindern, daß auch solche Leistungen in die 
Bemessungsgrundlage einbezogen werden, die oft nur sehr 
schwierig zu bewerten sind. Ist aber die Leistung, die der 
Erwerber zu erbringen hat, um den Geschäftsanteil zu erhal- 
ten, ziffernmäßig bestimmt, so besteht (weil eben die zu 
vermeidende oft schwierige Bewertungsfrage dabei gar nicht 
auftreten kann) kein Anlaß, sie aus der Steuerbemessungs- 
grundlage auszuscheiden. 
Für den vorliegenden Fall ist in diesem Zusammenhang be- 
deutsam, daß die Bf(in) selbst in ihrer Eingabe vom 16. 8. 
1995 unter anderem angegeben hat, daß im Gegenzug zur 
Erlangung des Teilbereiches ,, Maintenance Informatique" 
(wozu auch der an die Bf[in] übertragene streitgegenständli- 
che Geschäftsanteil gehört) von der Bf(in) eine Kapitalerhö- 
hung im Ausmaß von FF 103,737.000,- durchgeführt werden 
mußte und daß die diesen Betrag verkörpernden Aktien zur 
Gänze an die übertragende Thomainfor Holding zu überlas- 
sen waren. Daraus folgt aber, daß die Bf(in) im Ergebnis eine 
Gegenleistung in der ziffernmäßigen Höhe von insgesamt 
FF 103,737.000,- an die Thomainfor Holding erbringen muß- 
te, um im Rahmen des Erwerbs des Teilbereiches ,,Maintenan- 
ce Informatique" auch den jetzt streitgegenständlichen Ge- 
schäftsanteil zu bekommen. Dadurch, daß das Finanzamt und 
die bel Beh in Anstellung gerade einer jener schwierigen 
Berechnungen, die durch den von der früheren Judikatur ver- 
wendeten Begriff ,, Barpreis" vermieden werden sollten, nur 
einen ohnehin wesentlich geringeren Betrag als Steuerbemes- 
sungsgrundlage herangezogen hat (nämlich die Summe von 
öS 26,089.501 ,-), wurde sohin die Bf(in) in ihren Rechten 
keinesfalls verletzt. Auch der von der Beschw angestrebten 
Anwendung jener Summe als Bemessungsgrundlage, die sich 
ihrer Ansicht nach aus dem Verhältnis des Buchwertes der 
Thomainfor Austria zum Gesamtbuchwert der eingebrachten 
Aktiva mit 1,71% (= FF 1,773.91 0,30) errechnet, steht der 
Zweck der Vermeidung von Bewertungen entgegen. 

Anmerkung: 
I .  Im vorliegenden Fall hatten zwei französische Gesellschaften 
einen Einbringungsvertrag geschlossen, worin sich eine Gesell- 
schaft verpflichtete, einen Teilbereich ihrer Aktivitäten in die 
andere Gesellschaft einzubringen. Zum Teilbereich gehörte ein 
Geschäftsanteil an einer österreichischen GmbH. Die österrei- 
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chische Rechtsanwalts EEG wurde von beiden französischen 

Gesellschaften einerseits zur Veräußerung und Anbotsstellung 
als auch zum Erwerb und Annahmeerklärung bevollmächtigt. 
Die Machthaberin richtete in der Folge ein Anbot in Form eines 
Notariatsaktes an die Erwerberin und Tage später erklärte die 

Machthaberin in Form eines Notariatsaktes die Annahme. Dar- 
aufhin verständigte die Machthaberin per Faxnachricht die 
abtretende französische Gesellschaft. 
3. Der BUSt unterliegen Anschaffungsgeschäfte, die im Inland 

abgeschlossen werden, unbeachtlich ob nur Inländer, nur 
Ausländer oder beide beteiligt sind und wo sich das Wertpa- 

pier (Anteile) befindet; im Ausland abgeschlossenen Geschäfte 
werden erfaßt, wenn wenigstens ein Inländer Vertragspartei 
ist (steuerbegünstigt nach 5 34 KVGJ; sind nur Ausländer 
beteiligt, besteht keine BUSt-Pflicht; maßgeblich ist die Wil- 
lensübereinstimmung durch die Vertragsparteien, die gesetz- 

lich vorgeschriebene Form ändert daran nichts (s dazu nur 
Dorazil, KVG2, 218 f). 
4. Es fragt sich daher, ob im vorliegenden Fall nicht bereits 
der offenbar im Ausland abgeschlossene Einbringungsvertrag 
das (steuerfreie) Anschaffungsgeschäft begründete. Diese Fra- 
ge wurde jedoch nicht aufgeworfen, wohl auch weil dieser 
bereits 1992 abgeschlossen worden war und diesfalls noch 
5 33 TP 21 GebG idF vor BGBl 1994/629 zur Anwendung 
gelangt wäre. 

5. Der VwGH kommt über die Auslegung der Vollmachtsver- 
hältnisse unter Bezugnahme auf die zivilrechtliche Kommen- 
tarliteratur zum Ergebnis, daß der Vertrag in Österreich zu- 
stande gekommen ist, weil die Annahmerklärung in den 
Machtbereich des doppelt Bevollmächtigten bereits vor Absen- 
dung gelangte. Dem ist grundsätzlich zuzustimmen. 

6. Zum vereinbarten Preis statt vieler zuletzt mwN AnwBl 
I998l/I988. Die Bemessungsgrundlage war - mE zulässiger- 
weise nicht zu Buchwerten - im Wege einer Verhältnisrech- 
nung ermittelt worden, wobei anteilig die aufgrund der Ein- 

bringung (Kapitalerhöhung) hingegebenen Aktien zuzüglich 
der übernommenen Passiven angesetzt wurden. 

M. J. Müller 

7477 

5 19 Abs 2,s 20 Z 5,s  33 TP 18 Abs 1 GebG 
Sicherungsgeschäfte für im Wege der 
Schuldübernahme überbundene Darlehens- 
und Kreditverträge sind nicht gebührenbefreit, 
wenn sie damit auch Sicherungsgeschäfte zu 
einem Schuldnerwechsel sind. 

VwGH 25.9. 1997,95/16/0208 

Gern TP 18 Abs 1 zu 9 33 GebG sind Hypothekarverschrei- 

bungen, wodurch zur Sicherstellung einer Verbindlichkeit eine 
Hypothek bestellt wird, nach dem Werte der Verbindlichkeit, 
für welche die Hypothek eingeräumt wird, gebührenpflichtig. 
Allerdings kann die in dieser Tarifpost genannte Hypothekar- 

Verschreibung unter den Voraussetzungen der §§ 19 Abs 2 
bzw 20 Abs 5 GebG gebührenfrei beurkundet werden 
(Frotz/Hüge//Popp, Kommentar zum Gebührengesetz, B 1/5 
zu 9 33 TP 18). 
Im vorliegenden Fall wurden für die Sicherstellung von Ver- 
bindlichkeiten (zusätzliche) Hypotheken bestellt. Auf den Be- 
freiungstatbestand des § 19 Abs 2 Satz zwei GebG hat sich 
die Bf(in) richtigerweise nicht berufen, weil diese Bestimmung 
nur zur Anwendung kommt, wenn die Parteien des Haupt- und 

Sicherungsgeschäftes ident sind (Feher, Stempel- und Rechts- 
gebühren5, 236). 

Gern § 20 Abs 5 GebG (richtig: Z 5) unterliegen nicht der 
Gebührenpflicht ua Sicherungsgeschäfte zu Darlehens- und 
Kreditverträgen mit Kreditinstituten, sofern über die genannten 
Verträge spätestens gleichzeitig mit der Beurkundung des 
Nebengeschäftes eine Urkunde in einer für das Entstehen der 
Gebührenschuld maßgeblichen Weise errichtet worden ist. 

Die vorliegenden Pfandbestellungsurkunden nehmen sowohl 

datumsmäßig wie auch durch Anführung einer Geschäftszahl 
und der zugezählten Beträge auf die Darlehensverträge vom 
24. 11. 1989, 12. 7. 1990 und 30. 10. 1989 Bezug. Aller- 
dings wurde die Verpflichtung der Darlehensnehmer im Wege 
privativer Schuldübernahme (in einem Fall zweimal) an die 
Bf(in) überbunden. Diese dazwischenliegenden Schuldüber- 

nahmen unterlagen, wovon beide Parteien des verwaltungsge- 
richtlichen Verfahrens richtigerweise ausgehen, keiner Ge- 
bühr. 

Der VwGH hat im Erk vom 5. 10. 1987, Zl 87/15/0071, 
0072 darauf aufbauend ausgeführt, daß die bloße 
Schuldübernahme gebührenrechtlich nicht als Kreditvertrag 

angesehen werden kann, weshalb auch ein Sicherungsge- 
schäft zu einer derartigen bloßen Schuldübernahme, für die 
selbst keine Gebühr zu entrichten ist, nicht die Gebührenfrei- 
heit des § 20 Z 5 GebG genießt. Liegt somit ein Sicherungs- 

geschäft zu einer Schuldübernahme vor, kommt die Befrei- 
ungsbestimmung nicht zum Tragen; Zweck des § 20 Z 5 GebG 
ist es lediglich, eine durch den Abschluß von gebührenpflich- 
tigen Darlehens- und Kreditverträgen und ebenso gebühren- 

pflichtigen Sicherungsgeschäften eintretende Kumulierung der 
Gebührenpflicht zu verhindern (Feher, Gebühren und Ver- 

kehrsteuern, 2. Teil, Ergänzung R, 4 R zu § 20 GebG). 

Den Beschwerdeausführungen, daß unverändert die seinerzei- 
tigen Darlehen gesichert würden, hält die bel Beh richtigerwei- 

se entgegen, daß jetzt eben auch die Schuldübernahmen 
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gesichert werden. Ein Wechsel der Person des Schuldners kann 

ia neue Sicherheiten erforderlich machen; für diese neuen 

Sicherheitsabreden, wie hier in Form einer Hypothekarschuld- 

Verschreibung, greift der Befreiungstatbestond nicht, weil da- 

mit jedenfalls nicht nur das ursprüngliche Darlehen, sondern 

das mit der Person des neuen Schuldners verbundene Risiko 

abgesichert werden kann. Die vorliegenden Hypothekarver- 

Schreibungen stellen damit nicht nur ein Sicherungsgeschäft zu 

Darlehensverträgen, sondern auch ein Sicherungsgeschäft zu 

einem Schuldnerwechsel gern 5 1405 ABGB dar; ein derorti- 

ger Vertrag ist ober im 5 20 Abs 5 GebG nicht genannt. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Gebührenpflicht des 

Hauptgeschäftes stets Voraussetzung der Gebührenfreiheit des 

Sicherungs- oder Erfüllungsgeschäftes ist (ablehnend 

Frotz/Hüge//Popp, aaO, 11/3 zu 5 20 GebG). Hier wird aber 

ein anderes Rechtsgeschäft als ein Darlehens- oder Kreditver- 

trag abgesichert, sodaß die Befreiung keinesfalls greifen kann. 

Anmerkung: 

I .  Im vorliegenden Fall wurden für Darlehens- und Kredifver- 

träge, die im Wege der privativen Schuldübernahme überbun- 

den worden waren, weitere Pfandbestellungsurkunden errich- 

tet. Durch die privotive Schuldübernahme (Schuldeintritt) wor 

die Altschuldnerin aus den Verträgen entlasssen worden (zum 

Begriffs Kozio//We/ser, Bürgerliches Recht10 I, 299 f). Soweit 

aus dem beschwerdegegenständlichen Sachverhalt entnehm- 

bar, enthielten auch die Pfandbestellungsurkunden nur Hin- 

weise auf die Darlehensforderungen, der B f  berief sich auf das 

Vorliegen eines Sicherungsgeschäftes gern 5 20 Z 5 GebG, 

die Behörde verneinte § 20 Z 5 GebG mit der Begründung, für 

die Schuldübernahme sei keine Gebühr zu entrichten gewesen, 

und die Pfandbestellungsurkunden dienten auch der 

Schuldübernahme. 

2. Die Befreiung nach 5 19 Abs 2 GebG erfordert eine - hier 

nicht gegebene - Urkunden- und Parteienidentität (s nur Ar- 
nold, Rechtsgebühren5 Rz 12 zu § 20 GebG). Der VwGH 

prüfte daher zu Recht § 20 Z 5 GebG und konnte dabei auf 

seine bisherige - wenn auch kritisierte - Rsp zur Schuldüber- 

nahme bei Kreditgeschäften zurückgreifen (s VwGH 5. 10. 
1987, 87/15/0071, AnwBl 1988,347ff). 

3. Der VwGH verweigert zuletzt darauf einzugehen, ob die 

Gebührenpflicht des Hauptgeschäftes stets Voraussetzung der 

Gebührenfreiheit des Sicherungsgeschäftes ist. Dies stimmt 

insofern nachdenklich, als gegen seine Rsp mit gerade diesen 

Argumenten gleichheitsrechtliche Kritik vorgebracht wurde 

(AnwBl 1988, 347ff mit Anm Arnold) und wohl auch der 

VwGH zu einer verfassungskonformen Auslegung verpflichtet 

ist. 

M. J. Müller 
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vom 22. Dezember 1997 

Mehr Hilfe für Opfer von Verbrechen 

Justizminister Michalek wi l l  Mög- 
lichkeiten zur Wiedergutmachung 
ausbauen 

Wien - Justizminister Nikolaus Micha- 
lek will im Frühjahr einen überarbeite- 
ten Entwurf für die Diversion (Wieder- 
gutmachung bei geringfügigen Strafta- 
ten) vorlegen. Mit dem Täter-Opfer- 
Ausgleich und ähnlichen Maßnahmen 
werde ,,das Opfer viel stärker in den 
Mittelpunkt gerückt". Überdies soll ein 
Teil der geplanten Geldbußen Opferhil- 
feeinrichtungen zur Verfügung gestellt 
werden. Bereits ab Anfang 1998 wird 
es bei den Bezirksgerichten eine rechts- 
anwaltliche Beratung für Opfer geben. 

Tatausgleich 

Die Diversion - mit dem Flaggschiff 
Außergerichtlicher Tatausgleich (ATA) 
- ist die ,,Beendigung eines Strafverfah- 
rens ohne förmliche Sanktionierung" 
mit flexiblen, auf den Einzelfall abge- 
stellten Reaktionen auf leichtere Strafta- 
ten. Ohne aufwendigen Strafprozeß 
sollen Anzeigen zurückgelegt werden 
können, eventuell mit Auflagen wie 
Wiedergutmachung, Therapie, Kurs 
oder Geldbuße. Für Jugendliche ist der 
ATA seit 1988 gesetzlich verankert, für 
Erwachsene wird er in rund der Hälfte 
der Gerichte auf ,,schmaler gesetzlicher 
Basis" als Modellversuch durchgeführt. 

Mit der Diversion werde eine schnellere 
finanzielle und vor allem auch ideelle 
Genugtuung für das Opfer geboten, be- 
tont Michalek. ,, Unter dem Damokles- 
schwert des drohenden Strafverfahrens 
wird sich der Täter intensiv bemühen, 
das Opfer schadlos zu stellen". Die ef- 

fizienteste Hilfe sei also dem Opfer mit 
dem Gesetz selbst gegeben. 

ÖVP-Justizsprecherin Maria Fekter steht 
dem Justizvorhaben der Diversion 
grundsätzlich positiv gegenüber. 
Gleichzeitig will sie ,,eiwas für die Op- 
fer getan haben" - und zwar Verfah- 
renshilfe, bessere Beratung und Infor- 
mation sowie die Schließung von Lücken 
im Opferentschädigungsgesetz. 

Der Außergerichtliche Tatausgleich sei 
,, ein Gemeinschaftsakt zwischen Täter 
und Opfer". in den Vorarbeiten für die 
gesetzliche Regelung sei man aber vor- 
wiegend vom Täter ausgegangen, be- 
mängelt Fekter. Auch im Budget gebe es 
,,enorm viel Geld für die Täter, für den 
Vollzug, Verfahrenshilfe oder Thera- 
pien, aber keines für die Opfer". Se- 
xualstraftäter würden auf Kosten des 
Staates therapiert, während die Opfer 
einen ,,enormen Selbstbehalt" hätten. 

Bei den geplanten Änderungen des Se- 
xualstrafrechts wird sich die ÖVP die 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe ,, an- 
schauen". Die ÖVP hatte sich Anfang 
November aus dieser Arbeitsgruppe 
verabschiedet, weil die Debatte ihren 
Grundsätzen widersprochen habe. Fek- 
ter geht davon aus, daß ,unser Signal 
verstanden wurde. Wenn man eine 
Mehrheit will, muß man unsere Haltung 
berücksichtigen." 

Lockerungen der Strafbestimmungen 
zum Sexualmißbrauch kann sich Fekter 
,,in keinster Weise vorstellen". Kein 
Problem habe sie, wenn Begriffe moder- 
nisiert werden, wie etwa Mißbrauch 
statt Unzucht. Überdies will Fektereinen 
neuen Straftatbestand: Auch der Miß- 
brauch von Kinderfotos für pornogra- 
phische Zwecke, ,,ohne daß dem Kind 
etwas getan wurde", müsse bestraft 
werden. (red) 

vom 26. November 1997 

Konsequenzen aus ,,mühseligem Fall" 

Salzburger Advokatur schwört auf 
vertrauensbildende Maßnahmen - 
8,5 Mrd. Treuhandgelder 

SALZBURG (SN-res). Das Vertrauen 
zwischen dem Klienten und seinem An- 
walt sei essentiell: Deshalb habe man 
auch den ,Fall" eines in die Affäre um 
den Bauunternehmer Johann iinsmayer 
involvierten ehemaligen Salzburger 
Rechtsanwaltes als ,, mühselig und bela- 
stend" empfunden - und daraus die 
Konsequenzen gezogen. Das erklärte 
am Dienstag der Präsident der Salzbur- 
ger Rechtsanwaltskammer, Kar/ iudwig 
Vavrovsky, in einem Pressegespräch. 

Diese Konsequenzen seien in der Durch- 
setzung vertrauensbildender Maßnah- 
men zu sehen, und zwar auf drei Ebe- 
nen: Erstens soll per Novellierung der 
Rechtsanwalts-Ordnung die Haftpflicht- 
Versicherungspflicht des einzelnen An- 
waltes von derzeit 500.000 S auf zwei 
Mill. S angehoben werden, wobei mit 
Verordnungs-Ermächtigung der Rechts- 
anwaltskammertag die Summe gegebe- 
nenfalls verfünffachen kann. Stelle man 
das und die Zweitrisiko-Versicherung in 
Rechnung, so biete dies Schutz gegen 
allfällige ,, Kunstfehler". Vavrovsky: 
,, Eine durchschnittliche Salzburger An- 
waltskanzlei ist mit fünf bis zehn Mill. S 
haftpflichtversichert." 

Zweitens: Der in der Ansparphase be- 
findliche ,, Notfallsfonds" beinhalte 
zwei Teile, nämlich einen Länderteil - 
um allfällige ,,Vertrauensschäden" zu 
decken - und einen österreichweit ver- 
walteten Teil (jeweils rund 2,4 Mill. S). 
Von wesentljchster Bedeutung sei ie- 
doch das seit 1995 existierende Treu- 

128 
AnwBl 1998/2 



P r e s s e s p i e g e l  

handbuch, dem von insgesamt 
294 Salzburger Anwälten 134 beige- 
treten seien. Diese seien verpflichtet, je- 
den Treuhandfall der RA-Kammer zu 
melden und sich einer strengen Kontrol- 
le durch Revision zu unterwerfen. 
6765 Meldungen wurden registriert, 
3535 sind bereits erledigt. Die verblei- 
benden 3230 Meldungen umfassen 
eine Gesamt-Treuhandsumme von 
8,5 Mrd. S. 

Bemerkenswert aus Sicht der grenzna- 
hen Salzburger Anwälte: Es hat kein 
,, Hereinfluten" ausländischer Advoka- 
ten aufgrund der Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit in einem gren- 
zenlosen Europa gegeben, eher ein 
,,Tröpfeln". Obwohl die Salzburger An- 
waltschaft (234 Stadt, 60 Land) in 
knapp einem Jahrzehnt um ein Drittel 
anwuchs (Frauenanteil: 25, also unter 
lO%), ist die Dichte eher gering. Die 
unter 40 Jahre alten Advokaten domi- 
nieren. 

vom 29. November 1997 

Bloßes Faktenwissen allein ist für den 

Juristen zuwenig 

Bei einem Symposium in Graz ging 
es um die Reform der Juristenausbil- 
dung. Training auch ,, on the job" 

Von Martin Behr 
SN-Redaktion Steiermark 

GRAZ. Mit der Plenumsveranstaltung 
,,Alles was Recht ist" ging am Freitag in 
Graz das Symposium ,,Die Juristen im 
21. Jahrhundert: Ausbildung und Pra- 
xis im Wettbewerb" zu Ende. Drei Tage 
lang hatten nationale und internationa- 
le Experten Reformvorschläge für die 

Juristenausbildung diskutiert. Gefragt 
seien Generalisten, nicht nur Rechtsspe- 
zialisten, erklärte Wissenschaftsmini- 
Ster Caspar Einem, der kürzlich mit sei- 
nem Vorschlag, Juristen auch an Fach- 
hochschulen auszubilden, für Diskussio- 
nen gesorgt hatte. Einems Zielvorgabe 
für die Ausbildung: eigenständiges, ver- 
netztes Denken und Arbeiten statt blo- 
ßen Faktenwissens. 

Auf dem von der Grazer Juristenfakultät 
veranstalteten Symposium sagte der Mi- 
nister, daß in Zukunft beides legitim sei: 
Wenn bestehende Einrichtungen re- 
formfähig seien und die Ausbildung um- 
fassenden Bedingungen entspreche, sei 
die Universität der richtige Ort. Wenn 
nicht, könne sie auch an einer Fach- 
hochschule stattfinden, meinte Einem, 
der auch die ,,Gründung neuer Univer- 
sitäten" in Aussicht stellte. Seit knapp 
einem Jahr arbeiten Grazer Juristen un- 
ter der Leitung von Bernd Schilcher an 
einer Reform des Rechtswissenschafts- 
Studiums. Die wichtigsten Thesen: Studi- 
um-Verkürzung, Ausbau der postgra- 
dualen Ausbildung und der Internatio- 
nalität, Stärkung der sozialen Kompe- 
tenzen, mehr ,, Schnupper-Gelegenhei- 
ten" sowie die Abkehr vom ,, Einheitsju- 
risten". 

,, Wir brauchen englischsprachige Vor- 
lesungen, verstärkte Sprachenausbil- 
dung und den Ausbau der Auslandssti- 
pendien", sagte Einem, der bundesweit 
bei den Erstinskribienten einen ,,drama- 
tischen Knick" konstatierte. Begannen 
vor zwei Jahren noch 3700 Studierende 
ein Jus-Studium, so waren es heuer nur 
noch 2270. Die durchschnittliche Studi- 
endauer ist österreichweit auf 12,6 Se- 
mester angestiegen, das Durchschnitts- 
alter der Absolventen beträgt 26,9 Jah- 
re. ,,Das ist zuviel", sagt Gernot Kocher, 
der Dekan der Grazer Juristenfakultät, 
und fordert ,,mehr Mut zur Lücke" in der 
Ausbildung. 

Bernd Schilcher: ,,Die Reduktion von 
160 Semesterwochenstunden auf 100 
bis 125 ist sinnvoll. Die Studierenden 
müssen früher in den Beruf eintreten und 
mit dem ,Training on the Job' begin- 
nen." 

Für Gerhard Benn-lbler, dem Präsiden- 
ten des Österreichischen Juristentages, 
ist die Rechtsanwendung keine techni- 
sche Vorrichtung, die einer Fachhoch- 
schule anvertraut werden könnte: ,,Nur 
humanistisch gebildete Juristen können 
Interessensgegensätze ausgleichen, 
Recht ohne Ethik bliebt seelenlose Me- 
chanik." Die Juristerei sei keine reine 
Anwendungstechnik, betonte Justizmi- 
nister Nikolaus Michalek. Um den Pra- 
xisbezug in der Ausbildung zu erhöhen, 
schlug er die Einführung einer ,,Ge- 
richts- und Verwaltungspraxis" sowie 
den Ausbau der bestehenden Rechtshö- 
rerschaft vor. 

vom 27. November 1997 

Schlechte Job-Chancen, längeres Studium 

Minister Caspar Einem sieht einen 
Zusammenhang zwischen der 
Beschäftigungssituation und der 
Verweildauer an den Universitäten. 

WIEN (ewi). Die Zahl der Studienanfän- 
ger an Österreichs Universitäten ist zum 
Beginn des Studienjahres 1997/98 ge- 
genüber dem Vorjahr um 4,s Prozent 
zurückgegangen. Wissenschaftsmini- 
ster Caspar Einem (SP) führt dies auf die 
,,gute Nachfrage bei den Fachhoch- 
schulen" - hier stiegen die Anfänger- 
zahlen - und geänderte Berufsvorstel- 
lungen der Maturanten zurück. So wür- 
den HTL-Absolventen vor einem allfälli- 
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gen Studienbeginn zum Teil gleich eine 

Arbeit annehmen. 

Die schlechten Job-Aussichten wirken 

sich auch auf die Studiendauer aus. ,,Es 
gibt die Tendenz, im System zu verblei- 

ben", erklärt Einem die zuletzt weiter 

angestiegenen Studienzeiten. Dies kön- 

ne man gerade bei den Juristen, deren 

Berufsaussichten durch den Aufnah- 

mestopp im öffentlichen Dienst beson- 

ders getrübt wurden, feststellen. 

Taxen für Zweitstudium 

Einem nahm im Rahmen einer Presse- 

konferenz der Donauuniversität Krems 

zu dem geänderten Absolventenverhal- 

ten Stellung. Dabei hob der Minister 

hervor, daß sich die im September 

1995 gegründete Postgraduate-Uni in 

Krems zum Teil aus den Studiengebüh- 

ren finanziere. Das sei für die postter- 

tiäre (dem Hochschulabschluß folgen- 

de) Ausbildung auch richtig. Einem hält 

an seinem bereits einmal deponierten 

Vorschlag fest. ,,Wir sind für ein kosten- 

loses Erststudium, aber nicht für ein le- 

benslanges Studium." 

Auf die Donau-Uni setzt Caspar Einem 

neue Hoffnungen: ,,Sie ist eine Univer- 

sität, die ihre Studierenden als Kunden 

betrachtet, das ist eine Herausforde- 

rung für die anderen Universitäten." 

Und sie zeige, daß man mit den knap- 

pen Mitteln aus dem öffentlichen Budget 

etwas leisten könne. 

Geschäftsbericht einer Uni 

Für die Jahre 1995 und 96 legt die 

Donau-Uni nun ihren ersten Geschäfts- 

bericht vor - was auch als Novum in der 

österreichischen Hochschulszene ge- 

wertet wird. lngela Bruner, Vizerektorin 

und derzeit einziges Präsidiumsmit- 

glied, hebt hervor, daß der Anteil an 

Drittmitteh ständig steigt. In diesem 

Jahr werden Gesamterträge (mit den 

Bundesbeiträgen) in der Höhe von 

85 Millionen Schilling (6,08 Mill. Euro) 

und Aufwendungen von 80 Mill' Ionen 

Schilling (5,73 Mill. Euro) erwartet. 

Das Präsidium wird derzeit nicht nach- 

besetzt. Im Vorjahr ist der Präsident 

ausgeschieden, die Stelle wurde neu 

ausgeschrieben. Auch eine der beiden 

Vizepräsidentinnen wechselte ihren 

Job - und seither leitet lngela Bruner 

allein die Donau-Uni. ,,Sie amtiert als 

Präsidentin", sagt Einem. Erst Ende 

1998, wenn ihre Funktionsperiode aus- 

läuft, wird nachbesetzt. 

Zur Uni-Diskussion nahm am Mittwoch 

der Dritte Nationalratspräsident Wil- 
helm Brauneder (FP) Stellung. Er kriti- 

sierte die Aussage des Präsidenten 

der europäischen Rektorenkonferenz, 

Hans-Uwe Erichsen, die Universitäten 

sollten von der Universalität Abschied 

nehmen. Erichsen hatte in der SP-BiI- 
dungswerkstätte ein Umdenken an den 

Unis gefordert. Für Brauneder, selbst 

Uni-Professor, sollten die Fachhoch- 

schulen Orte des anwendungsorientier- 

ten Fachwissens sein. 

vom 28. November 1997 

Der Jurist als ,,Alleskönner"? 

Alarmstimmung um Jus-Studium 

Gesetzesflut, EDV, Europarecht: 

Das Jus-Studium sei modernen An- 
forderungen nicht gewachsen, lau- 

tet der Tenor auf einem Grazer 

Symposium. 

Von unserem Korrespondenten 

Ernst Siffinger 

GRAZ. Die fortschreitende Liberalisie- 

rung des europäischen Arbeitsmarktes 

versetzt Österreichs Spitzenjuristen in 

Alarmstimmung: Während mehrspra- 

chige Spezialausbildungen an ,, Euro- 

pean Law Schools" etwa in den Bene- 

lux-Ländern bereits der Normalfall sind, 

ist in der heimischen Ausbildung die 

Internationalität nur im Ansatz zu be- 

merken. Österreichs Unis könnten bald 

nicht mehr konkurrenzfähig sein, furch- 

ten Experten, die auf einer dreitägigen, 

von der ,,Presse" mitveranstalteten Kon- 

ferenz in Graz Auswege aus der Krise 

suchen. 

,,Die Juristen im 21. Jahrhundert", so 

der Konferenztitel, werden als wahre Al- 
leskönner charakterisiert: Sie beherr- 

schen mehrere Sprachen, finden sich im 

europäischen Recht mit seinen bisher 

4385 Richtlinien und 35.41 1 Verord- 

nungen bestens zurecht, sind mit mo- 

dernster Technologievertraut und haben 

ausgeprägte soziale und kommunikative 

Fähigkeiten. Umstritten ist, welche Teile 

dieses Wunschkatalogs die universitäre 

Ausbildung vermitteln soll, zumal gleich- 

zeitig die Forderung nach kürzeren Stu- 

dienzeiten unüberhörbar ist. 

Das ,,Marschgepäck" der Juristen müs- 

se leichter werden, fordert Wissen- 

schaftsminister Caspar Einem (SP), der 

mit seinem Vorstoß zur Verlegung des 

Jus-Studiums an die Fachhochschulen 

eine ,,produktive Provokation" ausge- 

löst hat: ,,Entweder die bestehenden 

Einrichtungen sind reformfähig, oder 

wir stellen eine zweite Institution dane- 

ben." Ihm selbst wäre die erste Variante 

lieber, ,,aber ich möchte diese Reform 

noch zu Lebzeiten durchbringen". 

Warnung vor ,,Irrweg" 

Einems Vorschlag, sich im Jus-Studium 

auf ,, Methodenkompetenz und Persön- 

lichkeitsentwicklung" zu konzentrieren 

und daneben wahlweise einen Kanon 

von Spezialfächern anzubieten,wirdvon 

Justizminister Nikolaus Michalek skep- 

tisch beurteilt: Ein breiter, gemeinsamer 
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Kern an Lehrinhalten für alle Juristen 
müsse gewahrt bleiben. ,,Es wäre ein 
Irrweg, nur noch spezialisierteZivil- oder 
Europarechtler hervorzubringen." Mi- 
chaleks Vorschlag: Im Studium werden 
Spezialkenntnisse nur ,#exemplarisch 
ausprobiert"; die eigentliche Konfronta- 
tion damit solle der post-universitären 
Ausbildung vorbehalten bleiben. 

Noch radikaler ist der Grazer Uni-Rek- 
tor Wolf Rauch: Er hält die Berufsausbil- 
dung nicht für eine Aufgabe der Univer- 
sitäten, die er nach Humboldtschem 
Vorbild ,, rein der Wissenschaft und ih- 
rer Weiterentwicklung verpflichtet" se- 
hen will. Die Universität, so Rauch, sei 
in ihrer herkömmlichen Form heute 
wichtiger denn je, da Spezialkenntnisse 
oft binnen weniger Jahre veraltet sind, 
die Vermittlung von methodischen, ethi- 
schen und sozialen Grundlagen aber 
längerfristig brauchbar ist. 

Diesem sehr theoretischen Ansatz hal- 
ten eine Reihe von praktizierenden Eu- 
ropajuristen allerdings die stark wach- 
senden Berufserfordernisse des moder- 
nen Rechtslebens entgegen, die auch 
auf die Universitäten ausstrahlen. Hilde- 
gard Schneider, Professorin aus Moas- 
tricht, verweist auf jüngste EU-Richtlini- 

stimmt ist, ausschließlich oder im we- 
sentlichen im Bett getragen zu werden". 
Das entschied gestern der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg. Die 
Richter betonten, Nachthemden könnten 
allerdings ,,auch zu anderen Zwecken 
verwendet werden" (AZ: C-338/95). 
Ein Importeur hatte weit geschnittene 

Kleidungsstücke aus Gewirken zur 
Bedeckung des 0berkörpers"eingeführt 
und beim Zoll als Nachthemden dekla- 
riert. Das Hauptzollamt verlangte aber 
den höheren Zollsatz für Kleider. Der 
Streit bereitete bis zum Bundesfinanzhof 
schlaflose Nächte. Dessen Richter stell- 
ten dann die Frage, ob Nachthemden 
nur im Bett getragen werden dürfen. 
Nach dem EuGH-Spruch strittig sind 
aber noch zwei ,, Einreihungsverordnun- 
gen" der EU-Kommission. Danach sind 
weite oder leichte Kleidungsstücke ,,zur 
Bedeckung des Oberkörpers, bis zur 
Mitte des Oberschenkels reichend" keine 
Nachthemden -egal, ob das Kleidungs- 
stück auf Taillenhöhe eine Kordel hat 
oder nicht. Der EuGH deutete an, die 
Kommission habe damit aber möglicher- 
weise (,die Grenzen ihrer Zuständigkeit 
überschritten". 

Wien. Das eigene Buchhaltungsgewer- 
be läßt weiter auf sich warten. ,, Im Rah- 
men der Berufsordnung der Wirtschafts- 
treuhänder wird ein eigenes Berufsbild 
des selbständigen Bilanzbuchhalters 
geschaffen", berichtet Wirtschaftstreu- 
händer-Chef Klaus Hübner über den 
Stand der Verhandlungen mit dem Wirt- 
schaftsministerium. Die Einrichtung ei- 
nes eigenen Gewerbes innerhalb der 
Gewerbeordnung ist damit vom Tisch. 
Das Wirtschaftsministerium enthält sich 
der Bestätigung: ,,Die Verhandlungen 
laufen noch." Bis zum Jahresende ist ein 
Begutachtungsentwurf geplant. 

Bedingungen 

Doch die Wirtschaftstreuhänder stellen 
Bedingungen. Hübner: ,,Der Vorstand 
stimmt der Reform nur zu, wenn auch 
unsere Wünsche bei der Änderung der 
Berufsordnung berücksichtigt werden. 
Immerhin verhandeln wir mit dem Mini- 
sterium schon seit fünf Jahren." Die Zu- 
stimmung des Kammertags zum Vor- 
standsbeschluß am 27. November ist 
bloße Formsache. Damit ist eine Ände- 
rung der Haltung der Steuerberater in 
dieser Frage nicht zu erwarten. 

en zur Niederlassung von Rechtsanwäl- 
ten, die europaweit eine völlig freie Be- 

rufsausübung gestatten. Dies werde laut 
Schneider zu einer massiven Konkur- 
renzierung der besten Ausbildungssy- 
steme fuhren. 

Gerichtsvertretung 

Geht es nach den Wünschen der Wirt- 

schaftstreuhänder, sollen sie mehr Rech- 
te bei der juristischen Vertretung von 
Klienten vor Gerichten und Behörden 

Steuerberater um das Recht zur Vertre- 
tung vor dem Verwaltungs- und Verfas- 
sungsgerichtshof. Derzeit dürfen Wirt- 
schaftstreuhänder die Vertretung nur 

vom 18. November I997 

Wirtschaftstreuhänder stimmen der Bil- 

rufs nur unter Bedingungen zu 
dung eines selbständigen Buchhalterbe- bekommen. Namentlich kämpfe" die 

Buchhalter: Streit um Gewerbelizenz Handelsblatt 
vom 2 I .  November I  997 Mehr Rechte zur Vertretung vor Ge- 

richten und Behörden wollen die 
Steuerberater im Gegenzug für ihre 
Zustimmung zur Schaffung eines ei- 

übernehmen, wenn ein enger rechtli- 
cher Zusammenhang besteht. 

Nachthemd gehört vor allem ins Bett 

HANDELSBLATT. Donnerstag, 20. 1 1. 
97 afp LUXEMBURG. Ein Kleidungsstück genen Buchhaltungsberufs. Genauere Definition 

ist dann ein Nachthemd, wenn es nach ,,Das greift weit in die Befugnisse der 
seinen ,,objektiven Merkmalen dazu be- Von Werner Wegscheider Rechtsanwälte ein", sagt Manfred 
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Stimmler, Kammeramtsdirektor der 
Wiener Rechtsanwaltskammer. Zwar 
liegt noch kein Begutachtungsentwurf 
vor, der die Rechtsanwälte zur Reaktion 
zwingt. Doch für die Rechtsanwälte 
müßte weitaus genauer definiert wer- 
den, welche Vertretungen die Steuerbe- 
rater übernehmen dürfen. ,Zum Frei- 
brief für Winkelschreiberei darf sich 
diese Reform nicht entwickeln." 

WKÖ: Kontraproduktiv 

,, Damit ist volkswirtschaftlich nichts ge- 
wonnen", kommentiert Hanspeter Han- 
reich, Chefjurist der Wirtschaftskammer 
Österreich, die Pläne. Seiner Meinung 
nach besteht das Bedürfnis nach einem 
selbständigen, gewerblichen Buchhal- 
ter. Denn die Schaffung eines eigenen 
Wirtschaftstreuhänderassistenzberufs 
bringt keine Verbilligung für die Klein- 

und Mittelbetriebe. ,,Folge wird sein, 
daß die großen Unternehmen ihre 
Buchhaltung nach Fernost oder in die 
Reformländer des ehemaligen Ost- 
blocks auslagern werden." Klein- und 
Mittelbetriebe müßten ihre Buchhaltung 
aber weiter teuer bei Wirtschaftstreu- 
händern oder einer Buchhaltungsgesell- 
Schaft nach der Wirtschaftstreuhänder- 
berufsordnung beziehen. 

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des 
ltÖsterreichischen Anwaltsblatts" 

1998 (Zutreffendes bitte ankreuzen] 

Ausqabe 01 0 2  0 3  0 4  0 5  0 6  07  0 8  0 9  010 011  012 

maximal 40 Worte: 

0 Kleinanzeige (ÖS 1140,-) 
0 Anzeige ,,RA/RAA in eigener Sache" (ÖS 570,-) 

alle Preise zuzügl 10% Anzeigenabgabe und 20% MWSt 

Text: 

Auftraggeber: 

Name / Anschrift / Telefon 
Datum / Unterschrift 
Chiffrenummer: 
0 ia Onein 

Bitte ausschneiden und einsenden an 
MANZ Verlags- und üniversitätsbuchhandlung 

Kennwort ,, Anwaltsblatt" 

1014 Wien . Kohlrnarkt 16 
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Zeitschriftenübersicht 

ecolex 
1 1 , 834. Wilhelm, Georg: Banküber- 

weisung nach Konkurseröffnung 

838. Niederberger, Sonja: Per- 
sönliche Haftung der Funktionäre 
für den vermögenslosen Idealver- 
ein? 

846. Fantur, Lukas und Jörg Ze- 
hetner: Zur Beendigung des Anstel- 
lungsverhältnisses des GmbH-Ge- 
schäftsführers, insbesondere des 
Gesellschafter-Geschäftsführers 

860. Mayr, Klaus: Abgaben- 
rechtliche Behandlung von Dienst- 
erfindungsvergütungen 

864. Nocker, Michael: Entschädi- 
gung für die ,, Postensuchtage" bei 
vorzeitiger Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses 

889. Stadlmair, Gerhard: Dient 
das novellierte gewerbliche Berufs- 
recht dem wettbewerb? 

893. Eisenberger, Georg und Ir is  
Eisenberger: Gewerbenovelle 
1997 - Aus für Einkaufszentren? 

904. Wügenbaur, Rolf: Fremden- 
verkehr in der EU 

Gewerblicher Rechtsschutz und 
Urheberrecht 
1 1 , 790. Jilmann, Winfried: Richtli- 

nie vergleichende Werbung 

Gewerblicher Rechtsschutz und 
Urheberrecht 
Internationaler Teil 
1 1 ,  859. Stauder, Dieter, Peter von 

Rospatt und Maximihan von 
Rospatt: Grenzüberschreitender 
Rechtsschutz für europäische Pa- 
tente 

864. Knaak, Roland: Die Rechts- 
durchsetzung der Gemeinschafts- 
marke und der älteren nationalen 
Rechte 

immolex 
1 1 ,  303. Pfiel, Franz: Die Rügeoblie- 

genheit nach § 16 Abs 1 Z 1 MRG. 
2. Teil 

310. Mottl, Ingeborg: Die Rück- 
trittsmöglichkeit des Erwerbers 
nach dem Bauträgervertragsgesetz 

lprax 
6, 401. Meyer, J.: Europäisches 

Übereinkommen über die Zustel- 
lung gerichtlicher und außerge- 
richtlicher Schriftstücke in Zivil- 
und Handelssachen in den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Uni- 
on 

Juristische Blatter 
1 1 , 685. Karner, Ernst: Die Neurege- 

lung des Ersatzes ideeller Schäden 
bei geschlechtlichem Mißbrauch 

702. Kar/, Beatrix: Zur Beein- 
trächtigung wesentlicher Interessen 
des Arbeitnehmers iSd § 105 
Abs 3 Z 2 ArbVG 

Neue Juristische Wochenschrift 
46, 3049. Müller, Gerda: Beweislast 

und Beweisführung im Arzthaf- 
tungsprozeß 

3056. Spoerr, Wolfgang, Ingo 
Brinker und M a h n  Di//er: Wettbe- 
werbsverbote zwischen Ärzten 

Der österreichische Amtsvormund 
Pichler, Helmut: Die unter- 

haltsrechtliche Stellung des Eltern- 
teils, der das Kind betreut 

5, 147. Fucik, Robert: Gedanken zu 
einer echten Anwaltschaft des Kin- 
des 

4, 109. 

Österreichische 
Immobilien-Zeitung 
22, 535. Call, Gottfried: Rechtspoliti- 

sche Aspekte des Miet- und Wohn- 
rechts 

Österreichische Juristen-Zeitung 
22, 841. Hiesel, Martin: Die Recht- 

sprechung des Verfassungsge- 
richtshofes zur Zulässigkeit gericht- 
licher Verordnungs- und Gesetzes- 
prüfungsanträge 

847. Mayr, Peter G.: Das ,, Euro- 
päische Zivilprozeßrecht" und 
Österreich 

Österreichisches Recht der 
Wirtschaft 
1 1 ,  642. Iro, Gert: Schädliche Ne- 

benwirkungen von Medikamenten 
und Produkthaftung 

643. Eisenberger, Martin: Ist der 
ÖSV immun gegen Bosman? Der 
,,Fall Goldberger" im Lichte des 
Gemeinschaftsrechts 

647. Saria, Gerhard: Rechtsfra- 
gen des neuen § 864 Abs 2 ABGB 
669. Grießer, Georg: Zur verfah- 
renstechnischen Umsetzung des 
5 3 AVRAG 

Österreichisches Standesamt 
i 1 , 90. ieschner, Wolfgang: Örtlich- 

keitsgrundsatz, örtliche Zuständig- 
keit und Sonderbeurkundungsfor- 
men im PStG (§§ 2, 4, 9 und 20 
PStG) 

Das Recht der Arbeit 
6, 449. Müller, Rudolf: Wichtige 

Verfahrensfragen der Sozialge- 
richtsbarkeit in Leistungsstreitver- 
fahren 

461. Pirstner, Renate: Die Quote 
im Gemeinschaftsrecht 

Schweizerische Juristen-Zeitung 
23, 449. Strasser, Othmar: Daten- 

schutz und Bankgeschäft am Bei- 
spiel der Bonitätsprüfung bei Kre- 
diten 

Steuer- und Wirtschaftskartei 
34, S 700. Schweiger, Jhomas und 

Kar/ Mittedehner: Firmenbuchein- 
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tragungsgebühr EU-rechtswidrig! 
Gibt es Rückforderungsmöglichkei- 
ten? 

Versicherungsrecht 
34, 1445. Müller-Roh, Wolf D.: 

Neuregelung der Haftpflicht ge- 
genüber Passagieren im internatio- 
nalen Luftverkehr 

Wettbewerb in Recht und Praxis 
12, 1 127. Ingerl, Reinhard: Allgemei- 

ner Namensschutz für geistige Pro- 
dukte. Zu den Softwaretitel-Ent- 
Scheidungen ,, FTOS" und ,, Power- 
Point" 

Wirtschaftsrechtliche Blatter 
November, 456. Gölles, Hans: Das 

neue Bundesvergabegesetz - 
Grundsätze des Vergabeverfah- 
rens 

Wohnrechtliche Blatter 
1 1 / 12, 249. Oberharnrner, faul: 

Vermögensrechte nach dem Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetz als 
Exekutionsobjekt in der Zwangs- 
vollstreckung gegen den Bestand- 
nehmer 

253. Gaisbauer, Georg: Nächtli- 
ches Baden und Duschen in der 
Mietwohnung aus privatrechtlicher 
Sicht 

Zeitschrift für Arbeitsrecht und 
Sozialrech t 
6, 161. Proksch, Felix: Klagsände- 

rung bei Pensionen wegen gemin- 
derter Arbeitsfähigkeit 

Zeitschrift für Verwaltung 
5, 569. Funk, Bernd-Christian und 

Sabine Kettenbach: Ziviltechniker 
als Quasi-Beliehene. Privatisierung 
behördlicher Aufgaben durch die 
Verfahrensnovelle 1996 zur Wie- 
ner Bauordnung 

577. Hauer, Wolfgang: Kommt 
dem Bund auf dem Gebiet des Ei- 
senbahn- und Luftfahrtwesens eine 
Kompetenz zur Raumordnung zu? 
580. Wessely, Wolfgang: Zur Be- 
willigungspflicht gem § 21 BStG 
nach der Bundesstraßengesetz- 
Novelle 1996 

Für Sie gelesen 
Wohnungseigentum unter Berück- 
sichtigung des BTVG. Von Erich Feil. 
3. Auflage. Verlag Linde, 1997.344 
Seiten, geb, S 596,-. 

Die seit der 2. Auflage durch die Wohn- 
rechtsnovelle 1997 (BGBI I 1997/22) 
und die Erlassung des Bauträgerver- 
tragsgesetzes (BGBI I 1997/7) erfolg- 
ten Änderungen sind in der 3. Auflage 
verarbeitet. Dem Aufbau des Woh- 
nungseigentumsgesetzes folgend wer- 
den zunächst kurze Kapitel zu bestimm- 
ten Themen des Wohnungseigentums- 
rechtes mit einer Fülle von Judikatur- 
und Literaturhinweisen abgehandelt. 
Änderungen im Zusammenhang mit der 
Nutzwertfeststellung (§ 3 WEG, 9 12 
WEG und 5 26 Abs 2 Z 6 WEG) sind 
ebenso besprochen wie die Treuhänder- 
Rangordnung nach § 24c WEG und 
die Verordnungsermächtigung gem 
5 17 Abs 6 a WEG, wonach Ö-Normen 
bezeichnet werden können, deren An- 
wendung das Vorliegen einer ordentli- 
chen Abrechnung indiziert. Ausführlich 
werden die Regelungen Für Zeitmieiver- 
träge und bestehende Mitzinsregelun- 
gen dargestellt. 

Im Anhang findet sich der Text des 
Wohnungseigentumsgesetzes und des 
Bauträgervertragsgesetzes samt den er- 
läuternden Bemerkungen zur Regie- 
rungsvorlage. Literatur- und Judikatur- 
hinweise sind auf den Stand I .  7. 1997 
gebracht. 

Insgesamt bietet die vorliegende 3. Auf- 
lage eine aktuelle ÜIjersicht über die 

geltenden zivilrechtlichen Regelungen 
in diesem Bereich. 

Gerhard Benn-Ibler 

H Die GewO, 6., erweiterte und voll- 
ständig neu bearbeitete Auflage. 
Von Walter Kinscher/Robert Sedlak. 
Manz-Verlag, Wien 1996. XLII, 
2020 Seiten, S 2760,-. 

Die Gewerbeordnung, die einen zentra- 
len Bestandteil des österreichischen 
Wirtschaftsverwaltungsrechtes bildet, 
ist nunmehr wieder in der bewährten 
Form, von zwei anerkannten Experten 
kommentiert, herausgegeben worden. 
Der ,, Große Kinscher" ist seit vielen Jah- 
ren ein unentbehrlicher Arbeitsbehelf 
für jeden mit der Gewerbeordnung und 
seinen Nebenbestimmungen Beschäf- 
tigten. 

Das Werk gliedert sich in den zentralen 
Teil der Gewerbeordnung 1994, in die 
gewerberechtlichen Vorschriften für 
Handwerke und für nicht bewilligungs- 
pflichtige gebundene Gewerbe, für be- 
willigungspflichtige gebundene Gewer- 
be, in Vorschriften betreffend Betriebs- 
anlagen, sonstige gewerberechtliche 
Verordnungen und sonstige gewerbe- 
rechtliche Vorschriften. Ein ausführli- 
ches, über 100 Seiten langes Stichwort- 
Verzeichnis schließt dieses Werk ab. 

In der bewährten Form der Kommentie- 
rung ist es dem Benützer unter Zuhilfe- 
nahme des Stichworiverzeichnisses sehr 
leicht möglich, für viele gewünschte Fra- 
gen im Gewerberecht die entsprechen- 
den Antworten, insbesondere Judikatur 
des VwGH mit Entscheidungsdatum und 
Geschäftszahl, zu finden. Der Rezen- 
sent regt als Benutzer dieses Werkes an, 
in der Neuauflage ein Entscheidungs- 
Verzeichnis wie im Koppensfeiner 
GmbHG Kommentar einzufügen, wo- 
durch der Benutzer die Fundstellen 
leichter finden kann, oder bei den Zita- 
ten die Fundstellen in den wichtigsten 
Zeitschriften wie RdW, WBI, ÖJZ, 
ecolex und ZfVB einzufügen. 
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Literaturbericht 

Im Hinblick darauf, daß ein erheblicher 

Teil der nunmehr in Osterreich gelten- 
den gewerberechtlichen Vorschriften 

Gemeinschaftsrechtsvorschriften sind, 
die entweder in Form einer Verordnung 

oder einer Richtlinie erlassen worden 
sind, ist dies nicht entsprechend gewür- 
digt worden. Trotz dieser kleinen Ver- 
besserungswünsche erübrigt sich eine 
weitere Besprechung dieses Werkes, 
denn es würde nur bedeuten, Eulen 
nach Athen zu tragen. 

Wolf-Georg Schärf 

W Österreichisches Lebensrnittelrecht 
und EU. Von Christian Hauer. Verlag 
Manz, Wien 1997. XIV, 1 14 Seiten, 

br, S 390,-. 

Obwohl zum ersten seiner beiden Teile 

als (,,bloß") überarbeitete Fassung ei- 

ner Studie im Auftrag der EUKom dekla- 
riert (und dementsprechend skeptisch 
angenähert), erweist sich das vorliegen- 
de Werk schon in dessen I. Abschnitt - 
scheinbar ,, banale'' Begriffsbestim- 
mung und deren Abgrenzung -als prä- 
zise und umfassende Darstellung und 
Analyse des zwischen obskurer Vielfalt 
und unverständlicher Kasuistik ge- 
spannten Lebensmittelrechts, deren 
praktischen Wert - schon durch die 
übersichtliche Anordnung und den prä- 

gnanten Ausdruck, welche in vergleich- 
baren Werken ihresgleichen suchen - 
selbst dem (vermeintlich) Eingeweihten 
spätestens im II. Abschnitt - Bedingun- 

gen für die Verwendung von Nährstof- 
fen - klar wird: Die bisher geltenden 

Regulierungen und Beschränkungen 
werden in ihrer ganzen Komplexität 
(und ZT Unverständlichkeit) so über- 

sichtlich aufgelistet, daß sie iVm dem III. 
Abschnitt - Kennzeichnungsvorschriften 
- geradezu als ,,Panoptikum" (im ur- 
sprünglichen wie übertragenen Sinn) 

des österr Lebensmittelrechts gelten kön- 
nen. 

Auch Bibliographie und Verweisung 

sind schon zu diesem Teil zwar spar- 

sam, aber doch so vollständig, daß 
etwa der in S 14 Z 7 mE (offenbar bloß 
aus satztechnischen Gründen) fehlende 

Querverweis ,, (111 B 18)" zur Fundstelle 
der Dauermilchprodukte geradezu ins 
Auge springt. 

Der IV. Abschnitt - Zusatzstoffe - ist im 
I. Teil mE zwar etwas kurz geraten - im 
II. Teil (su) dafür umso ausführlicher und 

,, spannender"; aber das zunehmende 
,,Engagement" des Verfassers im 
V. Abschnitt - Verfahrensvorschriften - 
und (va) im VI. Abschnitt über die (weit- 
gehend fehlenden) wissenschaftlichen 
Begründungen lassen schon erahnen, 
was den interessierten Praktiker im 

II. Teil erwartet, der die eigentlichen 
Anliegen des Verfassers an das österr 
Lebensmittelrecht im Verhältnis zum 
EG-Recht enthält. Da ist sogar der mE 

nach FN48 fehlende Hinweis auf die 

Möglichkeit kurzfristiger Erforschung 

der ,, konkret als zulässig erachteten ge- 
sundheitsbezogenen Angaben" durch 
einen Antrag nach dem Auskunfts- 
pflichtG verzeihlich - der sich allen 
empfiehlt, die nicht zu ,,ministerialen 
Ohrwürmern" (S 47 oben) werden oder 
auf die ,,biennale Offenbarung" dieser 
allerhöchsten Geheimnisse in ,, Ernäh- 
rung" (als der nach Einstellung der Ver- 
öffentlichungen zu § 9 Abs 3 LMG in 

MGA 54, LMR2 einzig allgemein zu- 
gänglichen Erkenntnisquelle) angewie- 

sen bleiben wollen. 

Der II. Teil listet dann - unter dem ei- 
gentlichen Werktitel und den eher un- 
scheinbaren Abschnittsbezeichnungen 
,, Grundsätze", ,, Rezepturvorschriften", 

,, Bezeichnungsfragen", ,, Zusatzstoffe" 
und ,,Zulassungs- und Anmeldungsver- 
fahren" - nicht nur alle europarechtlich 
relevanten Aspekte der (tatsächlichen 

oder vermeintlichen) Harmonisierung 
dieses Rechtsgebietes auf, sondern legt 
seinen Finger auch so unerbittlich auf 
alle ,, Wunden" fehlender und wider- 
sprüchlicher gemeinschaftlicher wie in- 
nerstaatlicher Harmonisierung und Um- 

setzung, daß gerade der einschlägig 
befaßte Praktiker dies nur als Aufforde- 
rung empfinden kann, dem auf den die- 
sen Verweisungen und Begründungsan- 
Sätzen aufbauend durch entsprechend 

begründete (ordentliche wie außeror- 
dentliche) Rechtsmittel und Fragenvor- 
Schläge für Vorlageanregungen ,,mit- 
abhelfen zu helfen''. 

Bewundernswert, wie Hauer gleicher- 
maßen scharfsinnig wie -züngig die dis- 
krepante Orientierung von Kennzeich- 

nung und Ursprungsbezeichnung am 
Verbraucherleitbild offenlegt und den 
unverdrossenen Systemerhaltern 
,,Österr Kodexqualität" die Rute des 
Wettbewerbsrechts (FN137 ins Fenster 
stellt. Anschauliche Beispiele mit um- 

fangreichem Anmerkungsapparat und 
wertvollen Quellenhinweisen vermögen 

selbst dem Euroskeptiker eine gewisse 

Konsequenz in der Rechtsprechung des 
EuGH zu offenbaren (FN'40-143); bloß 
beim - durchaus wichtigen und wertvol- 
len - Exkurs über die Ursprungsbe- 
Zeichnungen und Herkunftsangaben 
hätte man sich vielleicht noch ein weite- 

res sentimental-österreichisches Bild ge- 
wünscht: den ,, Inländer-Rum'' (S 77), 
von dem wir uns ebenso voreilig verab- 
schiedet haben wie vom ,,Österzola" 
(S 78). Vor allem die Ausführungen 

über gesundheitsbezogene Angaben 
(ll.4), die Anträge nach § 9 Abs 3 LMG 
(V.2) und die Abgrenzung zum Arznei- 
mittel (V.6) sind von geradezu ,,pro- 
grammatischer" Kraft, deren Faszinati- 

on sich gerade der - nicht selten: ge- 
quälte - Praktiker auf diesem Gebiet 
einfach nicht entziehen kann. 

Fazit: Trotz des zunächst wenig Konkre- 
tes verheißenden Titels - und des solche 
Befürchtung fast noch bekräftigenden 
Vorworts - ein gerade für den nicht 

endlosem Quellenstudium oder gefälli- 
ger Antichambre ergebenen Praktiker 
ein nicht bloß wertvoller, sondern gera- 

dezu unentbehrlicher Arbeitsbehelf, wie 
er nur aus Jahrzehnten fachlichen und 
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persönlichen Engagements mit wissen- 
schaftlichem Background erfließen 
kann - und für den dem Autor wirklich 
zu danken ist. 

Horald Schmidt 

W Mehrheitsbeschlüsse bei Personen- 
gesellschaften. Von Michael Enzin- 
ger. Schriften zum gesamten Recht 
der Wirtschaft, Band 31. Verlag 
Orac, Wien 1995. 432 Seiten, 
S 1.240,-. 

Dieses Buch, das der Rezensent seit sei- 
nem Erscheinen oftmals mit Gewinn zur 
Problemlösung herangezogen hat, ist 
die überarbeitete Fassung der Habilita- 
tionsschrift des Autors; es hat seit sei- 
nem Erscheinen nichts an Aktualität ein- 
gebüßt. Es geht um Probleme des Min- 
derheitenschutzes: Daran scheiden sich 
die Geister. Was dem einen lästiger 
Störfaktor für die Mehrheitsgesellschaf- 
ter zu sein scheint und kein Verständnis 
für das Messen formalgültiger Mehr- 
heitsentscheidungen an Treue- und So- 
zietätspflichten abringt, ist dem ande- 
ren gleichsam Grundrecht jedes in No- 
minalkapital und Beteiligungsanteil 
auch noch so geringfügigen Minder- 
heitsgesellschafters. Der Autor legt nach 
einer Befundaufnahme der Gesellschaf- 
terbeschlüsse in Personengesellschaften 
und einer Untersuchung des Beschlusses 
als Rechtsgeschäft und Willenserklä- 
rung die Grenzen der durch Privatouto- 
nomie begründeten Mehrheitsklauseln 
offen und spricht sich - als Minderhei- 
tenschutz - für ein bewegliches System 
der Beschlußkontrolle aus. Besonders 
interessant sind die Ausführungen zu 
,, Hinauskündigungsklauseln". Der Au- 
tor tritt mit überzeugenden Argumenten 
der in Österreich herrschenden Lehre 
und Rechtsprechung entgegen, die der- 
artige Klauseln für zulässig und wirk- 
sam halten. Das freie Ermessen der Ge- 
sellschafter hat sich an Gesellschafts- 
zweck und Gesellschaftszielen zu orien- 
tieren; eine nachprüfende Kontrolle ist 

zulässig. Willkür und sachlich nicht ge- 
rechtfertigtes Belieben machen Mehr- 
heitsbeschlüsse unwirksam. Knöchlein 
hat sich jüngst in seiner Studie zum 
Ausschluß des unverträglichen Mitge- 
sellschafters auch zu diesem Lösungsan- 
Satz bekannt. 

Enzingers flüssig geschriebenes, mit 
Anmerkungen nicht überladenes, 
durchaus praxisorientiertes, die Judika- 
tur bis 1991 berücksichtigendes Buch 
wird auch in Zukunft hohe Aktualität 
genießen; insbesondere seine Ausfüh- 
rungen über typische Beschlußmängel 
und Beschlußanfechtungen machen es 
für den Wirtschaftsanwalt besonders 
wertvoll. 

Kar/ Hempel 

Der Eigenkapitalausweis bei Perso- 
nenhandelsgesellschaften. Von An- 
dreas Hlavenka. Linde Verlag, Wien 
1995. 300 Seiten, geb, S 496,-. 

Die Kapitalgesellschaft & Co hat nach 
österreichischem Rechnungslegungs- 
recht ihren Jahresabschluß wie eine Ka- 
pitalgesellschaft zu erstellen; das betrifft 
auch ,,normale" Personenhandelsge- 
sellschaften, wenn deren Jahresab- 
schlüsse einem Konsolidierungskreis zu- 
gehören. Das bedeutet die gesetzliche 
Verpflichtung zur Gleichbehandlung 
von Personengesellschaften mit Kapital- 
gesellschaften; die Rechtsform-Beson- 
derheiten der Personengesellschaft 
schaffen allerdings bei der Bilanzierung 
des Eigenkapitals Schwierigkeiten. Die 
für die Personenhandelsgesellschaft 
maßgeblichen Bestimmungen des HGB 
über die Handelsbücher waren bis zum 
Inkrafttreten des RLG in weiten Berei- 
chen unbestimmt; sie ließen bei Aufstel- 
lung der Jahresabschlüsse weitgehende 
dispositive Freiräume zu. Dem Bedarf 
der Bilanzierungspraxis nach sachge- 
rechten Lösungen kommt das Buch von 
Hlavenka entgegen; es arbeitet den Ein- 
zelkapitalausweis der Personenhan- 
delsgesellschaft unter Berücksichtigung 

sämtlicher bilanzrechtlich relevanter 
Aspekte auf und bietet Lösungsvorschlä- 
ge zur Anwendung der Bestimmungen 
für Kapitalgesellschaften. Der Autor be- 
faßt sich zuerst mit dem Konzept der 
Rechnungslegung der Personenhandels- 
gesellschaft und behandelt in einem 
weiteren Abschnitt Komplementär- und 
Kommanditisten-Einlagen als Nennka- 
pital, als Kapitalrücklage und als Ge- 
winnrücklage. Sodann stellt er das Bi- 
lanzergebnis der Personenhandelsge- 
sellschaft vor und setzt sich mit der Be- 
handlung und Abgrenzung der 
negativen Eigenkapital-Komponenten 
auseinander. Die Voraussetzungen, die 
der Autor für die Bilanzierung von Ein- 
lagen als Eigenkapital und für die Bilan- 
zierung von Komplementär- und Kom- 
manditkapital als Rücklagen benennt, 
überzeugen ebenso wie die herausge- 
arbeiteten Unterschiede zwischen indi- 
viduellen und allgemeinen Rücklagen 
und die Kriterien des Grades ihrer Ka- 
pitalbildung, somit ihrer Entnahmefä- 
higkeit. 

Das Buch schließt eine Lücke; es ist für 
ieden Wirtschaftsjuristen von hohem In- 
teresse. 

Kar/ Hempel 

GmbH-Gesetz. Von Marcus Iut- 
ter/Peter Hommelhoff. 14. Auflage. 
Verlag Dr. Otto Schmidt KG, Köln 
1995. 1041 Seiten, geb, S 1.080,-. 

Lutters und Hommelhoffs Publikationen 
werden fast immer mit begeisterter Zu- 
stimmung und Bewunderung kommen- 
tiert. Vor allem die originelle Darstel- 
lung und die brillante Sprachbeherr- 
schung werden gelobt. Auch die 
14. Auflage des bewährten GmbH- 
Kommentars, eine gewichtige und tief- 
greifende Neubearbeitung, verdient 
diese Beurteilung. Die Vorschriften über 
die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln (§§ 5 7 c  ff) und über die verein- 
fachte Kapitalherabsetzung (§§ 58 a ff) 
werden erstmalig kommentiert. Das 
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GmbH-Gesetz, seit 1990 sechsmal um- 
fangreich novelliert, ist damit auf etwa 
120 Paragraphen angewachsen; im 
Hinblick auf die deutsche Praxis, nume- 
rierte durch Litteral-Paragraphen zu er- 
weitern, ist das nicht ganz leicht zu 
erkennen. 

Die Gesetze, mit denen die 1 1. (Zweig- 
niederlassung) und 12. (Ein-Mann- 
GmbH) gesellschaftsrechtliche Richtlinie 
für das deutsche Recht umgesetzt wur- 
den, erfahren eingehende Behandlung. 
Besondere Beachtung verdienen die 
vertieften Ausführungen zum Konzern- 
recht und zur Haftung ausgeschiedener 
Gesellschafter und die Darlegungen 
zum eigenkapitalersetzenden Gesell- 
schafterdarlehen (§ 32 a), ein Thema, 
das in Deutschland wie in Österreich 
höchste Aktualität genießt. Am ein- 
drucksvollsten erscheint dem Rezensen- 
ten das Kapitel über die Haftung der 
Geschäftsführer, insbesondere die Aus- 
führungen über Konkursverschleppung. 
5 43 dGmbHG scheint auf den ersten 
Blick durchaus dem Regelungsinhalt von 
§ 25 ÖGmbHG zu entsprechen. Der 
Sorgfaltsmaßstab des ,,ordentlichen 
Geschäftsmannes" wurde in Deutsch- 
land zur weitergehenden Sorgfalt des 
selbständigen treuhändigen Verwalters 
fremder Vermögensinteressen weiter- 
entwickelt. Die Autoren wenden sich kri- 
tisch gegen die jüngere BGH-Judikatur, 
die den Geschäftsführer deliktsrechtlich 
gegenüber Dritten - wie einen wirt- 
schaftlichen Ausfallsbürgen der Gesell- 
schaft - haften Iäßt, wenn er innerhalb 
der Gesellschaft für die Organisation 
und Leitung des Geschäftsbetriebes zu- 
ständig war. 

Das 60seitige Entscheidungsregister ist 
durch seine aussagekräftige Gliederung 
ohne Beispiel; vielleicht lassen sich die 
Autoren in künftigen Auflagen dazu ge- 
winnen, die Leitentscheidungen mit ih- 
ren bekanntgewordenen Schlagworten 
zu kennzeichnen - so etwa die neu auf- 

genommenen Entscheidungen TBB und 
Lagergrundstück. 
Das vorzügliche, gut lesbare Buch hat 
einen festen Platz in der Handbibliothek 
jedes österreichischen Wirtschaftsiuri- 
sten. 

Kar/ Hernpe/ 

H Neue Richtlinien für Dokumenten- 
akkreditive. Von Jens Nielsen. Ver- 
lag Recht und Wirtschaft, Heidelberg 
1994. 269 Seiten, kart, S 61 4,-. 

H Das Dokumentenakkreditiv im Inter- 
nationalen Handelsverkehr. Von Rolf 
A. Schütze. Verlag Recht und Wirt- 
schaft, Heidelberg 1996. 323 Sei- 
ten, geb, S 1.391 ,-. 

Das Dokumentenakkreditiv ist das wich- 
tigste Zahlungssicherungsinstrument im 
zwischenstaatlichen Handel. Weltweit 

gelten die von der Internationalen Han- 
delskammer (Paris) herausgegebenen 
Einheitlichen Richtlinien und Gebräuche 
für Dokumentenakkreditive als Grundla- 
ge. Wien war auch auf diesem Gebiet 
,, Geburtsort" einer überregionalen Re- 
gelung: Auf dem 7. ICC-Kongreß 1933 
wurde die erste internationale Richtlinie 
in Wien angenommen. Die 5. revidierte 
Fassung der Richtlinien ist unter der Be- 
zeichnung UCP 500 am l .  Januar 1994 
in Kraft getreten. 
Ziel der letzten Revision war vor allem 
die Integration der internationalen 
Bankpraxis und die Stärkung der Zuver- 
lässigkeit des Dokumentenakkreditivs 
insbesondere durch Klarstellung der 
Haftung der Eröffnungs- und/oder der 
Bestätigungsbank (,, Ersthaftung"). 
Jens Nielsen, Rechtsanwalt in Hamburg, 
als Experte des Akkreditivgeschäfts seit 

lndexzahlen November 1997 

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt 

Index der Verbraucherpreise 96 (0 1996 = 100) 
Großhandelsindex (0 1996 = 100) 

101,6 

100,3 

Verkettete Vergleichsziffern 

Index der Verbraucherpreise 86 (0 1986 = 100) 
Index der Verbraucherpreise 76 (0 1976 = 100) 
Index der Verbraucherpreise 66 (0 1966 = 100) 
Verbraucherpreisindex I (0 1958 = 100) 
Verbraucherpreisindex II (0 1958 = 100) 
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 
Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 
Großhandelsindex (0 1986 = 100) 
Großhandelsindex (0 1976 = 100) 
Großhandelsindex (0 1964 = 100) ohne MWSt 

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 

132,9 

206,6 

362,4 

461,8 

463,2 

4057,5 

3446,3 

3497,O 

104,6 

139,2 

231,8 

2261,7 
Zahlenangaben ohne Gewähr 
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langem ausgewiesen, kommentiert die 
neuen Regelungen mit zutreffend durch- 
aus kritischen Äußerungen insbesonde- 
re zu Art 9; sein für die Praxis geschrie- 
benes Buch bringt Artikel für Artikel (die 
in englischer und deutscher Sprache 
wiedergegeben werden) Hinweise zur 
praktischen Anwendung. 

Der Kommentar von Schütze ist die füh- 
rende Abhandlung über das Dokumen- 
tenakkreditiv in deutscher Sprache. Die 
nun vorgelegte 4. Auflage folgt der be- 
währten Gliederung. Nach Ausführun- 
gen zur Geschichte des Akkreditivs und 
zu den gesetzlichen Regelungen in 
wichtigen Staaten, insbesondere denen 
des Nahen Ostens, befaßt sich der Au- 
tor mit der Rechtsnatur der Einheitlichen 
Richtlinien und des Dokumentenakkre- 
ditivs, kommentiert Eröffnung, Übertra- 
gung und Realisierung des Akkreditivs 
und behandelt schließlich in einem be- 
sonders eindrucksvollen Kapitel das in- 
ternationale Privatrecht und die Rechts- 
Verfolgung. Schützes Abhandlung ent- 
hält schließlich auch die Texte der ICC- 
Standardformulare, eine Übersicht über 
den Anwendungsbereich der ERA und 
individuelle Formulare für Akkreditiv- 
Auftrag, unwiderrufliches Dokumenten- 
akkreditiv und Auszahlungsvorbehalt. 

Beide Bände sind sprachlich vorbildlich 
und für Wissenschaft und Praxis gleich 
wertvoll. 

Kar/ Hempe/ 

E Abfallrecht und ÖKO-Audit. Kodex 
des österreichischen Rechts, 4. Auf- 
lage. Verlag Orac, Wien 1997. 

S 450,- im Einzel, S 360,- im Abon- 
nement. 

Die neue Auflage, die den Stand des 
Abfallrechts zum 1. Juni 1997 wieder- 
gibt, paßt das Abfallwirtschaftsgesetz 
an die neue Rechtslage im Hinblick auf 
das Inkrafttreten der Verbringungsver- 
Ordnung der EU und an das Emissions- 
schutzgesetz Luft an. Die Verpak- 
kungsverordnung BGBl 1996/648 ist 
neu aufgenommen. Die Novellen zum 
Wasserrechtsgesetz (insbesondere 
5s 31 b ff, 5 1200, 5 134 WRG) sind 
ebenso berücksichtigt wie Änderungen 
des EU-Abfallrechts, insbesondere die 
Novellen der sogenannten Abfall-RL, 
die IPPC-Richtlinie und mehrere Verord- 
nungen im Bereich des ÖKO-Audit. Die 
Rechtsentwicklung auf diesem Gebiet ist 
in raschem Flusse. Die vierte Auflage 
des Kodex kommt dem Bedürfnis nach 
schneller und benutzerfreundlicher In- 
formation entgegen. 

Kar/ Hempe/ 

W Wasserrecht. Kodex des österreichi- 
schen Rechts, 2. Auflage. Verlag 
Orac, Wien 1997. Im Einzelbezug 
S450,- und im Abonnement 
S 360,-. 

Die neue Auflage, die den Stand zum 
1. Juli 1997 wiedergibt, berücksichtigt 
die beiden Novellen zum Wasserrechts- 
gesetz BGBl 1996/795 und 796 und 
beide WRG-Novellen 1997, die Novel- 
le BGBI 1997/59, aber auch die Novel- 
le BGBI 1997/74, obwohl diese erst am 
1 1 . Juli 1997 im Bundesgesetzblatt ver- 
lautbart wurde. Der Band enthält sämt- 
liche einschlägigen Richtlinien der EU, 

darunter die IPPC-Richtlinie, die vor al- 
lem für die metall- und die mineralver- 
arbeitende Industrie hinsichtlich der 
Emissionsschwellenwerte Luft und Was- 
ser bedeutsam ist. Wieder sind die gute 
übersichtliche Gliederung und die be- 
nutzerfreundliche Ausstattung lobend 
zu nennen. 

Kar/ Hempe/ 

W Kodex Steuergesetze. Bearbeitet 
von Christoph Ritz/Roland Grabner. 
24. Auflage, Stand 1. 2. 1997. Ver- 
lag Linde, Wien 1997. 91 4 Seiten, 
S 244,- im Dauerbezug, S 305,- im 
Einzelbezug . 

Der vorliegende Kodex enthält den 
Stand der Steuergesetze mit den Ände- 
rungen nach dem Abgabenänderungs- 
gesetz 1996, EU-Abgabenänderungs- 
gesetz und der Umsatzsteuergesetz-No- 
velle 1996. 

Ferner befinden sich in den Anhängen 
die Gesetzesmaterialien zum Struktur- 
anpassungsgesetz 1996, dem Sozial- 
rechtsänderungsgesetz 1996, dem 
Werkvertragsänderungsgesetz, dem 
Abgabenänderungsgesetz, dem EU- 
Abgabenänderungsgesetz und der Um- 
satzsteuergesetz-Novelle 1996. Die Ko- 
dex-Steuergesetze gewähren eine 
prompte - prompter als diese Bespre- 
chung - und verläßliche Übersicht über 
den jeweiligen Bereich des Bundesrech- 
tes und dienen daher auch insbesonde- 
re der eigenen Sicherheit des befaßten 
Beraters in einer sich immer noch be- 
schleunigenden Gesetzgebungspraxis. 

Gerhard Benn-lbler 
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Übernehme Substitutionen, auch in Strafsachen (Jugendge- 

richtshofnähe). Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erd- 
berger Lände 6, 1030 Wien. 

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch 
außerhalb der Bürozeiten, Telefax 71 3 78 33-74 oder 
71 3 78 34-74 oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36. 

rn 
RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (1 00 Me- 
ter vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt 
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen. 

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43. 

rn 
RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, über- 

nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen. 

Telefon (01 ) 31 7 42 88, Telefax 31 7 42 88-20. 

RA Dr. Elisabefh Nowak, 1 190 Wien, Gymnasiumstraße 
68/6, Telefon (01 ) 31 7 68 14, Telefax (01 ) 31 7 68 14-4, 
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien 
und Umgebung, insbesondere vor den Bezirksgerichten Döb- 
ling und Hernals. 

rn 
Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, 
Ämtern und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 
5020 Salzburg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, 
Telefax (0662) 82 57 05, durchgehend erreichbar. 

rn 
RA Dr. Helmut Denck, 101 0 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt 
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen. 

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88. 

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Rufh 

Mirecki, RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 
71 2 35 70, 71 3 16 41, jetzt ganztägig erreichbar. 

rn 
RA Dr. Christian Leskoschek, 101 0 Wien, Schwertgas- 
se 2/Xlll, Telefon (01 ) 533 85 90, Telefax (01 ) 533 85 90-1 1 , 
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien 
und Umgebung. 

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner- 
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und 
Umgebung. 

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6. 

rn 
RA Dr. Stefan Joachimsfhaler, 1070 Wien, Kandlgasse 
32/10, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in 
Wien. 

Telefon (01 ) 523 54 10, Telefax (01 ) 523 54 10-1 0. 

rn 
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsa- 
chen übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 101 0 Wien, Fütte- 

rergasse 1. 
Telefon (01 ) 532 19 99, Telefax (01 ) 535 53 88. 

rn 
RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 101 0 Wien, Kramergasse 1 /12, 
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien 
sowie vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie 
Interventionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von 
s 100.000,-. 
Telefon (01 ) 533 39 51, Telefax (01 ) 533 39 52. 

rn 
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Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsa- 
chen übernimmt RA Dr. Thomas Ruia, 101 0 Wien, Wiesin- 
gerstraße 8/19. 
Telefon (01) 51 2 20 02, Telefax (01 ) 51 2 20 03. 

R 
Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere 

vor den BG Liesing und Hietzing, übernimmt auch kurzfristig 

RA Mag. lrene Haase, An der Au 9, 1230 Wien. 

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0664) 337 94 16, durch- 
gehend erreichbar. 

R 
Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in 

Wien und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstra- 

ße 9/19, 1020 Wien. 

Telefon und Fax (01 ) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18. 

0 
Linz - RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstra- 

ße 41 , übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umge- 

bung. 

Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, 
Mobil 0664/420 12 80. 

R 
Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) 

in Wien und Umgebung (in Wien 1, Riemergasse, auch kurz- 
fristig) übernimmt Rechtsanwalt Mag. Wolfgang Reiffenstuhl, 

101 0 Wien, Falkestraße 1. 
Telefon (01) 51 2 47 62, Telefax (01) 51 3 48 74. 

E 
Übernehme Substitutionen aller Art, in Wien und Umgebung: 

Mag. Martin Nemec, 121 0 Wien, Brünner Straße 37/5. 
Telefon (01) 270 56 66, Telefax (01) 278 38 04. 

Rechtsvertretung im Rhein-Main-Gebiet 

Wir vertreten die Interessen Ihrer Mandanten irn Großraum des 
Rhein-Main-Gebietes auf allen Gebieten des Zivil-, Wirtschafts- 
und Strafrechts. 

Rechtsanwälte und Notar 
Dr. Dietrnar Kurtz. Manfred Mürrnann 
- auch Fachanwälte für Arbeits- und Steuerrecht -, 
Jürgen Peter Klug 
Irn Geisbaum 13, D-63329 Egelsbach 

Telefon: 0049-6103-42075 
Telefax: 0049-6103-44220 

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsa- 

chen übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 101 0 Wien, 

Wollzeile 15/15. 

Telefon (01) 51 2 62 20, Telefax (01) 51 2 62 21. 

E 
Dr. Andrem Ladstütter, 101 0 Wien, Riemergasse 6/8, über- 

nimmt Substitutionen vor den in der Riemergasse etablierten 

Gerichten. 

Telefon (01) 513 98 06, Telefax (01) 51 3 97 64. 

R 
Zivil- und Strafsachen (in Wien) und VfGH/VwGH-Beschwer- 
den (zB Fremden- und Asylrecht) in Substitution übernimmt RA 
Mag. Georg Bürstmayr, Stubenring 2, A-1 01 0 Wien. 

Telefon (01 ) 51 2 85 81 od (0663) 91 9 34 08. 

E 
Substitutionen beim BG Döbling übernimmt infolge Kanzlei- 

Verlegung Frau Dr. Martina Zadra, RA, 1 190 Wien, Döblin- 

ger Hauptstraße 48. 

Telefon/Telefax (01 ) 369 87 10, Mobiltel (0664) 182 50 07. 

Substitutionen vor sämtlichen Behörden in Schwaz und Um- 

gebung (insbesondere in Rattenberg, Zell am Ziller, Hall in 

Tirol) übernimmt RA Dr. Stefan Brandacher, 61 30 Schwaz, 

Husslstraße 29 a. 

Telefon und Telefax (05242) 677 76. 

E 
London - Österreicher, englischer RechtsanwaIt/Advokat, 

Europarecht, Kollisionsrecht und englisches Recht, Beratung 

und Vertretung vor Gericht. 

Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Warwick House Cham- 

bers. 8 Warwick Court, Gray's Inn, London WC1 R 5DJ, 
Telefon (00441 71 ) 430 2323, Telefax (00441 71 ) 430 91 71. 

R 
ITALIEN. RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porto Soprana 13, 
C. P. 966, 1-16100 Genova, Te1 (04010) 25 13 663, Fax 

(0401 0) 25 13 635, geborener Wiener, steht österreichischen 

Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz Ita- 

lien zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz. 

Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon 

(01) 513 26 Ol/Serie. 
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Richter und Rechtsanwalt aus Bosnien (20 Jahre Praxis), 
48 Jahre, mit nostrifiziertem Diplom, abgeschlossener Ge- 
richfspraxis und abgelegter Universitäts-Sprachprüfung, 
18 Monate als Rechtsberater in einer Handelsfirma und als 
Gerichtsdolmetscher für Bosnisch, Kroatisch und Serbisch 
tätig, EDV- und Sprachkenntnisse in Englisch und Deutsch 
sucht adäquate Stelle. Mobil (0664) 432 66 16. 

rn 
Wirtschaftskanzlei mit Schwerpunkt Immobilienrecht und mit 
angeschlossener Hausvewaltung sucht qualifizierten, einsatz- 
freudigen Konzipienten/in mit einschlägiger, wenn möglich 

langjähriger Vorpraxis zur sofortigen Mitarbeit. Wir bieten 

bestes Arbeitsklima, optimale Infrastruktur und ausgezeichnete 
Mitarbeiter. Regiegemeinschaft ebenso möglich wie allenfalls 
Partnerschaft. 

Bewerbungen unter Chiffre A-100443. 

Wir suchen eine(n) hochqualifizierte(n) Konzipientin/Kon- 
zipienten mit großer LU. Wir bieten eine umfassende an- 
waltliche Ausbildung, leistungsgerechte Bezahlung und die 

Förderung wissenschaftlicher Arbeiten. 
Schriftliche Bewerbungen an Preslmuyr & Partner Rechts- 

anwälte, 1010 Wien, Dr.-Karl-Lueger-Ring 12, Fax (01) 
535 56 86. 

.. - -~ 

Konzipient mit großer LU und Auslandserfahrung, derzeit in 

Wirtschaftskanzlei tätig, sucht Konzipientenstelle zum bald- 
möglichen Eintritt. 

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100445. 

rn 
Sekretärin, 20 Jahre Praxis (ungek Stellung), Kurrentien / Ad- 
vokat, sucht geeignete Stellung; Wien oder südlich von Wien. 

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100444. 

Meine Kanzleileiterin folgt dem Ruf ihres Herzens nach Vor- 

arlberg. Ich suche daher eine neue Kanzleileiterin, sie einen 
neuen Chef. 

RA Dr. Klaus Herke, 6020 Innsbruck, Anichstraße 33, Te1 

(051 2) 58 89 12. 

Kanzleileiterin ab April 98 für Regiegemeinschaft von Rechts- 

anwälten gesucht. 

Te1 (01) 505 81 88 - Hr/Fr Dr. Grogger 

 



P.b.b. 
Verlagspostamt 101 O Wien 

Erscheinungsort Wien 

Suche Kollegen für Kanzlei- oder Regiegemeinschaft in Inns- 
bruck ab Frühsommer 1998 (Zivilkanzlei). 
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100446. 

Rechtsanwaltskanzlei mit repräsentativen Kanzleiräumen, 
hervorragender Ausstattung und gutem Kanzleiklima bietet 
(auch jüngerem) Kollegen/in Anschluß an Kanzleiorganisati- 

on in Regiegemeinschaft mit ausbaubarer zukünftiger Zusam- 

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100440. 

Repräsentative Anwaltskanzlei bietet Kollegen / Kollegin Re- 
giegemeinschaft ab Mai 98. Komplette Kanzleiinfrastruktur, 
alle Anschlüsse, beste Verkehrslage, Garagenplatz, stehen zur 
Verfügung. 
Zuschriften an den Verlag unter Cliiffre A-100447. 

Wegen beabsichtigter Emeritierung Übernehmer(in) für kleine 
Zivilkanzlei in Wien, 7. Bezirk, zu günstigen Bedingungen 
gesucht. 
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100431. 

Vollständige Sammlung der Reichs- bzw Bundesgesetzblätter 
1849- 1984 zu verkaufen. ATS 14.000,- netto. Te1 (01 ) 
533 05 33. 

Kanzlei - im Wohnungseigentum - unmittelbar neben Bezirks- 
gericht in Wiener Außenrandbezirk - zu verkaufen. 
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100429. 

H 

Wien/Biedermeierhaus, Rarität: Ca 200 Jahre, stilgerecht re- 
stauriert, 1 140 m2 Nutzfläche, 3geschoßig, Gewölbekeller, 
18 Parkplätze, 10 Garagenboxen, 21 0 m2 Halle, 250 m2 aus- 
gebautes schönes Dachatelier, pflegeleichter Garten, kleiner 
Zubau möglich, ruhig gelegener, cirka 2000 m2 Grund. 
Metzger Realitäten Gruppe, Te1 (01 ) 597 50 60-1 5. 

H 
Florida-Golfküste, Cape Coral, vermiete neue Luxusvilla, 
2 - 8 Personen, 4 Schlafzimmer, 2% Bäder, beheizter Pool, 
breiter Kanal, Westlage, dt Betreuung, ab $ 75O,-/Woche. 
Te! (031 6) 69 48 12, Telefax (031 6) 69 48 12-76, Handy 
(0664) 357 26 41. 

Übersetzungen, insbesondere Deutsch-Englisch, Englisch- 
Deutsch, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreßservice, mother 
tongue Standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer 
aus England und Österreich. 
BLTS - Business and Legal Translation Services 
Telefon (01 ) 51 2 86 04, Telefax (01) 51 2 86 05. 
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